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Beginn: 13.34 Uhr

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich würde gern die heutige Sitzung eröffnen,
aber ich habe das Gefühl, ich dringe gar nicht zu
Ihnen durch. – Gut, dann können wir starten. Ich
eröffne die heutige Sitzung, den ersten Tag unse-
rer Beratungen über den Haushaltsplan-Entwurf
2019/2020.

Bevor wir damit beginnen, möchte ich Ihnen noch
mitteilen, dass die antragstellende Fraktion DIE
LINKE ihren Antrag aus Drucksache 21/15194 zum
Einzelplan 3.1 zurückgenommen hat.

Außerdem sind die Fraktionen übereingekommen,
dass wir unsere heutigen Wahlen nach der

Generaldebatte
durchführen, mit der wir jetzt beginnen.

Mitverhandelt werden die Einzelpläne 1.01
bis 1.03, 1.1, 1.2 bis 1.8 sowie 9.1 und 9.2.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache
21/14000: Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020
Mittelfristiger Finanzplan 2018–2022 und Haus-
haltsbeschluss-Entwurf 2019/2020 der Freien
und Hansestadt Hamburg (Senatsantrag)

sowie über die Drucksachen

21/14303: Ergänzungsdrucksache zum Haus-
haltsplan-Entwurf 2019/2020 gemäß § 34 LHO,
Arbeitsmarktintegration von Menschen mit Mi-
grationshintergrund, Förderprogramm des
Bundes "Integration durch Qualifizierung – IQ"
ab 2019 – Übernahme des IQ-Landesnetzwerks
durch die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie
und Integration von der Handwerkskammer
Hamburg (Senatsantrag)

21/14505: Ergänzung des Haushaltsplan-Ent-
wurfs 2019/2020 nach § 34 Landeshaushalts-
ordnung, Mitteilung des endgültigen Steuer-
trendwertes für 2019 nach § 27 Landeshaus-
haltsordnung (Senatsantrag)

Folgende Drucksachen wurden den Beratungen
zugrunde gelegt:

21/13894: Bürgerschaftliches Ersuchen vom
28. Februar 2018: "Blackboxes" transparenter
machen – Erfolgspläne öffentlich-rechtlicher
Unternehmen und Stiftungen im Haushaltsplan
abbilden – Drs. 21/11244 und 21/11948 (Unter-
richtung durch die Präsidentin der Bürger-
schaft)

21/13970: Stellungnahme des Senats zu dem

Ersuchen der Bürgerschaft vom 15. Dezember
2016 "Wir bringen Hamburg Schritt für Schritt
in Ordnung – Verstetigung des Hamburger Sa-
nierungsprogramms" (Drucksache 21/7032)
(Senatsmitteilung)
– Drs 21/15000 –]

Das Wort zur Generaldebatte hat Herr Trepoll für
die CDU-Fraktion.

André Trepoll CDU: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein Doppel-
haushalt von mehr als 31 Milliarden Euro,
31 500 000 000 Euro – eine enorme Summe, und
ich finde, zuerst sollten wir die Gelegenheit nutzen
und allen Hamburgerinnen und Hamburgern aus-
drücklich danken. Ich danke Ihnen für Ihren Fleiß,
Ihren täglichen Einsatz und Ihr Engagement für un-
sere Stadt. Sie sind der Grund, warum wir heute
über diese Dinge überhaupt diskutieren können.

(Beifall bei der CDU, der FDP, der AfD und
vereinzelt bei der SPD und den GRÜNEN)

Die gute Haushaltslage ist ein Verdienst der fleißi-
gen Menschen in unserer Stadt, und die Verant-
wortung von uns Politikern ist es, gut und sinnvoll
mit dem Geld der Steuerzahler umzugehen. Genau
diese Diskussion werden wir in den kommenden
drei Tagen leidenschaftlich führen, die einen mehr,
die anderen weniger. Aber, meine Damen und Her-
ren, eines will ich zu Anfang auch ausdrücklich sa-
gen, denn der von SPD und GRÜNEN vorgelegte
Haushalt ist eben kein Haushalt der Zukunft, es ist
ein Haushalt des Hier und Jetzt, dem bevorstehen-
den Wahlkampf geschuldet; bei alledem, was Sie
versprechen wollen, wird keine ausreichende
Rücksicht auf die Zukunft genommen. Und deshalb
sage ich klar und auch zu Anfang: Das ist keine
seriöse Haushaltspolitik.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der AfD)

Sie stellen sich ja gar nicht mehr die Frage, wie
man sinnvoll und effizient mit dem Geld umgehen
kann. Ja, Hamburg wächst. Aber Sie geben viel
mehr Geld aus, als es das Bevölkerungswachstum
hergibt. 12 Prozent mehr im Haushalt, aber nur
2,2 Prozent mehr Einwohner. Und das Ganze ma-
chen Sie dann noch mit einem Trick, indem Sie
sich mit einem Federstrich mal eben 1 Milliarde
Euro mehr aus der Finanzpulle gönnen – ein ein-
maliger Vorgang, ein maßgeblicher Paradigmen-
wechsel, der mit seriöser Haushaltspolitik nichts zu
tun hat.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb möchte ich Sie auch einmal direkt anspre-
chen, Frau Leonhard, Herr Dressel, aber auch Herr
Kruse, Herr Tjarks: Wir sind doch die Politikgene-
ration, die auch noch in fünf oder in zehn Jahren
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Politik für Hamburg machen möchte, die Gestal-
tungsspielräume nutzen möchte.

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP)

Und das ist genau das, was mich an Ihrem Haus-
halt stört, meine Damen und Herren:

(Beifall bei der CDU)

Sie leben nur noch im Hier und Jetzt.

Die Lage ist doch so: Wir haben auf der einen Sei-
te eine einmalige ökonomische Situation und Kas-
senlage, bei der wir eben nicht vorhersagen kön-
nen, wie die nächsten Jahre sich entwickeln. Wir
sehen auf der anderen Seite natürlich auch dunkle
Wolken am Horizont heraufziehen, ob das der Bre-
xit ist,

(Michael Kruse FDP: AKK!)

ob es die Situation ist mit dem amerikanisch-chine-
sischen Handelsstreit oder die Zinsentwicklung.
Deshalb sind immer weiter steigende Steuerein-
nahmen eben nicht selbstverständlich. Sie selbst
gehen ja auch mittlerweile von einem Rückgang
aus und Sie wissen auch, Konjunkturzyklen wird es
immer geben. Was ist Ihre Antwort darauf? Sie
fahren trotzdem auf Sicht, ohne Plan und ohne
Ziel. Sie haben einen Finanzsenator, der sich um
alles kümmern will, nur nicht ums Geld, und das ist
eine katastrophale Entwicklung in unserer Stadt.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir stellen dem gegenüber unsere hanseatisch-se-
riöse Finanzstrategie:

(Heiterkeit bei der SPD)

Sturmfest in die Zukunft. Wir wollen die geplanten
Ausgaben um 200 Millionen Euro reduzieren – hö-
ren Sie genau zu –, und ich finde es bemerkens-
wert, dass wir gemeinsam mit der FDP die einzi-
gen politischen Kräfte in dieser Stadt sind, die
eben auch an die Zukunft denken.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Was durch niedrige Zinsen eingespart wird, muss
voll in die Schuldentilgung gehen und eben nicht in
den Konsum. Wir wollen echte Kontrolle und
Steuerung des Konzerns Hamburg mit all seinen
Nebenhaushalten und öffentlichen Unternehmen
und eben keine neuen Schulden durch die Hinter-
tür.

(Zuruf von Christiane Blömeke GRÜNE)

Wir wollen, dass die rote Ampel des Rechnungs-
hofs für Ihre Finanzstrategie endlich wieder auf
Grün springen kann. Und das ist eben unsere Stra-
tegie. Von Ihnen, von Ihrem Bürgermeister, habe
ich bis heute keinerlei Impulse zum Haushalt ver-
nommen. Früher gab es mal so etwas wie eine
Strategie, auch wenn Sie sich nicht daran gehalten
haben. Ich will nur einmal daran erinnern,

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

"pay as you go" hieß das. Bei Ihnen heißt es heut-
zutage nur noch "pay, pay, pay", und genau das ist
unseriös.

(Beifall bei der CDU)

Wir machen zusätzlich mit unseren knapp 70 An-
trägen und einem Gesamtvolumen von 150 Millio-
nen Euro unseren Gestaltungsanspruch deutlich.
Wir tun das nicht mit Mehrausgaben, sondern kom-
plett durch Umschichtungen, Einsparungen und
Nutzung zentraler Programme. Ich glaube, das ist
der richtige Weg.

Als Volkspartei leitet uns dabei die Frage: Für wen
machen wir eigentlich Politik?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das fragen wir
uns auch!)

Und die Wahrheit ist: Wir müssen wieder die ganze
Stadtgesellschaft, nicht nur die Innenstadt, son-
dern auch die Außenbezirke, in den Blick nehmen.
Es geht uns um diejenigen Menschen, die fleißig
sind, die zum Wohlstand unserer Stadt beitragen,
die arbeiten gehen, die ordentlich Steuern zahlen,
die sich an Recht und Gesetz halten, die morgens
ihre Kinder in die Kita oder in die Schule bringen,
die Überstunden machen und sich manchmal so-
gar noch im Ehrenamt engagieren. Auch für diese
Menschen braucht es eine politische Kraft in Ham-
burg und das kann ich bei diesem Senat immer
weniger erkennen.

(Beifall bei der CDU)

Dieselfahrverbote, explodierende Mieten, teure
Fernwärme, täglicher Staufrust, kriselnder Hafen,
fehlende Qualität in Kitas und Schulen – ich frage
Sie: Was ist daran eigentlich noch Politik für die
Mitte unserer Stadt?

Als ich gelesen habe, dass die SPD nicht in den
Wahlkampf zieht, um wieder eine Koalition zu bil-
den, dachte ich: Sie verabschieden sich aber früh
in die Opposition.

(Beifall bei der CDU)

Aber mir soll es recht sein, denn eines macht der
Verzicht auf eine Koalitionsaussage auf jeden Fall
deutlich: Die Gemeinsamkeiten zwischen SPD und
GRÜNEN in Hamburg sind nach vier Jahren offen-
sichtlich aufgebraucht.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie haben ja noch
nicht mal einen Spitzenkandidaten!)

Und wenn es nicht rundläuft, dann helfen nur noch
sprachliche Übertreibungen beim Senatspresse-
marketing. "Das Beste", hören wir immer, "das
Größte", "das Tollste". Ein Superlativ jagt den
nächsten, eine Trumpisierung der rot-grünen Poli-
tik muss man mittlerweile feststellen. Meine Da-
men und Herren, gute Politik hat diese Übertrei-
bung doch gar nicht nötig.
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(Beifall bei der CDU)

Wie planlos Rot-Grün agiert, dafür gibt es zahlrei-
che Beispiele: ein veralteter Flächennutzungsplan,
ein obsoleter Hafenentwicklungsplan, ein überhol-
ter Schulentwicklungsplan, ein antiquierter Ver-
kehrswegeplan. Bei der Digitalisierung der Bildung,
der Wirtschaft und der Verwaltung sind Sie wenigs-
tens konsequent, da haben Sie gar keinen Plan.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Wie wir Hamburg aber in Zukunft weiterdenken
müssen, das möchte ich Ihnen gern an fünf zentra-
len Zukunftsthemen für unsere Stadt deutlich ma-
chen.

Hamburg weiterdenken in der Wirtschaft. Meine
Damen und Herren, diese negativen Schlagzeilen,
die Sie seit Jahren für den Hamburger Hafen ablie-
fern, müssen beendet werden. Statt Rückenwind
bekommt der Hafen von Ihnen immer nur den bru-
talen Sturm ins Gesicht. Der Hamburger Hafen ist
der einzige der zehn größten Häfen Europas, der
immer noch unter dem Niveau von 2007, also vor
der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise, liegt.
Unsere Mitbewerber, ob Rotterdam oder Antwer-
pen, schlagen mittlerweile 25 Prozent mehr um als
2007; wir liegen immer noch darunter. Und kom-
men Sie mir nicht wieder mit externen Faktoren;
darunter leiden auch andere Mitbewerber. Der ent-
scheidende Faktor ist ein interner: Es ist dieser rot-
grüne Senat, der den Hafen links liegen lässt.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf
von Arno Münster SPD)

Deshalb ist die Zeit gekommen, nicht länger auf
drehenden Wind zu hoffen, sondern endlich die
Segel neu auszurichten. Hamburgs Hafen braucht
eine zukunftsweisende Strategie und ich sage Ih-
nen ganz offen: Was wäre das eigentlich für eine
Chance gewesen für einen neuen Bürgermeister,
hier mal wieder etwas für den Hafen zu bewegen.
Leider kam da bisher überhaupt nichts. Wir können
es drehen und wir können es wenden, aber am
Ende wird Hamburgs Hafen nur erfolgreich sein,
wenn wir international wettbewerbsfähig sind. Da-
für brauchen wir Planungssicherheit für die Hafen-
firmen, was Infrastruktur, was Kosten angeht, eine
zügige Tunnellösung für die Köhlbrand-Querung,
von uns hier schon 2014 vorgeschlagen, auch
mehr Umweltfreundlichkeit durch ein Konzept für
Landstrom und LNG. Über die Chancen der Termi-
nalbeteiligung darf nicht nur gesprochen werden,
es muss jetzt gehandelt werden. Wir brauchen ei-
ne verbesserte Hinterlandanbindung auf Schiene
und Straße, Neuansiedlungen, Reindustrialisierung
auch im Hamburger Hafen. Und wir wollen den
Hamburger Hafen zu dem digitalen Hafen der Zu-
kunft machen. Wir haben dazu eine Unmenge von
Anträgen gestellt und warten immer noch auf die
Umsetzung.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Da könnt ihr lange warten!)

Aber was machen eigentlich die Senatsparteien?
Was sagen eigentlich die Senatsparteien zur Zu-
kunft unserer Herzkammer? Lassen Sie mich kurz
die Hafenstrategie der SPD zusammenfassen: …

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU und der
FDP)

Anders die GRÜNEN. Die möchten eine – Zitat –
Aufputsch-Strategie für den Hafen. Der Duden
nennt das übrigens: durch starke Reize wie Dro-
gen in den Zustand unnatürlicher künstlicher Leis-
tungsfähigkeit kommen. Ich sage Ihnen ausdrück-
lich: Das ist kein nachhaltiges Konzept.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Und dann wollen Sie die Emissionsfreiheit bis
2040. Ja, wer will das denn nicht? Jeder möchte
das, ein gutes Ziel. Aber leider ist die Forderung
Populismus, jedenfalls solange wir einen funktio-
nierenden Hafen haben wollen. Die Weltschifffahrt
hängt eben nicht von den HADAG-Fähren zwi-
schen Finkenwerder und Teufelsbrück ab, meine
Damen und Herren, sondern wir müssen im inter-
nationalen Wettbewerb bestehen, und das müssen
Sie endlich verstehen.

(Beifall bei der CDU)

Sie tun so, als ob man das Problem ganz allein in
Hamburg lösen kann, und das hat ja schon bei den
unsinnigen Dieselfahrverboten hervorragend funk-
tioniert.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Da können Sie ja
mal mitarbeiten!)

Sie wählen eben nicht den Weg der internationalen
Zusammenarbeit, sondern Sie gehen lieber den
Weg des regionalen Klein-Kleins. Das ist der
durchschaubare Versuch, Stimmen zu gewinnen.
Unsere Stadt, unseren Hafen wirft es aber am En-
de nur zurück, und das muss auf jeden Fall verhin-
dert werden.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Meine Damen und Herren, es bleibt dabei: Der
Hamburger Hafen ist auch in Zukunft wirtschaftlich
der Toparbeitgeber in Hamburg und muss es blei-
ben. Dafür tragen wir alle gemeinsam Verantwor-
tung.

Apropos Verantwortung: Das digitale Vorzeigepro-
jekt Hammerbrooklyn wird unter Ihrer Verantwor-
tung gerade gewaltig ins Off geschossen. Ein es-
kalierter Streit, eine Lösung nicht in Sicht, viele sa-
gen bereits, das wäre unter Scholz nicht passiert.
Als Finanzsenator haben Sie, Herr Tschentscher,
ein Filetgrundstück an der Elbe lockergemacht und
scheitern jetzt als Bürgermeister an der Umset-
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zung. Ich sage Ihnen klar: Das ist zu wenig für den
Standort Hamburg.

(Beifall bei der CDU)

Dass gleichzeitig auch noch die Handelskammer
als Sprachrohr und Interessenvertretung der Wirt-
schaft ausfällt, ist für unsere Stadt eine Katastro-
phe, man muss das so deutlich aussprechen. Und
ja, leider tragen auch Sie in dieser Frage eine Mit-
verantwortung, liebe Kolleginnen und Kollegen von
SPD und GRÜNEN.

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD)

Ich kann mich noch gut erinnern, wie da gejubelt
wurde über den Wahlerfolg des neuen Plenums.
Und jetzt hat man den Scherbenhaufen.

Hamburg weiterdenken bei der Mobilität, dem
zweiten zentralen Zukunftsthema unserer Stadt.
Über kein Thema haben wir hier ausführlicher dis-
kutiert und gestritten als über die katastrophale
Verkehrssituation in Hamburg. Nirgends ist die Un-
zufriedenheit der Verkehrsteilnehmer größer als in
unserer Stadt.

(Dr. Monika Schaal SPD: Gehen Sie mal
woanders hin!)

Und es ist völlig unerheblich, wie Sie sich durch
Hamburg bewegen: Baustellen und Stau, wohin
das Auge reicht, unkoordiniert und auf allen Aus-
weichrouten gleichzeitig, der ÖPNV mit jedem Zwi-
schenfall gleich dem Kollaps nahe. Allein die Ham-
burger Handwerker haben uns vorgerechnet: we-
gen der vielen Staus durchschnittlich Umsatzver-
lust von 57 000 Euro pro Hamburger Handwerker,
3,5 Milliarden Euro volkswirtschaftlicher Schaden.

Ich kann den Ärger der Hamburgerinnen und Ham-
burger gut nachvollziehen und man muss schon
die Frage stellen: Wo waren Sie eigentlich in den
letzten acht Jahren? Erst jetzt, wenige Monate vor
der Bezirkswahl, wachen Sie auf und wollen die
Baustellen besser koordinieren. Man muss sich nur
die Frage stellen: Wer soll Ihnen das eigentlich ab-
nehmen?

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Was Sie nun vorschlagen, ist nicht mehr als Kos-
metik und PR. Baustellenkoordinatoren in den Be-
zirken ohne jegliche Entscheidungskompetenz
bringen nichts. Ein Baustellentelefon hilft vielleicht,
sich die Zeit im Stau zu vertreiben, aber es löst
eben nicht die Probleme dieses Verkehrs in Ham-
burg.

Wir haben auch hier eine Vielzahl von guten Vor-
schlägen zur besseren Koordinierung und zur Be-
schleunigung von Baustellen gemacht. All das liegt
auf dem Tisch. Setzen Sie sich endlich in Bewe-
gung und übernehmen Sie diese Dinge.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Eines ist klar: Mobilität, wie wir sie kennen, verän-
dert sich. Doch eines verändert sich für uns trotz-
dem nicht: Statt auf ideologische Verdrängung, Be-
grenzung, Überregulierung und Umerziehung set-
zen wir auf intelligente Lösungen, auf den techni-
schen Fortschritt, der auch in Hamburg Mobilität
maßgeblich verändern wird. Sie hören es nicht
gern, ich sage es immer wieder: Dieselfahrverbote
sind dabei der völlig falsche Weg.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir wollen nicht irgendwann in der verbotenen
Stadt leben, sondern in der Freien und Hansestadt
Hamburg.

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN)

Deshalb setzen wir auf eine digital vernetzte Ver-
kehrssteuerung, um den Verkehr auch nach tat-
sächlichen Belastungen zu lenken. Die vorhande-
nen Luftmessstationen müssen von neutraler Seite
überprüft werden. Und ich sage Ihnen auch ganz
deutlich: Wenn selbst ein Adventskranz den aktuel-
len Grenzwert überschreitet, dann ist nicht der Ad-
ventskranz das Problem, meine Damen und Her-
ren, sondern der Grenzwert. Deshalb kämpfen Sie
mit uns gemeinsam endlich für realistische Grenz-
werte, wie es auch die Bundesregierung tut.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es war der Wahlkampfschlager der SPD zur letz-
ten Hamburg-Wahl: der Bau einer neuen U-Bahn.
Baubeginn, so haben Sie es damals den Hambur-
gerinnen und Hamburgern versprochen, schon
2020.

(Ralf Niedmers CDU: Leere Versprechun-
gen!)

Nach der Wahl hat Rot-Grün dann noch ein Ver-
sprechen draufgesattelt, Sie erinnern sich noch an
die schönen Fotos von Herrn Dressel und Herrn
Tjarks: Wir werden die U5 noch schneller bauen
und von beiden Seiten gleichzeitig. Und jetzt? Mitt-
lerweile steht fest: Die U5 ist tatsächlich Ihr großer
Wahlbetrug.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP – Zuruf: So ist es! Genau so ist es!)

Ein Baubeginn zur geplanten Zeit ist mittlerweile
vollkommen unrealistisch, einen zweiseitigen Aus-
bau wird es ebenfalls nicht geben – versprochen,
gebrochen. Und deshalb, finde ich, haben die
Hamburgerinnen und Hamburger heute an dieser
Stelle Anspruch auf Klarheit. Herr Bürgermeister,
von Ihnen erwarten wir heute klare Aussagen, wie
es mit der U5 in Hamburg weitergeht. Wie viel soll
der Bau kosten? Wie soll Hamburgs Westen er-
schlossen werden, ob mit U5 oder S32? Wann
werden die notwendigen Unterlagen der Bürger-
schaft vorgelegt und beim Bund eingereicht?
Wann wird mit dem Bau der U5 begonnen? Wann
ist endlich auch Hamburgs Westen mit der Schnell-
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bahn erreichbar? So langsam muss man in der Tat
befürchten, dass, während in Hamburg noch im-
mer auf den Bau der U-Bahn gewartet wird, in an-
deren Metropolen schon die Flugtaxis unterwegs
sind.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Sie sprechen immer
von einer Dekade des Schnellbahnausbaus, statt-
dessen muss man mittlerweile von einer Dekade
des Stillstands sprechen in diesem Bereich.

Apropos attraktiver Nahverkehr: Andere Städte
machen es vor. Ein-Euro-Tickets sind in Wien, in
Bonn, in anderen Modellregionen zur Luftreinhal-
tung mittlerweile beschlossen. Luxemburg steigt
gleich ganz um auf kostenlosen Nahverkehr und
auch Bayern macht sich auf den Weg mit dem
365-Euro-Ticket.

(Dr. Monika Schaal SPD: Gehen Sie doch
nach Bayern! – Zurufe von Heike Sudmann
und Cansu Özdemir, beide DIE LINKE)

Das wäre doch einmal eine Vision, über die es sich
nachzudenken lohnt, mit der wir die Luft vielleicht
wirklich und tatsächlich sauberer bekommen. Aber
dieser Senat macht den ÖPNV Jahr für Jahr teurer
und hält sogar an den unsinnigen P+R-Gebühren
fest. Mein Fazit ist klar: Ihre Verkehrspolitik ist we-
der öko noch logisch.

(Beifall bei der CDU)

Hamburg weiterdenken beim Wohnungsbau, das
dritte zentrale Zukunftsthema. Meine Damen und
Herren! Seit acht Jahren regieren die Sozialdemo-
kraten und eines steht fest: Die Mieten steigen und
steigen. Ich will Sie noch einmal daran erinnern: Ihr
Versprechen war es nicht, Tausende Wohnungen
zu bauen, Ihr Versprechen war es, dass die Mieten
in unserer Stadt bezahlbar bleiben, und dieses
Versprechen halten Sie nicht ein. Die Mietpreis-
bremse haben Sie dilettantisch an die Wand ge-
fahren, die Zahl der Wohnungsbaugenehmigungen
ist rückläufig – das ist Ihre aktuelle Bilanz.

(Karin Timmermann SPD: Sie haben gar
nichts gebaut!)

Deshalb muss man einmal klar sagen, Herr
Tschentscher: Wenn die immer gleiche Medizin
nicht hilft, dann muss man eben auch einmal das
Rezept wechseln. Deshalb sagen wir Ihnen seit
längerer Zeit: Hamburg darf nicht planlos dicht be-
baut werden, Hamburg soll eine Stadt mit viel Grün
bleiben.

(Beifall bei der CDU)

Dafür braucht Hamburg endlich einen neuen Flä-
chennutzungsplan, der eben gemeinsam mit der
Metropolregion geplant wird. Wer immer noch der
Idee nachhängt, wir könnten alle Flächenprobleme
nur innerhalb Hamburgs lösen,

(Dirk Kienscherf SPD: Groß-Hamburg-Ge-
setz Nummer 2!)

der hat wirklich die Zeichen der Zeit nicht verstan-
den, das muss man so deutlich sagen.

(Beifall bei der CDU)

Wir müssen runter mit den Baukosten, weg mit un-
nötigen Regulierungen. Wir brauchen ein neues
Bündnis für bezahlbares Wohnen, eben mit den
Landkreisen der Metropolregion. Wir brauchen ei-
ne höhere Eigentumsquote; auch das ist ein akti-
ver Kampf gegen Altersarmut.

(Zurufe von der SPD: Ah!)

Unser Magistralen-Konzept für über 120 000 neue
Wohnungen an den Hauptverkehrsstraßen dürfen
Sie eben nicht nur sprachlich übernehmen, son-
dern Sie müssen es auch umsetzen.

Und dann die Diskussion zur Grundsteuerreform
mit diesem wahnsinnigen Vorschlag von Olaf
Scholz, der die Mieten gerade in Großstädten, ge-
rade hier in Hamburg, noch erheblich teurer macht.
Da fragen sich die Hamburgerinnen und Hambur-
ger schon: Was ist da eigentlich los, Herr Tschen-
tscher?

(Dirk Kienscherf SPD: Woher wissen Sie
denn das?)

Ist der Kontakt zu Herrn Scholz abgerissen? Ha-
ben Sie seine Nummer verlegt, drückt der Sie im-
mer weg? Also nutzen Sie doch einmal Ihren Ein-
fluss.

(Beifall bei der CDU – Dirk Kienscherf SPD:
Woher wissen Sie das?)

Nutzen Sie doch einmal Ihren Einfluss und setzen
Sie sich durch. Wir werden das auf jeden Fall nicht
mitmachen.

Wohnungsbau funktioniert in keiner Metropole der
Welt gut ohne mitwachsende soziale Infrastruktur.
Sie trägt maßgeblich zur Lebensqualität im eige-
nen Stadtteil bei und muss deshalb strategisch mit-
geplant werden. Wir brauchen mehr Qualität, mehr
Betreuung für Hamburgs Kinder in den Kitas; wir
müssen endlich weg vom schlechtesten Betreu-
ungsverhältnis aller westdeutschen Länder. Wir
brauchen mehr Pflegekräfte. Andere Bundesländer
schaffen das Schulgeld für Gesundheitsberufe ab,
warum eigentlich nicht dieser Senat? Bei der Inte-
gration dürfen wir die Fehler der Vergangenheit
nicht wiederholen und wir brauchen bessere Ju-
gend- und Senioreneinrichtungen und Sportanla-
gen sowie kulturelle Angebote. Kurzum: Wir wollen
eine Stadt, in der sich alle wohlfühlen, in der sich
Kinder und Familien ebenso zu Hause fühlen wie
Hamburgerinnen und Hamburger im besten Alter.
Eine generationengerechte Stadt, dafür stehen wir
als CDU.

(Beifall bei der CDU)
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Die soziale Infrastruktur ist das eine, um sich in ei-
ner wachsenden Stadt zu Hause zu fühlen, Sicher-
heit das andere. Und auch da wollen wir Hamburg
weiterdenken. Meine Damen und Herren! Unser
Ziel ist es und bleibt es, Hamburg zur sichersten
Großstadt Deutschlands zu machen. An diesem
Ziel werden wir nicht rütteln, und dieses Ziel kann
man natürlich nur durch mutiges, tatkräftiges und
entschlossenes Handeln erreichen. Noch immer
sind die Aufklärungsquoten in unserer Stadt viel zu
niedrig. Für Straftäter ist das Risiko, in Hamburg
erwischt zu werden, so gering wie in keinem ande-
ren Bundesland.

(Dennis Thering CDU: Unglaublich! – Zuruf
von der SPD: Quatsch!)

Das darf nicht so bleiben. Und das liegt mit Sicher-
heit nicht an unseren tüchtigen Polizistinnen und
Polizisten. Rund 200 Streifenwagen bleiben pro
Monat in der Garage, nur weil Polizisten fehlen.
Regelaufgaben der Polizeiarbeit können immer öf-
ter nur mit Sonderkommissionen bewerkstelligt
werden, das Personal fehlt dann an anderer Stelle.
Bei der Staatsanwaltschaft sind 16 500 Vorgänge
unerledigt, Meldungen an das Bundeszentralregis-
ter erfolgen seit Juni gar nicht mehr. Dadurch wer-
den Wiederholungstäter dann als Ersttäter behan-
delt. Ich frage Sie: Was hat das eigentlich mit Ge-
rechtigkeit zu tun? Ich finde, in einem Rechtsstaat
darf so etwas nicht die Regel sein.

(Beifall bei der CDU)

Stärkung des Rechtsstaats und Sicherheit in der
Hansestadt heißt für uns: mehr Videoschutz an Kri-
minalitätsschwerpunkten, moderne Ausstattung
auch für den Streifendienst, innovative Analysepro-
gramme zur Verbrechensvorhersage, mehr Polizei-
präsenz auf den Straßen und bei den Bürgern vor
Ort, ein klarer Aktionsplan gegen Linksextremis-
mus und, genauso wichtig, volle politische Rücken-
deckung für unsere Polizei. Ich meine, das ist doch
wirklich unfassbar: Die Rotfloristen lassen Sie lau-
fen und die Polizistinnen und Polizisten werden mit
Nummern gekennzeichnet. Wenn das Ihre einzige
Konsequenz aus G20 ist, dann wirft es ein sehr
schlechtes Licht darauf, wie Sie  zu  unseren  Poli-
zistinnen und Polizisten stehen.

(Beifall bei der CDU und bei Peter Lorkowski
AfD)

Nicht zuletzt wollen wir die Wiedereinführung eines
echten Ordnungsdienstes. Dessen Abschaffung
war Ihre Fehlentscheidung, Herr Tschentscher.

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

Gehen Sie doch mal in den Schanzenpark. Fühlen
Sie sich da sicher?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja!)

Viele Hamburgerinnen und Hamburger fühlen sich
dort eben nicht mehr sicher und an anderen Orten

leider auch nicht mehr. Ich finde, das muss Politik
ändern. Diese Zustände schaden der Lebensquali-
tät in unserer Stadt. Wachen Sie endlich auf.

(Beifall bei der CDU)

Hamburg weiterdenken bei Bildung und Wissen-
schaft, dem fünften zentralen Zukunftsthema. Mei-
ne Damen und Herren! Gute Bildung und Chan-
cengerechtigkeit für alle sind der Schlüssel für un-
sere Zukunft. Ihren Weg teile ich dabei ausdrück-
lich nicht, der heißt, Masse statt Klasse. Wir hören
von Eltern, von Schülern, von Lehrern aus der
ganzen Stadt hohe Unzufriedenheit bei den immer
gleichen Themen: fehlende Qualität, ungelöste
Probleme bei der Inklusion, permanenter Unter-
richtsausfall, gleichzeitig steigender Druck. Und
auch kaum Chancengerechtigkeit. Wenn Sie im
falschen Stadtteil zur Schule gehen, haben Sie we-
niger Chancen auf einen guten Abschluss, und das
in einer Stadt, die seit acht Jahren von Sozialde-
mokraten regiert wird. Wo ist denn da Ihr Ansporn?

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich finde, so kann es in der Bildungspolitik nicht
weitergehen. Wir brauchen eine echte Qualitätsof-
fensive an jeder Hamburger Schule. Dafür müssen
wir den Schulentwicklungsplan endlich an die Rea-
litäten anpassen. Ich will, dass wir in Hamburg wie-
der Schulen bauen, und nicht wie jetzt, dass
Schulen geschlossen werden.

(Zuruf von der SPD: Das ist doch wohl ein
Witz!)

Kinder gehören nicht in Container, sondern in digi-
tale Klassenzimmer. Schulen brauchen mehr Ei-
genverantwortung bis hin zu einem Veto bei der In-
klusion und mehr Unterstützung bei der Schulver-
waltung. Das Wiederholen von Klassenstufen, die
Durchlässigkeit zwischen den Schulformen muss
wieder möglich gemacht werden. Auch das gehört
zur Leistungsorientierung und zur Bildungsgerech-
tigkeit dazu.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren! Wir wollen Hamburg
zur echten Wissensmetropole machen, und zwar
im europäischen, im internationalen Maßstab. Und
ja, ich sage das ausdrücklich: Da haben wir große
Fortschritte gemacht. Allerdings liegen wir noch im-
mer hinter den großen Wissensmetropolen in
Deutschland und in anderen Regionen zurück. Hier
gibt es viel zu tun. Das beginnt bei den maroden
Gebäuden, der mangelhaften Ausstattung und
geht weiter bei der Exzellenz, der Internationalisie-
rung und den Ausgründungen aus den Hoch-
schulen. Ich finde aber, gerade in diesem Punkt ist
durchaus eine gemeinsame Haltung in diesem
Haus erkennbar. Auch dazu haben jetzt viele gute,
innovative Ideen eingebracht.

Meine Damen und Herren! Im nächsten Jahr wird
die Universität Hamburg 100 Jahre alt und ich fin-
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de, wir können doch dieses Jubiläum nutzen, die
Zukunft unserer Wissensmetropole gemeinsam an-
zupacken. Wir stehen für dieses Angebot heute
ausdrücklich zur Verfügung, uns auf den Weg zu
machen, um Hamburg auch in Zukunft eine gute
Bildung, eine gute und exzellente Universität und
Forschungslandschaft zu gewährleisten.

(Beifall bei der CDU)

Herr Tschentscher, ich hoffe, Sie werden gleich
nicht wieder die acht Jahre alte SPD-Platte aufle-
gen, eine Mischung aus Selbstzufriedenheit und
Eigenlob. Das reicht für Hamburgs Zukunft nicht
mehr. Sie müssen auch bereit sein, die großen Li-
nien, auch visionäre Projekte und die grundlegen-
den Debatten in dieser Stadt in den Blick zu neh-
men.

(Zuruf von Ekkehard Wysocki SPD)

Doch haben Sie dazu die notwendige Durchset-
zungskraft? Jeder in dieser Stadt hat mitbekom-
men, dass Sie in dieser Koalition nicht mehr den
Führungsanspruch haben;

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das sagt
der Richtige!)

die GRÜNEN haben den Scholz-Weggang genutzt
und spielen Pingpong mit Ihnen. Wie wollen Sie
darauf reagieren? Sie wollen grüne Themen über-
nehmen. Ich sage Ihnen klar: Das hat keinen Er-
folg, am Ende wird dann das Original gewählt. Das
ist keine gute Strategie.

(Zurufe von der SPD)

– Beruhigen Sie sich, beruhigen Sie sich.

(Zuruf von der SPD: Wir sind gar nicht auf-
geregt, wir haben nur Mitleid!)

– Doch, Sie sind ziemlich aufgeregt, das sehe ich
schon so.

(Beifall bei der CDU)

Also: Was bleibt Ihnen jetzt noch? Was sollten Sie
tun, um das Ruder wieder zu übernehmen? Ich
mache Ihnen einen Vorschlag:

(Zurufe von der SPD: Oha!)

Führen Sie durch eine Idee. Die Menschen müs-
sen mit Ihnen und Ihrer Politik ja etwas verbinden,
und das fehlt neun Monate nach Amtsübernahme
noch völlig. Oder kann mir irgendjemand eine Sa-
che nennen, irgendetwas Bleibendes, irgendetwas,
wofür dieser Bürgermeister und dieser rot-grüne
Senat steht?

Ich sage Ihnen ausdrücklich: Seien Sie Ideengeber
an der Spitze der Stadt; auch das ist Teil Ihrer Job-
beschreibung. Nehmen Sie gute Vorschläge der
Bürger und der Opposition auch einmal an, hinter-
fragen Sie auch einmal Ihre eigene Politik. Eine dy-
namische, attraktive Metropole braucht Mut, Opti-
mismus, Zuversicht und Leidenschaft, und da gibt

es noch einigen Nachholbedarf auf dieser Senats-
bank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die gute Nachricht ist: Das muss ja nicht so blei-
ben. Mit den Wahlen zu den Bezirksversammlun-
gen im Mai 2019 haben die Hamburgerinnen und
Hamburger die Chance, den Wechsel und den Auf-
bruch für unsere Stadt einzuleiten. Die kommende
Bürgerschaftswahl wird spannend wie lange nicht
mehr. Darin liegt für Hamburg eine große Chance.
Hamburg als grüne Stadt am Wasser zu erhalten
und in eine dynamische Zukunft zu führen, darum
geht es und dafür treten wir an. Hamburg als zweit-
größte Stadt Deutschlands in einem freien und ge-
einten Europa, weltoffen, fortschrittlich, leistungs-
stark und solidarisch,

(Wolfgang Rose SPD: Alles Sprüche!)

liberal und hanseatisch, nicht in der Vergangenheit
gefangen, sondern mit klarem Blick auf die Zukunft
und klarem Gestaltungsanspruch, offen sein für
neue Ideen – für dieses Hamburg kämpfen wir.
Weil es sich lohnt, weil die Stadt das braucht und
weil die Hamburgerinnen und Hamburger das ver-
dient haben. – Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der CDU und
der FDP)

Präsidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, das Wort bekommt Herr Kienscherf für die
SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD: Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Lieber
Herr Trepoll, kurz vor dem Untergang wird es noch
einmal richtig schön – so verstehen wir jedenfalls
das Geklatsche zu Ihrer Rede, die unangebracht
war für den Hamburger Haushalt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Mi-
chael Kruse FDP: Sind Sie dann der Unter-
gang, Herr Kienscherf?)

Ich finde, man sollte in der Tat diese Haushaltsre-
de dazu nutzen, dass man über die Zukunft unse-
rer Stadt und auch über die Gegenwart spricht.
Und wenn es schon um die Gegenwart geht, dann
frage ich mich ganz ehrlich: In welcher Stadt leben
Sie eigentlich? Wir erleben unser Hamburg anders.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Eine Stadt, die weltoffen ist, eine Stadt, die kraft-
voll ist, eine Stadt der Innovationen und eine Stadt,
wo die Bürgerinnen und Bürger gemeinsam etwas
bewegen wollen, so wie bei der Flüchtlingskrise,
mit viel Engagement – eine gute Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Herr Trepoll, Sie fragten gerade danach, was die
Hamburgerinnen und Hamburger von uns erwar-
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ten. Ich glaube, was sie besonders erwarten, ist
Ehrlichkeit. Ich will nur ein paar Punkte einfach ein-
mal herausnehmen, bevor ich dann mit meiner ei-
gentlichen Rede beginne.

Es ist schon anmaßend, finde ich, wenn Sie im Bil-
dungsbereich davon reden, dass heute Schulen
geschlossen werden. Man muss sich das einmal
vorstellen: Wir haben in den letzten Jahren seit
2011 2,4 Milliarden Euro in unsere Schulen inves-
tiert. Das sind pro Jahr über 400 Millionen Euro. Im
Vergleich: Bei Ihnen waren es lächerliche 150 Mil-
lionen Euro.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Und wo ist das Ergebnis? Wo ist das
Qualitätsergebnis?)

Und Sie reden von Schulschließungen? Das ist un-
ehrlich.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und es geht doch so weiter. Was heißt denn hier
Masse statt Klasse? Wir haben die Lehrer-Kind-
Relation um 20 Prozent erhöht. Was heißt denn
Masse statt Klasse im Kita-Bereich? Wie war es
denn zu Ihrer Zeit? Sie haben damals 400 Millio-
nen Euro ausgegeben im Kita-Bereich. Wir werden
nächstes Jahr 1 Milliarde Euro ausgeben, für mehr
Quantität, aber auch für viel mehr Qualität. Das ist
die Realität, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ein drittes Beispiel, die Straßen, lieber Herr Tre-
poll. Wie viel Geld haben Sie vor zehn Jahren für
die Instandhaltung von Straßen ausgegeben in
Hamburg? 40 Millionen Euro. Hamburg – Sie lie-
ben ja immer das Wort Hauptstadt – wurde zur
Hauptstadt der Schlaglöcher.

(Zurufe von der CDU)

Wir geben jetzt 124 Millionen Euro für die Instand-
setzung unserer Straßen aus und wir werden
140 Millionen Euro ausgeben. Das ist mehr Quali-
tät für unser Straßennetz.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ansonsten war Ihre Rede eine Aneinanderreihung
von Plattitüden.

(Michael Kruse FDP: Das ist Ihnen natürlich
völlig fremd, Herr Kienscherf!)

Dass Sie die Worte Innovation und zukunftsgerich-
tet in die Hand nehmen, ist ein Witz. Ihre Partei, so
wie Sie aussehen, die Sie den Merz-Flügel der
CDU unterstützen … Sie sind rückwärtsgewandt,
Sie sind keine Großstadtpartei.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU)

Zur Ehrlichkeit, die die Hamburgerinnen und Ham-
burger erwarten, – und zur Unwahrheit von Herrn
Trepoll – gehört auch eines, lieber Herr Hamann:

Wenn Sie Herrn Scholz unterstellen, dass er durch
die Grundsteuerreform, die ja vom Verfassungsge-
richt letztendlich eingefordert worden ist … Wenn
Sie zu dem Ergebnis kommen, daraus folge eine
riesige zusätzliche Belastung, dann frage ich: Wo-
her haben Sie denn diese Daten? Nach den Da-
ten, die wir bisher haben, führt die Reform in Ham-
burg dazu, dass sie das Aufkommen aus der
Grundsteuer sogar um 7 Millionen Euro senken
wird. Auch hier sagen Sie ganz bewusst die Un-
wahrheit, Herr Trepoll, und das ist schäbig.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Nein, meine Damen und Herren, die Hamburgerin-
nen und Hamburger erwarten einen soliden Haus-
halt, erwarten aber auch von uns als Politik, dass
wir die Herausforderungen annehmen, dass wir die
Lage in unserer Stadt verbessern, dass wir die Le-
bensqualität verbessern.

(Jörg Hamann CDU: Das sieht man bei Ih-
nen aber nicht!)

Und es ist schon ein bisschen merkwürdig, wenn
Sie uns vorwerfen, dass der Haushalt nicht solide
aufgestellt sei,

(Jörg Hamann CDU: Völlig korrekt!)

wenn Sie eigentlich 200 Millionen Euro weniger
ausgeben wollten, uns gleichzeitig 150 Millionen
Euro mehr durch Ihre Anträge präsentieren

(Jörg Hamann CDU: Rechnen können Sie
auch nicht! Das wird ja immer schlimmer!)

und auch diese halbe Stunde laufend davon reden,
wo Sie überall mehr ausgeben wollen. Wenn Sie
solide wären, würden Sie den Hamburgerinnen
und Hamburgern erzählen, wo Sie die 350 Millio-
nen Euro Kürzungen realisieren. Das wäre solide,
lieber Herr Trepoll. Das machen Sie aber nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Deswegen ist es gut, dass Senator Dressel und
Bürgermeister Tschentscher einen vernünftigen,
einen soliden Haushalt vorgelegt haben. Wir neh-
men die Herausforderungen der aktuellen Zeit an,
treffen aber auch Vorsorge. So werden wir die
Konjunkturposition in den nächsten beiden Jahren
noch einmal um 450 Millionen Euro stärken und bis
2022 auf 4 Milliarden Euro aufbauen.

(Michael Kruse FDP: Das ist doch keine
Leistung, das ist doch eine Pflicht, Herr
Kienscherf!)

Das ist gute, das ist verantwortungsvolle Politik,
auch für schlechte Zeiten. Das machen wir richtig.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Im Gegensatz zu Ihrer Zeit, wo Sie massenhaft Im-
mobilien verscherbelt haben, um Ihre Haushaltslö-
cher zu stopfen,
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(Zuruf von der CDU: Was für eine Polemik!
Kommen Sie doch mal mit Beispielen! Was
für eine Polemik!)

führen wir 800 Millionen Euro in den nächsten zwei
Jahren zurück. Wir reduzieren unsere Altlasten.
Auch das ist verantwortungsvolle Politik, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir stärken gleichzeitig das Erhaltungsmanage-
ment und stellen für die Erhaltung unserer städti-
schen Infrastruktur noch einmal zusätzlich 120 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Und, das freut beson-
ders den Kollegen Hackbusch, wir werden auch
die Investitionsquote deutlich steigern: um 42 Pro-
zent. Auch das ist verantwortungsvolle Haushalts-
politik.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir werden natürlich die Themen angehen und
weiterführen, die in allen europäischen Metropolen
relevant sind. Das Thema Wohnen und das Thema
Verkehr haben Sie ja angesprochen. Aber die Lö-
sung haben Sie nicht präsentiert. Für uns ist doch
ganz klar: Es war richtig, dass wir in den letzten
Jahren seit 2011 über 50 000 Wohnungen gebaut
haben.

(Zuruf von Ralf Niedmers CDU – Gegenruf:
Sie haben keine einzige Wohnung gebaut!)

Damit ist Hamburg spitze und das müssen wir fort-
setzen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Klar, die Mieten steigen. Sie steigen in allen ande-
ren europäischen und deutschen Metropolen auch.

(Jörg Hamann CDU: Ach, dann ist es ja in
Ordnung!)

Deswegen dürfen wir nicht nachlassen. Deswegen
müssen wir nachsteuern, und deswegen ist es
richtig: Wir waren mit 3 000 Sozialwohnungen pro
Jahr erfolgreich. Hier waren wir spitze in Deutsch-
land.

(Jörg Hamann CDU: Auch bei den Mietstei-
gerungen! Da sind Sie auch spitze!)

Aber wir sagen, wir müssen den Anteil bezahlbarer
Wohnungen in Hamburg erhöhen, und deswegen
legen wir noch einen drauf. Und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir werden den sozialen Wohnungsbau ergänzen
um das Thema Acht-Euro-Wohnungsbau, der dazu
führen wird, dass die Menschen, die keine Berech-
tigung haben, in eine Sozialwohnung zu ziehen,
die Chance haben, eine frei finanzierte, günstige
Wohnung zu bekommen. Das ist ganz wichtig. Und
wir werden unsere Bodenpolitik verändern.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Na endlich!
Höchste Zeit!)

Wir werden künftig, liebe Kollegin Sudmann, weni-
ger Grundstücke verkaufen, mehr Erbbaurechte
vergeben und damit die Handlungsfähigkeit der
Stadt erhalten.

(Zurufe von der CDU)

Das ist ein gutes Signal.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –
Jörg Hamann CDU: Wie viele Wohnungen
bringt denn das, Herr Kollege?)

Wir werden die entsprechenden Gelder im Haus-
halt bereitstellen, um die Bindungsfristen im sozia-
len Wohnungsbau zu verlängern. Wir werden dafür
sorgen, dass wir Grundstücke so vergeben, dass
wir langfristige Mietpreisbindungen bekommen.

(Zuruf von Jörg Hamann CDU)

Aber, und das sagen wir auch, mit Wohnen allein
wird es nicht reichen, sondern wie auch in allen an-
deren Metropolen wird es darum gehen, wie wir mit
unseren Flächen umgehen. Wie schaffen wir es,
effizienter mit unseren begrenzten Flächen umzu-
gehen? Wie schaffen wir es, Wohnungsbau auf
der einen Seite voranzutreiben, aber auch die
Grünfunktion unserer Stadt zu stärken? Für uns
Hamburgerinnen und Hamburger ist doch ganz
klar: Wir wollen mehr Wohnungen, aber wir wollen
auch die Naturqualität.

(Dennis Thering CDU: Schon klar! Oberbill-
werder!)

Wir wollen mehr Grün in Hamburg. Und wir werden
das auch hinkriegen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und, lieber Herr Thering, wir wollen diese Verant-
wortung auch wahrnehmen.

(Dennis Thering CDU: Machen Sie nur
nicht!)

Dass Sie vom Wohnungsbau nichts verstehen
– von Verkehrspolitik auch nicht –,

(Zurufe: Sie verstehen ja von allem was!
Von allem alles!)

das haben die Hamburgerinnen und Hamburger
unter Ihrer Regierung gesehen. Das, was Sie ma-
chen, sind ja zwei vergiftete Angebote, gerade im
Bereich des Wohnungsbaus. Zum einen wissen
Sie genau, wenn Sie einen neuen Flächennut-
zungsplan fordern über die Landesgrenzen hinaus,

(Ralf Niedmers CDU: Fangen Sie mal in
Hamburg damit an!)

dass das bisher noch nirgendwo in Deutschland
gelungen ist.
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(Zurufe: Was ist denn das für ein Argument,
das haben wir schon immer so gemacht? –
Das ist doch kein Argument! – Dann fangen
Sie doch mal in Hamburg an!)

Das wird dazu führen, dass es fünf oder zehn Jah-
re Stillstand in dieser Stadt gibt und keine einzige
zusätzliche Wohnung gebaut wird. Das ist etwas,
was nur den Spekulanten nützt, nicht aber den
Mieterinnen und Mietern.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und Sie machen einen zweiten Vorschlag, über
den Sie vielleicht gar nicht so gern reden.

(Joachim Lenders CDU: Deswegen schla-
gen wir es vor? – Heiterkeit bei der CDU)

Das städtische Wohnungsunternehmen SAGA mit
seinen 130 000 Wohnungen, aber auch die Ge-
nossenschaften sind der Rückhalt unserer Woh-
nungspolitik. Sie sind der Garant dafür, dass lang-
fristig bezahlbarer Wohnraum erhalten bleibt. Wir
wollen beide stärken. Das ist das Gebot der Stun-
de, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und welchen Vorschlag macht Herr Trepoll – er-
neut? Damit sind Sie in der Tradition von Herrn
Peiner, der das schon einmal vorhatte und teilwei-
se damit ja schon begonnen hatte. Sie machen
jetzt das Angebot im Haushalt, dass die Mieterin-
nen und Mieter der SAGA doch Wohnungen kau-
fen sollen. Das ist ein vergiftetes Angebot.

(Zurufe von der CDU)

Das kann für den einen oder anderen Mieter at-
traktiv sein. Aber was bedeutet es denn mittel-
oder langfristig? Es bedeutet die Zerschlagung des
städtischen Wohnungsbestands. Den Fehler, den
viele Kommunen in den letzten Jahren gemacht
haben, wollen Sie wiederholen.

(Michael Kruse FDP: Das ist doch Quatsch!
Sie machen das doch selbst! – Jörg Ha-
mann CDU: Die SAGA verkauft doch selbst,
Herr Kienscherf!)

Ich sage Ihnen nur: Die Hamburgerinnen und
Hamburger wollen das nicht. Zu Recht, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das, was Sie machen, ist der Angriff auf den Sozi-
alstaat.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Nun aber mal halblang! – Michael Kru-
se FDP: Was reden Sie denn da, Herr Kien-
scherf? – Zuruf von der CDU: Hallo? Was
für ein Unsinn ist das denn? Ei, ei, ei, ei!)

Das, was Sie machen, ist, dass Sie Spekulanten
und hohe Mieten letztendlich fördern wollen.

(Zuruf von der CDU: So ein polemischer
Quatsch!)

Deswegen sage ich: Dieses Angebot, das Sie ma-
chen, oder Ihre These, dass wir in Hamburg nicht
mehr bauen sollten, sondern allein im Umland,

(Jörg Hamann CDU: Hat auch niemand ge-
sagt!)

ist zu kurz gegriffen. Wir werden dem Umland nicht
vorschreiben können, wie viele Wohnungen sie zu
bauen haben; sie bauen ohnehin viele Wohnun-
gen. Nein, Herr Trepoll. Man muss auch einmal
den Mut haben, Verantwortung tragen zu wollen.
Wir müssen das hier auch in Hamburg hinkriegen,
und wir werden das hinkriegen, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –
Philipp Heißner CDU: Ihre Rede überzeugt
hier niemanden!)

Aber wir sagen auch ganz klar, dass es gerade die
Menschen besonders schwer haben, die Zugangs-
probleme haben; wir nennen sie die vordringlich
Wohnungssuchenden. Es reicht in der Tat nicht,
dass wir sagen, wir bauen die öffentliche Unter-
kunft aus, sondern wir müssen es schaffen, alle
gemeinsam, dass wir diese Menschen mehr in
Wohnraum bringen, dass die SAGA mehr Verant-
wortung übernimmt, dass die Genossenschaften
mehr Verantwortung übernehmen. Deswegen wol-
len wir aber auch die Fachstellen für Wohnungs-
vermittlung stärken. 20 zusätzliche Stellen sollen
dafür sorgen, dass mehr dieser Menschen in
Wohnraum kommen. Das ist unsere soziale Ver-
antwortung.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das zweite Thema, das sehr wichtig ist – Sie ha-
ben es ja ein wenig angesprochen, wobei Sie kei-
ne Antworten gefunden haben –: das Thema Mobi-
lität. Ich glaube, es ist eine der Fragen neben dem
Wohnungsbau, ob unsere wachsenden Metropolen
auch in Zukunft funktionieren können, ob sie es
schaffen können, den wachsenden Mobilitätsbe-
darf zu befriedigen. Auch da ist Hamburg relativ
weit und ich frage mich: Wo sind Sie eigentlich,
wenn wir hier über Innovationen debattieren, wenn
wir dazu kommen, dass wir 700 E-Ladestationen
haben, so viele wie keine andere Stadt

(Dennis Thering CDU: So ein Schwachsinn!)

und kein anderes Flächenland in Deutschland?
Auch da sind wir ganz vorn, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Deswegen ist es richtig, dass wir die wichtigen
Schnellbahnprojekte voranbringen. Sie reden da-
von, dass die U5 nicht vorangehe. Sie geht voran.
Ich gebe zu, sie wird nicht 2020 beginnen, sondern
2021, drei Monate später als geplant bei einem so
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großen Projekt. Das ist doch ein Riesenerfolg. Das
muss man doch nicht dauernd kritisieren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir werden die S32 voranbringen und wir werden
auch die S4 voranbringen. Und da ist es schon et-
was erstaunlich – Herr Trepoll, wenn Sie einmal
zuhören würden –, welche Position Ihre Fraktion
dazu hat. Da ist ein Bundestagsabgeordneter, Herr
Ploß,

(Dennis Thering CDU: Ja! Sehr fleißig!)

der rühmt sich, dass er dieses Projekt vorange-
bracht habe,

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und Zurufe:
So ist das! – Richtig!)

dass die S4 endlich irgendwann zum Hauptbahn-
hof fahren kann. Richtig. Herr Thering, schön, dass
Sie klatschen.

(Dennis Thering CDU: Endlich mal einer, der
anpackt!)

Und gleichzeitig sagt ein Herr Thering in der letz-
ten Bürgerschaftsdebatte, aus seiner Sicht solle
die gar nicht zum Hauptbahnhof fahren.

(Dennis Thering CDU: So ein Schwachsinn!
Was reden Sie denn für einen Unsinn!)

Da fragt man sich doch: Was wollen Sie eigent-
lich?

(Zuruf von der CDU: Dass Sie endlich mal
zuhören!)

Herr Thering, nur Meckern allein bringt Hamburg
nicht voran. Überlassen Sie die Verkehrspolitik
uns, dann geht es voran.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und auch hier ist es gut, dass Bürgermeister
Tschentscher die richtigen Weichenstellungen trifft.
Auf der einen Seite langfristige Projekte und Ent-
scheidungen – und es wird die Karte des Schnell-
bahnausbaus sein –, aber auf der anderen Seite
erwarten die Hamburgerinnen und Hamburger na-
türlich schon jetzt, dass sich etwas ändert. Dass
wir mehr Leistungen erbringen können und ab dem
Fahrplanwechsel die größte Angebotssteigerung
seit 20 Jahren haben,

(Dennis Thering CDU: Das haben Sie bei
uns abgeguckt!)

ist ein Verdienst unseres Bürgermeisters. Das ist
gut angelegtes Geld für bessere Mobilität und das
ist richtig so.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Hamburg ist eine Stadt der guten Bildung.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das glauben Sie doch selbst nicht!)

Ich bin vorhin schon darauf eingegangen, dass wir
stolz darauf sein können, dass wir den Kita-Be-
reich massiv ausgebaut haben. Und auch in der
Schule: Selbst die Bildungsministerin von Baden-
Württemberg spricht ja mittlerweile vom Bildungs-
wunder in Hamburg.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Und daran wollen Sie sich messen las-
sen? – Zurufe)

– Ja, müssen Sie sie fragen.

Es war richtig und es war gut, dass wir uns in den
letzten vier Jahren insbesondere unterhalten ha-
ben über die Qualität von Schule und nicht die
Struktur von Schule. Ich glaube, die Qualität muss
immer Vorrang haben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Deswegen, Herr Trepoll – und ich weiß, dass Sie
da in Ihrer Partei unter Druck geraten sind –, sa-
gen wir: Es ist ein großer Wert, dass an allen wei-
terführenden Schulen in Hamburg die jungen Men-
schen Abitur machen können,

(Zuruf: Das wertvolle Hamburger Abitur!)

G8 oder G9, entweder am Gymnasium oder an der
Stadtteilschule. Alle Erfahrungen zeigen, dass wir
damit gut gefahren sind.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Die Schulleiter sehen das anders, Herr
Kienscherf! Komisch!)

Und deswegen kann ich nur sagen: Lassen Sie
uns diesen Weg weiter beschreiten. Wir reichen Ih-
nen dazu die Hand.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sie haben das Thema Wirtschaft angesprochen.
Es ist schon erstaunlich, dass Sie den Wirtschafts-
standort Hamburg so runterreden,

(Jörg Hamann CDU: Sie haben ihn doch
runtergewirtschaftet!)

einen Standort, der letztendlich dazu führt, dass
wir über das größte Bruttoinlandsprodukt verfügen,
viel größer als das in Bayern oder in anderen
Stadtstaaten.

(Zuruf von der FDP: Das stimmt doch gar
nicht! Bayerns Bruttoinlandsprodukt ist viel
größer!)

Hamburgs Wirtschaft ist eine leistungsfähige Wirt-
schaft. Das ist gut. Wir haben sie seit 2011 so ent-
wickelt und wir werden sie weiterentwickeln. Wir
werden die Innovationen vorantreiben. Wir werden
die Innovationsförderung aufstocken; 5 Millionen
Euro werden wir dafür zur Verfügung stellen.

(Zurufe von der CDU und der FDP)

Wir werden Start-ups weiterhin fördern. Wir wer-
den dafür sorgen, dass wir bei dem Thema Innova-
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tion und digitaler Wandel in Hamburg ganz weit
vorn sind.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und wir werden natürlich die notwendigen Wei-
chenstellungen im Hafen treffen. Herr Trepoll,
wenn Sie davon reden, dass der Hafen endlich
Grundlagen brauche, muss man doch einmal deut-
lich sagen: Wozu hat denn Ihr Modell "Hafen finan-
ziert Hafen" geführt? Sie haben Teile der HHLA
verscherbelt und nach drei Jahren war das Geld zu
Ende. Da war nichts von langfristiger Planung. Wir
machen das anders, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Deswegen werden wir dem Hamburger Hafen je-
des Jahr 300 Millionen Euro zur Verfügung stellen
und wir werden die wichtigen Infrastrukturprojekte
angehen. Natürlich wissen wir alle, dass das The-
ma der offenen Fahrrinnenanpassung für den
Hamburger Hafen schädlich war. Dieses Thema ist
gelöst und wir werden auch die anderen notwendi-
gen Weichenstellungen treffen, sei es Steinwerder-
Süd, sei es die Köhlbrand-Querung, sei es die Ha-
fenbahn, sei es Digitalisierung. All das ist in unse-
rem Haushalt vorhanden.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Digitalisierung ist viel zu wenig vorhan-
den!)

All das werden wir voranbringen. Wir stärken den
Hamburger Hafen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Unsere Stadt lebt von ihrer Weltoffenheit. Aber sie
lebt auch davon, dass es bestimmte Regeln gibt,
die hier eingehalten werden.

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Ehrlichkeit vor
allen Dingen!)

– Herr Warnholz, Sie werden doch von der Polizei
schon gar nicht mehr wahrgenommen.

Nein, lassen Sie uns doch einmal ernsthaft über
das Thema Polizei und Innere Sicherheit reden.
Seit 2011 haben wir das Thema vorangebracht.
Und es zeigt doch Erfolg. Wir haben

(Dennis Gladiator CDU:  Die zweitschlech-
teste Aufklärungsquote!)

die niedrigste Verbrechensrate im Bereich Gewalt-
kriminalität. In Hamburg Opfer von Gewalt zu wer-
den,

(Dennis Gladiator CDU: Schlechteste Auf-
klärungsquote deutschlandweit!)

seit 1980 war die Chance noch nie so gering. Das
ist ein guter Weg.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRÜNEN – Zurufe von der CDU)

– Die Gefahr. Die Gefahr, meine Damen und Her-
ren.

(Zuruf von der CDU: Beim Thema Innere Si-
cherheit nimmt Sie doch niemand ernst!)

Wir haben die Ausbildungskapazitäten enorm ge-
steigert. Wir haben mehr Polizei auf die Straße ge-
bracht. Und wir werden das fortsetzen. Unser Ziel,
das steht auch so im Haushalt und wir haben es
mit entsprechenden Finanzmitteln hinterlegt, wird
sein, dass wir die Beamten auf der Straße voran-
bringen: von heute 7 700 Personen auf 8 000 Per-
sonen. Das ist gut investiertes Geld in die Sicher-
heit unserer Stadt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Aber wir werden nicht nur die Polizei stärken, son-
dern auch die Feuerwehr. Wir werden die Er-
schwerniszulage für die Feuerwehr ab 2020 ein-
führen und wir werden die Freiwilligen Feuerweh-
ren unterstützen, ohne die die Sicherheit in Ham-
burg gar nicht gewährleistet wäre; vielen Dank an
die vielen Helferinnen und Helfer der Freiwilligen
Feuerwehr.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir werden die Sanierung noch einmal mit 5 Millio-
nen Euro unterstützen.

Doch neben der Inneren Sicherheit werden wir
auch, und das gehört zu einem starken Rechts-
staat dazu, natürlich die Justiz unterstützen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das wird auch mal Zeit!)

Wir haben seit 2015 – das haben wir mit den GRÜ-
NEN zusammen gemacht und es war sehr erfolg-
reich – über 170 neue Stellen in der Justiz ge-
schaffen.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

Und wir werden weitere Stellen schaffen, weil wir,
darüber haben wir letztes Mal schon gesprochen,
es unerträglich finden, wenn in der heutigen Zeit
nach wie vor Gewalt an Frauen ausgeübt wird. Wir
wollen diese Täter bestrafen,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Wer will das nicht?)

und zwar hart und schnell, und deswegen wollen
wir die Staatsanwaltschaften weiter ausbauen. Vie-
len Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir investieren in viele Bereiche: in den Bereich
Wohnen, in den Bereich Mobilität, in einen starken
Rechtsstaat, in die Wissenschaft.

Es ist so, dass Hamburg früher bekannt war als In-
dustriestandort, als Handelsmetropole. Aber, und
das ist gut so, ab 2011 haben Olaf Scholz und da-
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mals Dorothee Stapelfeldt – Katharina Fegebank
hat es fortgesetzt – erkannt, welches Potenzial in
dieser Stadt auch in der Wissenschaft liegt. Des-
wegen ist es richtig, dass wir daran gearbeitet ha-
ben, Hamburg zu einer Wissenschaftsstadt weiter-
zuentwickeln. Und heute haben wir den Erfolg ge-
erntet. Wir haben vier Exzellenzcluster bekommen
bei der Universität.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das ist doch nicht Ihr Erfolg, das ist
der Erfolg der Universität!)

Das zeigt, welch hohe Qualität die Wissenschaft in
dieser Stadt hat.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir haben enorm investiert: in den Forschungs-
campus, DESY in Bahrenfeld, in den MINT-Bereich
an der Bundesstraße. All das führt dazu, dass wir
in Qualität investieren.

Aber, und das sagen wir Sozialdemokraten auch,
es muss bei uns auch darum gehen, dass wir die
Lage der Studierenden weiter verbessern. Deswe-
gen haben wir Haushaltsanträge vorgelegt, die da-
zu führen, dass wir zum einen das Thema Wohnen
für Studierende ganz anders angehen, dass wir
zum anderen aber auch das Studierendenwerk
besser ausstatten wollen. Und für uns ist auch ei-
nes sehr wichtig: Wir wollen die Arbeitsbedingun-
gen der Menschen in der Wissenschaft verbes-
sern. Das ist wichtig für uns Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Der von Rot-Grün vorgelegte Haushalt ist ein gutes
Fundament für eine gute Zukunft Hamburgs. Er
stärkt unsere Stadt. Er schafft eine Stadt der
Chancen, der Perspektiven für alle Menschen. Er
unterstützt die Menschen, die unserer Hilfe bedür-
fen. Er schafft mit guter Bildung die Voraussetzun-
gen dafür, dass es gar nicht zu Armut kommt. Und
er setzt die richtigen Weichenstellungen beim The-
ma bezahlbares Wohnen, beim Thema Mobilität.
Er ist ein guter Haushalt, den die Stadt verdient
hat. Und deswegen möchte ich mich auch noch
einmal ganz herzlich an dieser Stelle bedanken für
die Arbeit unseres Bürgermeisters,

(Zurufe von der CDU: Oh!)

der in den letzten Wochen und Monaten die richti-
gen Weichenstellungen getroffen hat. Wir bringen
Hamburg voran, das ist das Signal des heutigen
Tages. – Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRÜNEN)

Präsidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Herr Dr. Tjarks für die GRÜNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRÜNE:* Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Hamburg geht es gut. Und
Hamburg geht es nicht nur gut, sondern es ist
auch so, dass das Bild, das Sie von Hamburg
zeichnen, lieber Herr Trepoll, schlicht falsch ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Die Aussage, Hamburg würde keine Schulen bau-
en, sondern Schulen schließen, ist nicht nur falsch,

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP – André Trepoll CDU: Was ist
denn mit den höheren Schulen?)

sondern sie wundert einen auch ein bisschen,
denn allein in Harburg werden mehrere Schulen in
Ihrem Wahlkreis neu gebaut,

(Vizepräsidentin Antje Möller übernimmt den
Vorsitz.)

und man fragt sich, wie kommen Sie eigentlich auf
so eine Aussage, wenn wir seit 2011 64 neue
Grundschulen und 32 weiterführende Schulen ge-
baut haben, wenn man die Anbauten an die ande-
ren Schulen mitzählt? Wir entwickeln die Schulen
in Hamburg, wir bauen neue Schulen, und das soll-
ten Sie einmal zur Kenntnis nehmen, sonst leben
Sie in einer anderen Realität.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und dann dieser Satz, wir setzten in der Bildung
auf Masse statt Klasse. Erst einmal muss ich sa-
gen, ich freue mich, dass in Hamburg mehr Kinder
sind und wir deswegen mehr Schülerinnen und
Schüler haben und deswegen auch mehr Masse.
Ich möchte das durchaus einmal verbindend sa-
gen, wir haben einen FDP-Schulsenator gehabt,
wir haben CDU-Schulsenatoren gehabt,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Und auch eine grüne, nicht verges-
sen!)

eine grüne, rote, und wir haben in den letzten
18 Jahren – ich glaube, es wäre gut, wenn wir das
auch einmal ein bisschen gemeinsam begreifen
würden – enorme Fortschritte in der Qualität des
Hamburger Schulsystems gehabt. Und ich glaube,
dass wir eigentlich ein bisschen gemeinsam darauf
stolz sein können, weil wir nämlich mehr und mehr
die Klasse erreichen, zu der wir hinwollen.

(Beifall bei Gerhard Lein SPD)

Wenn wir uns dann die PISA-Studie von 2000 an-
sehen, da war Hamburg als Bundesland unten ein-
betoniert mit den anderen Stadtstaaten. Hamburg
Platz 14, Berlin 15, Bremen 16, und zwar egal, ob
Sie Mathe anschauen, Deutsch oder Englisch. Und
heute wissen wir, dass im Bundesländervergleich
die Hamburger Schülerinnen und Schüler in Eng-
lisch auf Platz 2 stehen – auf Platz 2 –, und zwar
knapp hinter Bayern.
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(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

Aber in Bayern ist es so, dass die Schülerschaft ei-
ne andere ist und unser Schulsystem viel hetero-
gener, unsere Schülerschaft viel heterogener und
viel schwieriger deswegen ist. Deswegen muss
man doch sagen, das ist eine grandiose Leistung
des Hamburger Schulsystems.

Und es ist nicht nur das. Auch in Deutsch haben
wir uns erheblich verbessert, je nachdem, was Sie
angucken, auf die Plätze 7 bis 9, und in Mathe
müssen wir noch besser werden, aber haben uns
auch verbessert

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Aber in Mathe sind sie immer noch
schlecht!)

auf Platz 12. Und es wäre gut, wenn wir einfach
einmal die Realität alle gemeinsam zur Kenntnis
nehmen und auch gemeinsam zur Kenntnis neh-
men, dass wir das gemeinsam erreicht haben,
dass Hamburgs Schülerinnen und Schüler besser
geworden sind, weil wir nicht nur neue Schulen
bauen, sondern auch die Klasse in Hamburgs
Schulen Einzug hält.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dann die Frage der Sicherheit, die Kernkompetenz
der CDU. Was Sie hier immer verschweigen, ist,

(Joachim Lenders CDU: Schon klar!)

dass in Hamburg der Stand der Opfer einer Straftat
so niedrig wie seit 37 Jahren nicht mehr ist, Herr
Lenders, und Sie sollten sich darüber freuen und
nicht ärgern. Das würde Ihnen helfen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Ich weiß nicht, ob Sie das als Gewerkschafter
schlecht finden, dass wir die Zahl der Polizeistellen
von 7 700 auf 8 000 erhöhen, aber wir stehen da-
hinter und finden das richtig, und Sie sollten das
auch unterstützen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Joachim Lenders CDU)

Zum Thema liberale Großstadtpartei und liberale
Großstadtpolizei haben wir schon einiges gesagt
und gehört, aber dass selbst Herr Dudde weiter ist
beim Thema Kennzeichnungspflicht als Sie, spricht
Bände.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dann kommen wir zum Thema Wirtschaft. Da tun
Sie immer so, als ob wir hier am Ende sind. Sie
sollten einfach einmal zur Kenntnis nehmen, in
Hamburg ist die Arbeitslosenquote so niedrig wie
seit 25 Jahren nicht mehr.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD –
Dennis Thering CDU: Das ist euer Ver-
dienst? – Zurufe)

In Hamburg ist gleichzeitig die Zahl der Beschäftig-
ten auf Rekordniveau, und wir werden noch in die-
ser Legislaturperiode die eine Million Arbeitsplätze
in dieser Stadt überschreiten. Und das finden wir
richtig, und natürlich ist das auch zum Teil Ausfluss
dieser Politik des Senats. Sie sollten darauf auch
stolz sein und Sie sollten Hamburgs Wirtschaft
nicht immer runterreden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Mi-
chael Kruse FDP: Das kommt ja aus berufe-
nem Munde!)

Dann kommen wir zu dem Thema, dass dieser
Haushalt ein Zukunftshaushalt ist. Die Konjunktur-
position wird von 2,7 auf 4 Milliarden Euro wach-
sen. Wir haben 150 Millionen Euro für konjunktu-
relle Risiken zusätzlich zurückgestellt. Wir werden
das Sonderprogramm U-Bahn einführen, wir wer-
den das Erhaltungsmanagement aufbauen, erst
mit 60, dann mit 110 Millionen Euro, und wir haben
eine aufwachsende Investitionsquote von 42 Pro-
zent. Wer da nicht sieht, dass das ein Zukunfts-
haushalt ist, dem kann man eigentlich nicht mehr
helfen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wenn man dann sagt, unsere Zukunft ist es, etwas
weniger auszugeben, aber doch faktisch gar kein
Geld weniger ausgeben will, sondern 150 Millionen
Euro vor allen Dingen bei der Konjunkturposition
streichen möchte, dann ist das ganze Gerede,
dass man selbst einen Zukunftshaushalt hier vor-
gelegt hat, auch nur vorgeschoben. Das reicht
nicht aus, um die Hamburgerinnen und Hamburger
zu überzeugen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Insgesamt ist es so, dass die Politik große Umbrü-
che erlebt, weil wir an verschiedenen Stellen auch
als Politik Vertrauen verloren haben. Da ist das
Thema Cum-Ex, 55 Milliarden Euro Kosten für die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler in Europa,
das Thema Bankenrettung, das Thema millionen-
facher Betrug beim Diesel durch die deutsche Au-
tomobilindustrie, das Thema, dass ein nachgeord-
neter Beamter der deutschen Bundesregierung,
Herr Maaßen, Fake News verbreitet.

Aber gleichzeitig muss man auch feststellen, diese
Stürme und dieser Vertrauensverlust gehen an
Hamburg weitestgehend vorbei. Das liegt nicht nur
daran, dass die AfD hier keine Rolle spielt, und es
liegt nicht nur daran, dass es Hamburg ziemlich
gut geht und wir pro Person den höchsten Beitrag
in den Länderfinanzausgleich zahlen und die
Schuldenbremse – 2019 ist der erste Haushalt der
Schuldenbremse – selbstverständlich einhalten,
sondern es liegt vor allen Dingen daran, dass die-
ser Senat eine klare Vorstellung von der Zukunft
der Stadt hat und wir diese Zukunft gemeinsam mit
den Hamburgerinnen und Hamburgern gestalten
wollen.
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(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Denn das Thema Vertrauensverlust hat auch in der
Hamburger Politik einmal eine Rolle gespielt, zum
Beispiel bei der Elbphilharmonie und deren Bau-
kosten. Es gibt Leute, die selbst sagen, trotz der
Baukosten, gegen die ich vielleicht früher war, fin-
de ich sie jetzt gar nicht so schlecht. Aber gleich-
zeitig muss man sagen, zwischen 77 und 789 Mil-
lionen Euro klafft eine große finanzielle, politische
Glaubwürdigkeitslücke. Deswegen muss man auch
einmal festhalten dieser Tage, am 6. Dezember,
am Nikolaustag dieses Jahres: Keine 3 000 Meter
von der Elbphilharmonie entfernt ist die U-Bahn-
Station Elbbrücken eingeweiht worden. Und die U-
Bahn-Station Elbbrücken sieht nicht nur gut aus,

(Dennis Thering CDU: Und die S-Bahn?)

sie ist auch 33 Millionen Euro günstiger geworden,
und das zeigt, wie man Vertrauen in diese Politik
wieder zurückgewinnt. So macht man das.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vielleicht darf ich noch einmal für Herrn Thering
hinzufügen, dass die S-Bahn zwar nicht Teil der
Freien und Hansestadt Hamburg ist, sondern der
Deutschen Bahn, aber wenn Sie 3 000 Meter, nicht
so weit, in eine andere Richtung gehen, dann se-
hen Sie ein Kreuzfahrtterminal, und dieses Kreuz-
fahrtterminal ist 16 Millionen Euro günstiger gewor-
den, als ursprünglich geplant. Das zeigt,

(Dennis Thering CDU: Und die U5?)

die Politik kann die richtigen Schritte gehen, um so
Vertrauen wieder zurückzugewinnen. Wir machen
das, und Sie haben das noch nicht verstanden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vertrauen verliert man auch, indem man demokra-
tische Prozesse und Institutionen beschädigt. Die
CDU hat doch mittlerweile eine gewisse Tradition
im Ignorieren und Brechen von Volksentscheiden
– LBK, Wahlrecht –, und jetzt machen wir weiter
und schauen zu den Energienetzen, da ist das ers-
te Mal die AfD dabei, die selbst ernannten Volks-
versteher, die immer herumlaufen und sagen, wir
sind das Volk, aber so, wie das Volk entschieden
hat, wollen sie nicht entscheiden. Sie alle drei igno-
rieren diesen Volksentscheid, und eine Opposition,
die beschlossene Volksentscheide nicht umsetzen
will, braucht kein Mensch, die braucht auch kein
Wahlvolk und die beschädigt das Vertrauen in die
Prozesse und in die Institutionen unserer Stadt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Indem wir das Stromnetz, das Gasnetz und jetzt
auch das Fernwärmenetz zurückkaufen, stärken
wir nicht nur das Vertrauen in die demokratischen
Institutionen und die Prozesse unserer Stadt,

(Michael Kruse FDP: Sie verteuern auch die
Preise!)

sondern wir liefern auch Ergebnisse. Und wir lie-
fern Ergebnisse nicht nur in dem Bereich, sondern
auch beim Thema Wissenschaft und Hochschule.
Wir haben gesagt, wir machen Hamburg zur Wis-
senschaftsstadt, und wir haben geliefert. Wir ha-
ben vier Exzellenzcluster nach Hamburg geholt,
und das ist eine gute Nachricht.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Das ist Teil einer längeren Strategie. Das ist Teil
dessen, dass wir gemeinsam wollten, dass der
European XFEL nach Hamburg kommt, der welt-
stärkste Fotoapparat, 2017 eröffnet. Das ist Teil
dessen, dass wir gesagt haben, wir wollen Ham-
burg zum Mitglied der Fraunhofer-Gesellschaft ma-
chen, Europas stärkster Forschungsorganisation.
Das ist Teil der Strategie, dass wir gesagt haben,
wir wollen Teil des Deutschen Zentrums für Luft-
und Raumfahrt sein, dass wir gesagt haben, wir
wollen mehr Studierende, über 100 000 haben wir
jetzt in der Stadt. Das ist Teil der Strategie, zu sa-
gen, wir wollen die Technische Universität stärken
mit einem jährlichen Aufwuchs und wir wollen in
diesem Haushalt einen weiteren Schwerpunkt auf
die UKE-Entwicklung setzen, denn wir wissen,
auch das UKE hat eine große Zukunft, und wir wol-
len diese stärken. Und das zeigt, wir machen Wis-
senschaftspolitik in Hamburg, und dafür nehmen
wir gern auch die Gratulationen der CDU entge-
gen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Aber wir haben auch geliefert beim Thema Kita.
Wir haben uns alle gemeinsam auf den Weg ge-
macht, dass wir das Kita-System in Hamburg aus-
bauen wollen. Sie haben das einmal angestoßen,
richtigerweise,

(André Trepoll CDU: Angestoßen? Erfunden
haben wir das!)

wir sind mittlerweile auch in der Situation, dass wir
einen großartigen Ausbau des Kita-Systems be-
wältigt haben und noch weiter ausbauen. Wir ha-
ben jetzt eine weitestgehende Kostenfreiheit, und
wir sind in der Situation, dass wir nicht nur 1 Milli-
arde Euro pro Jahr demnächst für die Kitas in
Hamburg ausgeben, sondern dass wir sagen, wir
wollen auch in die Qualität von Hamburgs Krippen
und dem Elementarbereich, Hamburgs Krippen
und Kitas, investieren. Dafür haben wir in einem
Konsens mit einer Volksinitiative den Weg vorge-
zeichnet zu sagen, wir wollen 1:4 im Krippenbe-
reich bis 2021 und 1:10 im Elementarbereich bis
2024 erreichen.

(Philipp Heißner CDU: Das versprechen Sie
schon seit Jahren!)

Und wir wollen erreichen, dass wir 500 neue Erzie-
herinnen und Erzieher pro Jahr zusätzlich in die
Krippen und die Kitas dieser Stadt bekommen. Das

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 88. Sitzung am 11. Dezember 2018 6679

(Dr. Anjes Tjarks)



ist eine gute Investition, und dafür steht Rot-Grün
und nicht Sie, Herr Heißner.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und auch der dritte Bildungsbereich nach Wissen-
schaft und Kitas, die Schulen, wachsen kräftig auf,
mit etwa 15 Prozent in diesem Jahr, weil wir mehr
Schülerinnen und Schüler haben, aber gleichzeitig
auch, weil wir in die Qualität investieren. Qualität
zugunsten der Inklusion, Qualität zugunsten der In-
tegration, die ein Marathonlauf ist und kein Sprint,
aber Qualität, weil wir kleinere Klassen haben und
die beständig ausfinanzieren, auch wenn wir mehr
Schülerinnen und Schüler im System haben. Und
das macht sich auch bemerkbar bei den Ergebnis-
sen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Ich möchte bewusst an dieser Stelle etwas sagen
als jemand,

(Zuruf von Sabine Boeddinghaus DIE
LINKE)

der durchaus einer Partei angehört, die weiß, wie
es ist, wenn man in eine schulpolitische Auseinan-
dersetzung geht. Viele schulpolitische Debatten in
diesem Hause sind manchmal sehr anstrengend
und verhaken sich im Klein-Klein. Ich würde von
daher sehr darum werben, nicht nur zu sehen, was
wir in den letzten 18 Jahren geschafft haben, son-
dern auch, dass wir viele Weichenstellungen im
Schulbereich gemeinsam gegangen sind. Vielleicht
nicht immer zu jedermanns totaler Zufriedenheit,
aber wir haben gemeinsam die Hauptschule abge-
schafft. Wir haben ein Zwei-Säulen-Modell einge-
führt mit einer Stadtteilschule, die wächst und ge-
deiht. Wir haben die Inklusion auf den Weg ge-
bracht und gemeinsam mit einer Volksinitiative
weiter ausfinanziert. Wir haben kleinere Klassen
auf den Weg gebracht, um individuelleres Lernen
zu ermöglichen, und wir haben es geschafft, wei-
testgehend Hausaufgaben in den Ganztag zu inte-
grieren, sodass sie von Lehrkräften betreut werden
können, damit wir die Schüler stärken, die zu
Hause niemanden haben, der sie dabei unter-
stützt. Und wir haben ein Ganztagsschulsystem
aufgebaut, das bundesweit seinesgleichen sucht
und wo 80 Prozent der Eltern dieser Stadt sagen,
wir schicken die Kinder in diese Ganztagsschulen,
weil wir das richtig finden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Ich habe vorhin schon etwas zu den Ergebnissen
gesagt, um wie viel Hamburgs Schulen und Ham-
burgs Schulsystem besser geworden sind in der
Qualität.

Natürlich gibt es auch Fortschritte bei dem Thema
Gerechtigkeit. Im Jahr 2000 sind 12 Prozent der
Schülerinnen und Schüler eines Jahrgangs in
Hamburg von der Schule abgegangen ohne ersten
Schulabschluss. Das waren fast 1 600 Schülerin-

nen und Schüler. Diese Quote ist gesunken auf 5
bis 6 Prozent. Und von den 5 bis 6 Prozent, von
diesen 750 bis 800 Menschen, machen auf dem
zweiten Bildungsweg immerhin noch 400 ihren ers-
ten Schulabschluss. Wir sollten gemeinsam daran
arbeiten, dass das noch besser wird.

Natürlich gibt es beim Thema Gerechtigkeit noch
mehr zu tun, denn es gibt die Schüler, die da unten
einbetoniert sind und nicht rauskommen. Aber wir
sollten, und das ist doch der entscheidende Punkt,
gemeinsam an diesen Themen arbeiten, und ich
glaube, dass ein Schlüssel,

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

warum das in den letzten Jahren so viel besser ge-
worden ist, der ist, dass wir uns selbst alle in die-
sem Haus ein wenig zurückgenommen haben. Wir
haben gesagt, wir treiben die Schulen nicht wieder
durch die schulpolitische Arena, wir haben einen
Schulfrieden abgeschlossen, der den Schulen er-
laubt, sich auf das zu konzentrieren, wofür sie da
sind, nämlich für die Arbeit am Kind, die Arbeit an
den Schülerinnen und Schülern und die Qualität.
Und das ist der Grund, warum neben diesen
großen Weichenstellungen Hamburgs Schulsys-
tem

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Wo kommen die Zahlen her?)

in den letzten 15 Jahren gerechter und besser ge-
worden ist. Ich würde sehr dafür werben, dass wir
diesen Weg gemeinsam fortsetzen, denn das sind
wir unseren Hamburger Kindern schuldig.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir haben aber auch bei den anderen großen The-
men dieser Stadt, nämlich beim Thema Woh-
nungsbau und Stadtentwicklung, geliefert, und ich
möchte hinzufügen, wir haben in diesem Bereich
auch die Gangart verschärft und werden sie weiter
verschärfen. Wir haben nicht nur 2 000 SAGA-
Wohnungen jedes Jahr, nicht nur 3 000 Sozialwoh-
nungen jedes Jahr, nicht nur den 8-Euro-Woh-
nungsbau eingeführt, die sozialen Erhaltungssat-
zungen ausgeweitet, Häuser zurückgekauft, das
Airbnb-Gesetz deutlich verschärft, die Zweckent-
fremdung nicht nur personell besser aufgestellt,
sondern auch schärfer gefasst und die Bindungs-
laufzeiten verlängert, sondern wir werden in Ham-
burg auch die Bodenpolitik nachhaltig verändern.
Wir wollen, dass Erbpacht die prioritäre

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Dann nehmen Sie doch mal Vorschlä-
ge von uns an! Das tun Sie ja nicht! Von we-
gen Gemeinschaft!)

Leitlinie in Hamburgs Bodenpolitik wird, denn wir
wollen eine aktive Bodenpolitik und wir wollen eine
Stadt, die der Stadt und den Bürgerinnen und Bür-
gern gehört; das ist die Maxime unseres Handelns.
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(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir haben jetzt eine Situation, in der wir immer
Vorschläge von der Opposition bekommen; dann
kommt Herr Meyer und sagt, wenn man diejenigen
bestraft, die die Regeln brechen und die Menschen
aus ihren Quartieren vertreiben – ich sage nur
Akelius –, dann sagt er, nein, wir seien diejenigen,
die die Stadt spalten. Und dann gibt es diejenigen,
die kommen und sagen, Mensch, Herr Trepoll, wir
wollen eine schärfere Mietpreisbremse, und man
fragt sich, wer verhindert das eigentlich die ganze
Zeit auf Bundesebene?

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das dauert!)

Dann kommen diese Themen, wo man sagt, wir
wollen keinen Wohnungsbau. Herr Heißner will
den nicht in Eidelstedt, Herr Thering will sozialen
Wohnungsbau nicht in Wandsbek, und Sie starten
dann einen Antrag, in dem man sagt, man macht
einen gemeinsamen Planungsverbund mit der Me-
tropolregion. Sicherlich kann man da mehr reden,
aber dann erstaunt es mich schon ein wenig, dass
Sie einen Antrag schreiben, in dem Sie die Sozial-
wohnungen nur vor den Toren der Stadt haben
wollen. Das ist ein bisschen wenig.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD –
Philipp Heißner CDU: Erzählen Sie doch kei-
nen Unsinn, das ist nicht richtig!)

Wenn man Wohnungen baut und eine Siedlungs-
entwicklung hat, was logisch ist, wenn man eine
wachsende Stadt ist und die Menschen in Metro-
polen leben wollen, dann wissen wir auch, dass
das Konsequenzen haben muss für die Investitio-
nen in unseren Grünanlagen. Für uns ist es wich-
tig, dass die Zahl von Hamburgs Grünanlagen, ge-
messen an der Landesfläche, steigt und nicht
sinkt, denn das ist das, was wir brauchen in einer
wachsenden Stadt. Wir brauchen mehr Grünanla-
gen für die Menschen und nicht weniger.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Deswegen war es für uns wichtig, dass wir nicht
nur mehr Grünanlagen haben, sondern auch bes-
ser gepflegte Grünanlagen, und deswegen haben
wir als Haushaltsantrag ein Erhaltungsmanage-
ment für die Grünanlagen auf den Weg gebracht,
denn neben dem Erhaltungsmanagement für die
Spielplätze sind jetzt die Grünanlagen dran, weil
wir wollen, dass die Aufenthaltsqualität da steigt,
dass die Naturqualität da steigt und dass sie noch
besser den Menschen dienen in unserer Stadt.
Das ist es, was wir wollen. Wir wollen, dass Ham-
burg eine grüne Stadt am Wasser bleibt, und zwar
eine der grünsten der Welt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir liefern auch beim Thema Mobilität und Ver-
kehrswende. Die Zahlen sprechen hier eine klare
Sprache. Seit 2011 ist der Radverkehr in Hamburg
um 80 Prozent gestiegen …

(Dennis Thering CDU: Um 3 Prozent!)

– Sie können das noch einmal abfragen, Herr The-
ring. Um 80 Prozent, und allein im letzten Jahr, das
hat auch etwas mit dem Sommer zu tun, um
20 Prozent.

Der ÖPNV, der öffentliche Nahverkehr, ist um
4 Prozent gestiegen, und das zeigt, wir sind auf
dem richtigen Weg.

Gleichzeitig muss es unser Ziel sein, den Umwelt-
verbund mit dem Fußgängerverkehr in den nächs-
ten zehn Jahren um weitere 10 Prozent zu stei-
gern, und zwar durch eine kluge und gute Ange-
botspolitik, und dafür steht Rot-Grün.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Herr Thering, auch wenn man nicht immer so ge-
nau weiß, welche Position Sie am Ende vertreten,
denn sobald Herr Meyer-Wellmann anruft, vertre-
ten Sie doch immer die gegenteilige Position vom
Vortag,

(André Trepoll CDU: Vorsichtig!)

kann ich Ihnen nur sagen, das beste Antistaupro-
gramm ist die Fahrradstadt Hamburg.

(Zurufe: Ah!)

– Ja, hören Sie einmal zu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fahrräder stehen nicht im Stau.

(Zurufe)

Fahrräder, die anstelle von Autos fahren, sorgen
für weniger Verkehr und Stau. Und, Herr Thering,
sicherlich kann man auch etwas bei der Baustel-
lenkoordination tun, und Sie dürfen sicher sein,
dass wir dafür einen überzeugenden Vorschlag
machen, dessen Reichweite Sie in ungekannte
Ausmaße stürzen wird. Wir haben in einer stark
wachsenden Stadt einen Sanierungsstau von Jahr-
zehnten. Denjenigen, die auf die Baustellenkoordi-
nation als das Hauptthema abstellen, sei gesagt,
sie sind vor allen Dingen gut darin, Empörungswel-
len zu reiten, und sie zeigen gleichzeitig, wie wenig
Substanz ihre eigene Verkehrspolitik hat.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Das andere große Thema, der ÖPNV-Ausbau, ha-
ben wir schon gehabt. Wir wollen die S4 ab dem
Hauptbahnhof, wir wollen sie über Ahrensburg
nach Bargteheide, und wir werden auch dafür sor-
gen, dass sie kommt, denn das ist Hamburgs wich-
tigstes Verkehrsprojekt zur Entlastung des Ham-
burger Hauptbahnhofs. Das wird dringend ge-
braucht, und dafür steht Rot-Grün.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und anders, als Ihr Herr Ploß im Deutschen Bun-
destag behauptet hat, hat die U-Bahn, die U5,
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auch nicht drei Jahre Verspätung, sondern viel-
leicht sechs Wochen bis drei Monate.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)

Wir liegen im Zeitplan, und das werden wir Ihnen
auch noch beweisen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Es ist schlichtweg so, dass wir natürlich daran ar-
beiten, auch in der Zwischenzeit, den ÖPNV nicht
nur sauberer und attraktiver zu machen, sondern
insbesondere die Taktung weiter auszubauen. Und
deswegen haben wir mit dem Fahrplanwechsel am
9. Dezember die größte HVV-Ausweitung seit
mehreren Jahrzehnten beschlossen.

(André Trepoll CDU: Milliarden Bundesmit-
tel!)

Das sollten Sie einmal zur Kenntnis nehmen, dass
wir das gemacht haben und nicht Sie.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir liefern auch beim Thema Inneres und offene
Gesellschaft. Zum einen haben wir hier einen Ver-
fassungsschutz, der im Gegensatz zum Verfas-
sungsschutz auf Bundesebene nicht auf dem rech-
ten Auge blind ist.

(Ralf Niedmers CDU: Die Seiten der Welt!)

Wir haben einen Verfassungsschutz, der relativ
klar sagt, was hinter einer Merkel-muss-weg-De-
monstration steckt, einen Verfassungsschutz, der
damit verhindert, dass Sie sich mit diesen Men-
schen gemein machen wollen, was Sie eigentlich
gern machen würden. Es ist gut so, dass unser
Verfassungsschutz an dieser Stelle so klar aufge-
stellt ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Gleichzeitig bin ich stolz darauf, dass wir als Bür-
gerschaft Hamburg zum sicheren Hafen für Flücht-
linge erklärt haben, denn ich glaube nämlich, dass
es zentral ist, dass die Stadt Hamburg als eine
Stadt mit einer langen Seefahrertradition, als eine
Hafenstadt, Klarheit an dieser Stelle hat. Auch
wenn wir wissen, dass nicht alle Menschen bleiben
können, wissen wir aber, wir wollen sie nicht im
Mittelmeer ertrinken lassen. Das sind wir diesen
Menschen auch schuldig als eine Stadt, die diese
Tradition hat.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und wir wissen in Bezug auf die anderen Themen
der Integration, dass Integration kein Sprint, son-
dern ein Langstreckenlauf ist, und deswegen wer-
den wir weiter daran arbeiten, auch wenn das The-
ma öffentlich vielleicht nicht mehr so präsent ist,
dass diese Menschen unsere Sprache lernen,
dass sie Arbeit finden, eine Wohnung finden und
hier ihres Glückes Schmied werden können und zu
unserer Gesellschaft beitragen können. Hamburg

wird die Integration dieser vielen Tausenden von
Geflüchteten meistern, und das liegt an guter Poli-
tik.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Anders als bei der CDU im Bund, wo Wahlen im
Übersee-Club gewonnen werden, ist das in Ham-
burg insgesamt anders. Sie haben immer noch
kein Führungspersonal in der Stadt, Frauen auch
nicht.

(André Trepoll CDU: Lassen Sie sich überra-
schen!)

Sie brechen Volksentscheide, das hat doch bei Ih-
nen schon eine gewisse Tradition. Herr Thering
macht weiter, was er will, den sozialen Wohnungs-
bau verlagern Sie in die Metropolregion, Sie for-
dern uns beim Diesel zum offenen Rechtsbruch
auf, anstatt sich einmal an die Bundesregierung zu
wenden.

(Dennis Gladiator CDU: Bleiben Sie bei der
Wahrheit!)

Sie stellen dann einen Antrag, die Dieselfahrzeuge
mit Hardware nachzurüsten für den städtischen
Fuhrpark. Dazu kann ich Ihnen nur sagen, gehen
Sie doch einmal zum Bundesverkehrsministerium
und sorgen Sie dafür, dass Millionen von Kunden
endlich eine Hardware-Nachrüstung bekommen
und dass die Autokonzerne das bezahlen und
nicht die Steuerzahler.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Das würde allen helfen.

Wir kämpfen dafür, das Vertrauen der Menschen
dieser Stadt in eine Politik, die deutschlandweit
eher Themen in diesem Bereich hat, zu erhalten,
zu gewinnen. Wir werden dafür kämpfen, dass die
demokratischen Institutionen gewahrt bleiben, in-
dem die echten Probleme angegangen werden,
Scheindebatten vermieden werden und indem wir
das gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern
im Blick haben, und vor allen Dingen, indem wir lie-
fern bei den Kernproblemen dieser Stadt. Wie wir
es in der Vergangenheit gemacht haben, werden
wir das auch in Zukunft tun, und dafür ist dieser
Haushalt eine gute und vernünftige Grundlage.
Deswegen habe ich alles Glück, dass wir weiter
vertrauensvoll in Hamburg zusammenarbeiten. –
Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei den GRÜNEN
und der SPD)

Vizepräsidentin Antje Möller: Meine Damen und
Herren, für die Fraktion DIE LINKE bekommt nun
Frau Özdemir das Wort.

Cansu Özdemir DIE LINKE:* Sehr geehrte Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Unter dem
Motto "Hamburg, eine Stadt für alle – Lebenswert.
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Sozial. Innovativ." feiern Sie, Herr Kienscherf, Herr
Tjarks, Ihre Investitionen. Sie stellen in Ihrem An-
trag zu Recht fest, dass die Bedarfe in der Stadt
mit dem Wachsen der Bevölkerungszahl auch stei-
gen, aber die Bedarfe steigen doch nicht erst seit
2018 und die Bedarfe steigen auch nicht erst, seit-
dem diese Koalition gerafft hat, dass mit ihrer Poli-
tik die Defizite in dieser Stadt immer größer wer-
den und damit eben auch nicht zu bewältigen sind,
wenn weiterhin eine Kürzungspolitik stattfindet.

Im Gegenteil, wenn wir uns die Zahlen einmal
deutlich anschauen, und zwar seit 2011 – die Kol-
leginnen und Kollegen, die seit 2011 in der Bürger-
schaft sitzen, kennen diese Zahlen –, so sehen wir
an den Zahlen, dass die Einwohnerinnen und Ein-
wohner immer mehr werden und damit verbunden
auch die Bedarfe kontinuierlich steigen.

Was war bis jetzt die Antwort dieser Koalition be-
ziehungsweise der SPD-Regierung von 2011 bis
2015? Nämlich eine sehr heftige Kürzungs- und
Sparpolitik. In vielen Bereichen ist das Defizit so
groß geworden, dass selbst die heutigen Investitio-
nen, die wir heute als Fraktion gar nicht kleinreden
wollen, viel zu mager sind, sodass die Defizite
überhaupt nicht gedeckt werden können mit diesen
Ausgaben. Wir haben auf der einen Seite die Ein-
nahmenseite mit den Steuermehreinnahmen, die
von Jahr zu Jahr sprudeln, wir haben auf der ande-
ren Seite Bedarfe, die von Jahr zu Jahr größer
werden, aber es wurden jahrelang keine langfristi-
gen Investitionen getätigt, damit diese Defizite
überhaupt gedeckt werden können.

Diese Politik, die Sie gefahren haben, ist eine kurz-
fristige, eine sehr kurzsichtige und auch für die Zu-
kunft der Bevölkerung eine sehr fatale Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben hier und da einmal Flickschusterei be-
trieben, wenn die Stimmen in der Stadt dann lauter
geworden sind. Dann kam auch immer wieder das
Argument der Schuldenbremse; vor allem für den
sozialen Bereich wurde dieses Argument immer
wieder vorgebracht, obwohl das Geld für die drin-
gend notwendigen Investitionen da war. Das heißt,
diese Investitionen hätten auch vor Jahren getätigt
werden können. Das haben Sie aber bewusst nicht
getan. Und jetzt so zu tun, als wäre Hamburg eine
Stadt für alle, eine Stadt, die lebenswert ist, eine
Stadt, die sozial ist – das stimmt so nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Die soziale Spaltung in der Stadt ist in den letzten
Jahren stärker geworden. Sie haben eine Politik
geführt, die dazu beigetragen hat, dass Menschen
in strukturell benachteiligten Stadtteilen resigniert
sind. Wir haben zum heutigen Zeitpunkt Stadtteile,
in denen die Kinderarmut bei fast 50 Prozent liegt,
und gleichzeitig Stadtteile, in denen der Reichtum
immer größer wird. Wir haben mehr als
285 000 Hamburgerinnen und Hamburger, die von

Armut betroffen sind, darunter besonders Men-
schen mit Migrationshintergrund, Alleinerziehende
und Erwerbslose.

Wir haben bei den Kindern eine Situation, dass je-
des vierte Kind in Armut aufwächst. Wir haben fast
16 Prozent der Hamburger Rentnerinnen und
Rentner, die in Armut leben. Wir haben 42 Prozent
alleinerziehende Menschen in dieser Stadt, die
arm sind. Das ist aus meiner Sicht politisches Ver-
sagen auf der ganzen Linie, und das ist rot-grüne
Politik, die seit Jahren stattfindet und sich nicht
verändert hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte Sie auch in diesem Zusammenhang
noch einmal an unsere Debatte erinnern, die wir
nach der Bürgerschaftswahl hier in der Aktuellen
Stunde geführt haben. Wir waren alle entsetzt über
die Wahlergebnisse. Alle Fraktionen in diesem
Parlament außer der AfD haben festgestellt, dass
es dringend notwendig ist, der Resignation der
Menschen in den Stadtteilen etwas entgegenzu-
setzen. Dass es dringend notwendig ist, die soziale
Spaltung in der Stadt anzugehen, dass es drin-
gend notwendig ist, die Armut in der Stadt zu be-
kämpfen, und es gab Versprechen, das auch an-
zugehen. Damals war es Herr Dressel als Frakti-
onsvorsitzender der SPD. Was aber ist passiert?
Es blieb bei schwachen Lippenbekenntnissen. Es
gab eben nicht diese Bekämpfung der Armut, es
gab nicht die Bekämpfung der sozialen Spaltung in
der Stadt, aber dafür haben Sie eine Leidenschaft
für größenwahnsinnige Spektakel in dieser Stadt
entwickelt, die dann die Stadtgesellschaft doch ab-
gelehnt hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben Ihnen damals gesagt, dass die Bekämp-
fung der steigenden Armut, dass die Bekämpfung
der sozialen Spaltung auch bedeutet, die Demo-
kratie zu stärken, die Demokratie in den Stadttei-
len. Die Demokratie stärken bedeutet aber auch,
dass alle Kinder und Jugendlichen die gleichen
Chancen in dieser Gesellschaft haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Demokratie stärken bedeutet auch, unabhängig
von der Einkommensstärke der Eltern, den Kindern
ein würdevolles Leben zu ermöglichen. Demokratie
stärken bedeutet auch das Recht auf Wohnen, das
Recht auf Gesundheit, das Recht auf gut bezahltes
Arbeiten und das Recht darauf, in Würde zu altern.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist momentan in Hamburg nicht möglich. Trotz
der höheren Ausgaben sind wir noch weit entfernt
von der Stärkung der Demokratie in dieser Stadt.
Wir sind noch weit davon entfernt, dass Menschen
die von mir genannten Rechte auch wirklich in An-
spruch nehmen können. Ich weiß nicht, in welcher
Stadt Sie Politik machen, aber in der Stadt, in der
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wir Politik machen, erleben die Menschen, Herr
Wysocki, vor ihrer Haustür, in ihren Stadtteilen die
Auswirkungen der jahrelangen Kürzungspolitik. Sie
müssen feststellen, dass zum Beispiel die Grünan-
lage um die Ecke nicht ausreichend gepflegt wird.
Sie müssen feststellen, dass die aufsuchende Se-
niorinnen- und Seniorenarbeit nur noch teilweise
geleistet wird. Sie müssen feststellen, dass Bürge-
rinnen- und Bürgerhäuser, Stadtteilkulturzentren
und Geschichtswerkstätten ihre Angebote ein-
schränken. Dass die sowieso schon unzureichen-
de Finanzierung

(Hansjörg Schmidt SPD: Wo denn?)

der Stadtteilbeiräte mangels eigener Etatkosten
wieder ausläuft und zu wenige Sportstätten gebaut
werden. Die Ursache hierfür liegt in den Mittelzu-
weisungen des Senats, die nach wie vor nicht aus-
kömmlich sind, auch wenn Sie das immer wieder
behaupten. Ich glaube, Sie haben einfach ein
Wahrnehmungsproblem.

(Beifall bei der LINKEN – Jens-Peter
Schwieger SPD: In welcher Stadt leben Sie
denn?)

– Herr Schwieger, gehen Sie doch einmal in die
Stadtteile, reden Sie doch einmal mit den Men-
schen.

(Zuruf von Jens-Peter Schwieger SPD)

Das tun wir nämlich, und das tun wir nicht nur in
der Sommerpause mit einer Radtour durch die
Stadtteile, sondern das ganze Jahr hindurch.

(Beifall bei der LINKEN)

Und das, was die Menschen uns erzählen, das er-
zählen Sie auch Ihnen. Auch Sie bekommen das in
den vielen Gesprächen mit, aber Sie ignorieren die
Situation, und das ist doch das Problem.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von Jens-
Peter Schwieger SPD)

Der Haushalt bleibt aus unserer Sicht …

(Arno Münster SPD: Das habe ich noch
nicht erlebt!)

– Dass Sie so etwas nicht erlebt haben, kann ich
mir gar nicht vorstellen, denn die Diskussion führen
wir nämlich seit 2011. Dann waren Sie anschei-
nend nicht anwesend oder haben geschlafen.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Haushalt bleibt aus unserer Sicht ein Kür-
zungshaushalt trotz der höheren Ausgaben,

(Hansjörg Schmidt SPD: Es ist doch schade,
wenn man Haushaltspläne nicht lesen
kann!)

Kürzungen vor allem im Bereich der sozialen und
vor allem im Bereich der städtischen Infrastruktur.
Die Mehrausgaben im Haushaltsplan – eine Groß-

zügigkeit des Senats, die sicher auch den Bürger-
schaftswahlen Anfang 2020 geschuldet ist – las-
sen keinen wirklichen Plan für die Zukunft der
Stadt Hamburg erkennen. Sie reagieren wirklich
kurzfristig dann einmal auf Missstände in der Stadt.
Sie stopfen die größten Risse und Löcher, die ent-
standen sind, ohne eine wirkliche Idee oder wirk-
lich ein Konzept zu haben, um die Defizite in der
Stadt auch wirklich zu bekämpfen und zu beenden.
Eine solidarische und soziale Politik sieht ganz an-
ders aus und ist nicht so, wie sie in Ihrem Antrag
dargestellt ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte Ihnen noch einmal darstellen, warum
aus unserer Sicht dieser Haushalt ein Kürzungs-
haushalt ist. Sie haben die Ausgaben, Herr
Schwieger, für die physische Infrastruktur erhöht,
aber damit kann man doch nur erreichen in dieser
Situation, dass der Zustand der Schulgebäude,
dass der Zustand der Straßen und Brücken sich
nicht noch weiter verschlechtert.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Das ist dum-
mes Zeug!)

Die Mehreinnahmen wurden aber nicht dazu ge-
nutzt, um die soziale Infrastruktur beziehungsweise
die Personalkosten den Bedarfen anzupassen.

(Kazim Abaci SPD: Wir haben doch viele
Lehrer eingestellt!)

– Herr Abaci, Sie bekommen im Ausschuss schon
seit Jahren mit, dass die Bedarfe steigen, Sie spre-
chen es doch auch selbst an.

(Hansjörg Schmidt SPD: Sie bringen alles
durcheinander!)

Ich möchte noch einmal das Beispiel mit dem Per-
sonal ansprechen. Die Ausgaben für das Personal
werden im sogenannten Kernhaushalt seit Jahren
lediglich um 1,5 Prozent, in einzelnen Bereichen
wie zum Beispiel der Universität sogar nur um
0,88 Prozent erhöht, in anderen Bereichen gar
nicht.

Die Tarifabschlüsse mit den Gewerkschaften erga-
ben teilweise eine doppelt so hohe Steigerung der
Löhne und Gehälter, und auch für die kommenden
Tarifrunden ist mit wesentlich höheren Abschlüs-
sen zu rechnen, aber der im Haushaltsentwurf feh-
lende Tarifausgleich führt in den einzelnen Behör-
den, auch bei den Zuwendungsempfängerinnen
und Zuwendungsempfängern, zwangsläufig zu
Einsparungen beim Personal. Auch eine Debatte,
Herr Schmidt, die wir seit Jahren führen und die
Sie auch seit Jahren mit den Zuwendungsempfän-
gerinnen und -empfängern in dieser Stadt führen.

Diese Kürzungspolitik, was bedeutet das? Das be-
deutet Einsparungen beim Personal, das bedeutet
eine massive Arbeitszeitverdichtung, auch ein Pro-
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blem, das wir seit Jahren haben. Was bedeutet es
noch? Die Nichtwiederbesetzung von Stellen.

(Glocke – Zurufe)

Vizepräsidentin Antje Möller (unterbrechend):
Okay, die Situation hat sich erledigt. Ich weise
noch einmal darauf hin, dass Sitzplätze hier ledig-
lich für Abgeordnete vorgesehen sind. – Frau Öz-
demir, fahren Sie bitte fort.

Cansu Özdemir DIE LINKE (fortfahrend):* Vielen
Dank.

Diese Kürzungspolitik wirkt sich auf das Personal
aus, nämlich mit Arbeitszeitverdichtung, der Nicht-
besetzung von Stellen, den Stellenkürzungen oder
Befristungen. Das betrifft den Bereich Opferschutz,
einen Bereich, über den wir in der letzten Bürger-
schaftssitzung auch diskutiert haben. Das betrifft
den Bereich Kinder und Jugend und viele andere
Einrichtungen in den Stadtteilen und Beratungs-
stellen, vor allem im sozialen Bereich. Die Tarifstei-
gerungen müssen deshalb refinanziert werden.
Und das ist auch eine Forderung der Zuwendungs-
empfängerinnen und Zuwendungsempfänger, die
Sie seit acht Jahren immer wieder deutlich anspre-
chen, dass die Tarifsteigerungen vollständig refi-
nanziert werden und hierfür auch entsprechende
Finanzmittel im Hamburger Haushalt vorgehalten
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Und es reicht nicht aus, wenn man sagt, hier ist ein
Bedarf, da richtet man eine Beratungsstelle ein, da
kommt dann einmal eine Einrichtung. Die Zuwen-
dungen müssen doch auch ausreichend sein, die
Zuwendungen müssen bei bestehenden Einrich-
tungen erhöht werden, sodass die Arbeit, die viel
mehr geworden ist und nicht weniger, auch wirklich
richtig ausgeführt werden kann und eben nicht die
Situation entsteht, dass Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter wirklich viel ehrenamtliche Arbeit investieren.

Ich möchte in diesem Zusammenhang in aller
Deutlichkeit sagen, ich empfinde den Umgang mit
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vor allem im
sozialen Bereich wirklich als unsolidarisch und
auch als respektlos.

(Beifall bei der LINKEN)

Es kann doch nicht sein, dass Menschen, die eine
so wichtige und dringend notwendige Arbeit ma-
chen für die Stadt, immer wieder um die Refinan-
zierung der Tarifsteigerungen kämpfen müssen,
immer wieder um die Erhöhung der Zuwendungen
kämpfen müssen, sich von Jahr zu Jahr fragen
müssen, ob ihre Stelle für nächstes Jahr eigentlich
noch gesichert ist. Die Zuwendungsempfängerin-
nen und -empfänger der Stadt müssen mehr Geld
erhalten, um eben auch den von der Bürgerschaft
selbst beschlossenen Mindestlohn von 12 Euro

umsetzen zu können. Das ist schon eine lange hin-
fällige Anerkennung der wertvollen Arbeit, die in
dieser Stadt geleistet wird, aber gern einmal über-
sehen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sehen auch den Kampf gegen den Niedrig-
lohnsektor als zentrale Aufgabe der Politik an. Die
Bürgerschaft beschloss, dass für die Beschäftigten
der Freien und Hansestadt Hamburg bis 2020 tarif-
vertraglich ein Mindestlohn von 12 Euro vereinbart
werden soll. Dies soll in den kommenden Tarifver-
handlungen erreicht werden. Diese Ankündigung
der rot-grünen Mehrheit entpuppt sich jedoch als
heiße Luft. Ein Blick in den Haushalt zeigt auch,
warum: Im Entwurf für den Haushalt 2019/2020
und die mittelfristige Finanzplanung bis 2022 findet
sich nicht ein einziger Euro zusätzlich für Personal-
ausgaben. Der Stadt muss deshalb ein finanzierter
Plan vorliegen, damit im städtischen Einflussbe-
reich tatsächlich ein Mindestlohn von 12 Euro be-
zahlt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Das sollte ebenso als Grundlage für die städtische
Vergabe von Aufträgen gelten. Zudem muss der
Senat auch die private Wirtschaft, also als Auftrag-
nehmerin für öffentliche Aufträge, in die Pflicht
nehmen und den Mindestlohn in Höhe von 12 Euro
auch im Vergabegesetz verankern.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist auch bekannt, dass wir darüber hinaus eine
Erhöhung des städtischen Mindestlohns auf
13 Euro fordern. Das ist selbst nach Berechnun-
gen Ihrer Bundesregierung mindestens notwendig,
um überhaupt eine Rente oberhalb des Grundsi-
cherungsniveaus zu erreichen.

Ich möchte aber ein weiteres Beispiel nennen,
nämlich im Bereich der Wohnungspolitik. Sie hal-
ten weiter an der Linie fest, 3 000 geförderte Woh-
nungen im Jahr zu bauen. Wir sehen alle, und das
auch wieder seit Jahren, dass es eben nicht aus-
reicht, um das Problem der strukturell fehlenden
80 000 preiswerten Wohnungen in der Stadt – und
jährlich kommen noch die Wohnungen, die aus der
Sozialbindung fallen, hinzu – anzugehen. Wir wol-
len deshalb, dass der Neubau öffentlich geförder-
ter Wohnungen auf 6 000 pro Jahr verdoppelt wird,
und wir wollen, dass Wohnungen, die einmal öf-
fentlich gefördert werden, nicht befristet, sondern
dauerhaft öffentlich gebunden sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist hier allen das Problem der Spekulation be-
kannt. Um die Spekulation mit Wohnungen zu ver-
hindern, muss die Stadt Grundstücke nur noch im
Erbbaurecht vergeben dürfen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Wir können hier als Fraktion auch einen ersten Er-
folg verbuchen, denn Rot-Grün scheint jetzt end-
lich dieser Forderung der LINKEN nachzukommen,
und damit haben wir auch gezeigt, dass Links
wirkt.

(Beifall bei der LINKEN – Ekkehard Wysocki
SPD: Wir haben nur auf Sie gewartet!)

Wir wissen alle, warum das Thema Wohnungspoli-
tik so wichtig ist in der Stadt, nämlich weil wir so
große Probleme haben. Wir haben die steigende
Obdach- und Wohnungslosigkeit in dieser Stadt,
die seit Jahren nur verwaltet wird.

(Farid Müller GRÜNE: Das stimmt doch gar
nicht!)

Um eben Menschen, die wohnungs- und obdach-
los geworden sind, Herr Müller, auch wieder zu
reintegrieren in gesicherte Wohnverhältnisse, brau-
chen wir auch bezahlbaren Wohnraum, sonst lässt
sich das Problem doch langfristig überhaupt nicht
lösen. Das Problem wird doch nicht gelöst, wenn
wir mehr Plätze in der öffentlichen Unterbringung
haben, die wir jetzt natürlich auch brauchen, aber
die platzen doch aus allen Nähten. Die Menschen
müssen in gesicherte Wohnverhältnisse kommen,
und das muss einfach stärker angegangen wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben aber auch die gleiche Situation bei den
Frauen und Kindern, die in den Frauenhäusern
sehr lange verweilen müssen. Es fehlt einfach an
bezahlbarem Wohnraum, sodass die Verweildauer
auch wirklich lang ist, und das bedeutet doch für
die Frauen und Kinder, dass es immer schwieriger
wird, eine Wohnung zu finden, wieder normale
Verhältnisse im Leben zu haben. Auch deshalb
muss das Problem angegangen werden und darf
nicht weiter so verwaltet werden, wie Sie es eben
seit Jahren tun, denn ansonsten wird vor allem im
Bereich der Obdachlosigkeit eine stärkere weitere
Verelendung stattfinden, und die ist schon so
schlimm wie seit Langem nicht mehr.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit unserem Leitantrag und unseren 36 Einzelan-
trägen setzen wir hier einen deutlichen Kontra-
punkt zu der kurzsichtigen Politik der rot-grünen
Koalition, die nach der Devise vorgeht, nicht die
Ressourcen folgen den Bedarfen unserer Stadt,
sondern die Bedarfe haben sich an den gedeckel-
ten Ressourcen auszurichten. Ja, wir wollen mas-
sive Investitionen in die Stadt, zugunsten der Be-
wohnerinnen und Bewohner.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen Hamburg zur solidarischen Stadt für alle
machen, denn Hamburg ist keine soziale und noch
keine solidarische Stadt, so, wie wir sie uns vor-
stellen.

Wir haben Anträge eingereicht, die zahlreiche
Maßnahmen beinhalten mit einem Gesamtvolumen
von rund 1,5 Milliarden Euro für 2019 und 2020.
Wir wollen langfristig investieren und nicht kurzfris-
tig Löcher stopfen, wie Sie es eben seit Jahren
tun.

(Dirk Kienscherf SPD: Wir haben ja auch
keine Schuldenbremse!)

Ich nenne Ihnen auch einmal konkret, welche
Punkte für uns sehr relevant sind. Wir wollen zum
Beispiel das kostenlose Frühstück für alle Kita- und
Grundschulkinder – für alle Kita-Kinder, soweit ich
weiß, ist auch eine Forderung der SPD. Wir wollen
die Erhöhung von BuT auf 100 Euro. Wir wollen
die schulische Inklusion stärken, und dafür brau-
chen wir mehr als 250 zusätzliche Lehrerinnen-
und Lehrerstellen und viele neue Therapie- und
Pflegestellen. Wir wollen, dass geflüchtete Kinder
durch verstärkte Sprachförderung unterstützt wer-
den. Wir wollen die deutliche Erhöhung der Kran-
kenhausinvestitionen, weil Gesundheit eben keine
Ware, sondern ein Recht ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir wollen interdisziplinär arbeitende Stadtteil-Ge-
sundheitszentren in kommunaler Trägerschaft, weil
alle Menschen in dieser Stadt, ob arm oder reich,
das Recht auf gesundheitliche Versorgung haben,
egal ob der Stadtteil strukturell benachteiligt ist
oder nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen eine verlässliche Grundfinanzierung
für gute Studien- und Beschäftigungsbedingungen.
All diese Maßnahmen gibt es eben nicht zum Null-
tarif, das ist uns natürlich klar. Wir legen in unse-
rem Antrag auch konkrete und machbare Vorschlä-
ge zur Verbesserung der Einnahmenseite der
Stadt vor, um entsprechende Mittel zur Aus- bezie-
hungsweise Gegenfinanzierung unserer Haus-
haltsanträge generieren zu können.

Zur Finanzierung unserer Anträge fordern wir unter
anderem, die Grunderwerbssteuer in Hamburg so-
wie in Schleswig-Holstein auf 6,5 Prozent anzuhe-
ben.

(Michael Kruse FDP: Es ist ja noch teurer!)

Eine Erhöhung auf diesen Wert würde der Stadt
Hamburg zusätzliche Erlöse in Höhe von mehr als
220 Millionen Euro jährlich bringen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von Michael
Kruse FDP)

Wir fordern auch 64 zusätzliche Stellen bei Steuer-
fahndung, Betriebs- und Umsatzsteuersonderprü-
fungen. Warum? Es ist ein Beitrag zur Gerechtig-
keit, zur Steuergerechtigkeit in dieser Gesellschaft.
Oder ist es aus Ihrer Sicht gerecht, wenn das Fi-
nanzamt in einem Jahr statt 610 Einkommensmil-
lionären in Hamburg nur 27 prüft? Allein durch die-
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se Prüfungen könnten 6,28 Millionen Euro Steuer-
mehreinnahmen verbucht werden. Natürlich, Sie
wünschen sich diese Personen als Wählerinnen
und Wähler und haben kein Interesse, daran etwas
zu ändern. Das ist natürlich nachvollziehbar.

(Michael Kruse FDP: Sie entscheiden nicht,
wer geprüft wird, Frau Özdemir!)

Der Bundesrechnungshof kritisiert zu Recht, dass
bundesweit nur 15 Prozent der Steuererklärungen
von Einkommensmillionärinnen und -millionären
geprüft werden. In Hamburg lag diese Quote noch
deutlich darunter, aber Sie, Herr Kruse, interessiert
das kein bisschen.

(Beifall bei der LINKEN – Zurufe)

Das ist gegenüber den Menschen, die wenig ha-
ben und viel abgeben und somit die wachsenden
Bedarfe in der Gesellschaft bezahlen, ungerecht
und unsolidarisch. Und wenn Sie das als gerecht
und solidarisch bezeichnen, dann sagen Sie es
doch einfach klar und deutlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Unsere Vorschläge sind realisierbar und führen zu
einer erheblichen Einnahmeverbesserung der
Stadt Hamburg, des Haushalts, somit auch zu ei-
ner nachhaltigen Verbesserung der Lebenswirk-
lichkeit der Hamburgerinnen und Hamburger. Und
wir fordern Sie, SPD und CDU, auf, folgen Sie un-
seren Anträgen, gehen Sie endlich die dringenden
Bedarfe langfristig an, statt bei Klein-Klein zu ver-
harren und damit weiterhin Menschen zu enttäu-
schen, die in dieser Stadt darauf warten, dass end-
lich etwas passiert.

Ich möchte aber noch einmal sehr deutlich sagen,
es muss jetzt etwas passieren. Wir werden auch
bei den nächsten Wahlen 2020 hier wahrscheinlich
wieder stehen, wahrscheinlich einige von uns, und
wieder dieselbe Debatte führen. Aber das wird die
Situation in der Stadt, im Land auch nicht verbes-
sern, sondern es wird sie dann verschlechtern,
wenn diese Politik, wie Sie sie jetzt führen, weiter-
hin auch so geführt wird.

Deshalb ist das der Moment, jetzt endlich die
Handbremse zu ziehen und endlich etwas zu ver-
ändern.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Antje Möller: Für die FDP-Frakti-
on bekommt nun Herr Kruse das Wort.

Michael Kruse FDP:* Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Alles für alle, und
zwar umsonst. Ich glaube, das ist das, wie man die
linke Politik zusammenfassen kann, und wir stehen
genau für das Gegenteil von dem, was Sie hier
eben erzählt haben. Das kann ich schon einmal er-
klären.

(Beifall bei der FDP)

Rot-Grün hat die Chance verpasst, den Haushalt
der Stadt zukunftsfest und krisensicher aufzustel-
len. Dieser Haushalt ist mutlos, er ist ideenlos und
er ist vor allem ambitionslos.

(Beifall bei der FDP – Farid Müller GRÜNE:
Jetzt kommst du!)

Dabei wäre dieser Haushalt doch Ihre Chance ge-
wesen, Herr Tschentscher. Es ist immerhin der
erste Haushalt, den Sie als Erster Bürgermeister
auf den Weg bringen. Und es ist gleichzeitig zum
Glück der letzte Haushalt, den Rot-Grün hier auf
den Weg bringt.

(Beifall bei der FDP)

Wir sind schon sehr gespannt gewesen, was Sie
eigentlich aus den guten Rahmenbedingungen, die
es im Moment gibt, machen. Herr Tjarks hat es ge-
sagt, Rekordzahlen in der Beschäftigung, prospe-
rierende Steuereinnahmen, ein niedriges Zinsum-
feld. Nie waren die Rahmenbedingungen so gut
und wir stellen fest, Sie nutzen die Chancen nicht,
die Sie gehabt hätten mit einem Haushalt, der für
die Zukunft festgemacht wurde.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Und die Rahmenbedingungen sind keine Selbst-
verständlichkeit. Wir sehen es, die Konjunkturpro-
gnosen, sie gehen langsam runter. Das weltweite
Wirtschaftsklima, es trübt sich langsam ein. Wir
fragen uns: Was machen Sie da eigentlich in Ihren
Haushaltsberatungen? Sie feiern eine Party mit Ih-
rem Haushalt, die längst vorbei ist, und wir wollen
stattdessen einen Haushalt, der auf Investitionen
in die Zukunft setzt, der die Bürgerinnen und Bür-
ger in der Stadt entlastet

(Dirk Kienscherf SPD: Wir auch!)

und der vor allem konsolidiert ist, damit er für die
Zukunft dieser Stadt auch einen Mehrwert bietet,
nicht wie Ihr Haushalt.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Warum wollen wir das denn eigentlich? Unser Ziel
ist eine Stadt der Chancen. Unsere Vision ist eine
Stadt, in der man leben möchte, eine Stadt, in der
man arbeiten möchte, eine Stadt, in der man seine
Kinder großziehen möchte, eine Stadt, in der man
studieren möchte, in der man feiern möchte und in
der man seine Träume verwirklichen möchte.

(Dirk Kienscherf SPD: Das machen wir alles
schon!)

Eine Stadt, in der man sein Glück findet und nicht
nur sucht wie in Berlin, aber dafür braucht es mehr
als diesen rot-grünen Haushalt.

(Beifall bei der FDP)
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Wir erinnern uns, Herr Tschentscher, an Ihre Re-
gierungserklärung. Sie haben damals gesagt,
Hamburgs beste Tage liegen noch vor uns. Das ist
neun Monate her. Wir stellen fest, Sie haben seit-
dem aber nichts dafür getan, dass genau dieser
Satz auch Wahrheit wird. Sie haben keine Sub-
stanz geliefert, deswegen müssen Sie in Ihrem
Haushalt auch deutlich umsteuern. Wir brauchen
Trendwenden in den wichtigen Politikbereichen.
Wir brauchen Trendwenden für die Zukunftsthe-
men Digitalisierung, Wirtschaft, Verkehrspolitik,
beim Wohnen und in der Bildung. Begeben Sie
sich mit uns in diesen Zukunftsthemen auf einen
Zukunftspfad, dann haben Sie auch Ihre Zu-
stimmung.

(Beifall bei der FDP)

Wenn man schaut, wie sich die Politik eigentlich in
den letzten neun Monaten verändert hat, dann
stellen wir fest, der letzte Bürgermeister hat wenig-
stens noch markige Versprechungen gemacht.
Gut, die hat er dann alle nicht eingehalten, pay as
you go, das ist mittlerweile tot. Stattdessen unge-
bremste Öffnung des öffentlichen Dienstes. Da
müssen wir dann sagen, weltoffenes Hamburg be-
deutet doch nicht, dass die ganze Stadt im öffentli-
chen Dienst dieser Stadt arbeiten kann.

(Farid Müller GRÜNE: Was ist das für ein
Quark, den Sie da erzählen!)

I want my money back – ein Versprechen, das Olaf
Scholz als Bürgermeister gegeben hat. Herr
Tschentscher hat dieses Versprechen jüngst en
passant einfach kassiert, hat gesagt, er sieht über-
haupt keinen Grund mehr, die Anteile zu verkau-
fen. Mit genau einer solchen Politik machen Sie
sich unglaubwürdig, Herr Tschentscher, denn Sie
haben auch die Politik Ihres Vorgängers als Fi-
nanzsenator maßgeblich mit zu verantworten, und
deswegen sollten Sie nicht weiter in die falsche
Richtung rennen, deswegen sollten Sie auf den
Pfad der Tugend zurückkehren und eine ordentli-
che Haushaltspolitik machen.

(Beifall bei der FDP)

Und nun haben wir hier sehr markige Reden und
auch sehr laute Reden, nebenbei gesagt. Wir fra-
gen uns immer: Warum müssen Sie uns das ei-
gentlich hier so reinschreien? Haben Sie die Sor-
ge, dass Ihre Argumente nicht gut genug sind? Al-
so ich meine, wir streiten doch hier um das beste
Argument, nicht um die lauteste Rede.

(Dirk Kienscherf SPD: Seien Sie nicht so
zimperlich!)

Wir haben von Ihnen sehr viel dazu gehört, dass
Sie Geld zur Verfügung stellen. Und selbst Frau
Özdemir hat Ihnen zugestanden – sie meint zwar,
das sei ein Sparhaushalt –, dass Sie mehr Geld
ausgeben. Ja, in der Tat, bei einem solchen Steu-
erregen, der in allen Ländern, im Bund, überall in

diesem Land vorhanden ist, ist es keine Leistung,
in einer solchen Situation Geld zur Verfügung zu
stellen. Es klug zu investieren und einen Haushalt
krisenfest für schwierige Zeiten zu machen, das ist
eine Leistung, aber genau diese Chance haben
Sie heute versäumt.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Ihr Finanzsenator hat als ersten Schritt das Finanz-
rahmengesetz ausgeweitet, sich mehr Ausgaben
gegönnt, und da müssen wir Ihnen einmal klar sa-
gen, wir haben doch nicht mit Ihnen die Schulden-
bremse beschlossen, damit Sie dann alle Schulden
in Nebenhaushalte verlagern und hinterher erzäh-
len, dass der Kernhaushalt gut dasteht. Eine so
unseriöse Politik machen wir nicht mit.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU – Dirk Kienscherf SPD: Und geht ja
auch nicht! Sie sind ja gar nicht in der Poli-
tik!)

Herr Tschentscher, sagen Sie uns doch endlich,
wohin Sie mit dieser Stadt wollen. Nach neun Mo-
naten fragen sich die Hamburgerinnen und Ham-
burger mehr denn je, was denn eigentlich die
großen Linien der Politik von Rot-Grün sind? Ein
bisschen auf Grün machen, weil es gerade en
vogue ist, das dreckigste Kohlekraftwerk der Repu-
blik verlängern, um dann einen schnelleren Kohle-
ausstieg zu fordern – Herr Tschentscher, das ist
nicht nur unglaubwürdig, sondern nach neun Mo-
naten ist einfach nicht erkennbar, was Ihre politi-
sche Linie sein soll.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Das Einzige, was mittlerweile deutlich geworden
ist, ist, dass Sie sich vom Juniorpartner am Ring
durch die Manege führen lassen.

(Wolfgang Rose SPD: So ein Quatsch!)

Da finden Sie offensichtlich nach langem Suchen
genau die Position Ihres kleinen Koalitionspartners
beim Thema Fernwärme. Das erste Kräftemessen.
Das ist gar keins gewesen, denn Sie waren so be-
schäftigt damit, eine Niederlage als Erfolg zu ver-
kaufen, dass Sie überhaupt keine Zeit mehr hat-
ten, den hanebüchenen Forderungen Ihres kleinen
Koalitionspartners sinnvolle Argumente entgegen-
zusetzen.

(Beifall bei der FDP – Dr. Monika Schaal
SPD: Geht es noch?)

Herr Tschentscher, so regiert man keine Weltstadt,
so regiert man keine Millionenmetropole, so macht
man sich zum Lakaien des kleinen Koalitionspart-
ners.

Olaf Scholz hat damals von einem grünen Anbau
gesprochen. Wir haben mittlerweile den Eindruck,
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dass dieser Anbau doppelt so groß ist wie das
Haus, in dem Sie einstmals gelebt haben.

(Dirk Kienscherf SPD: Blödsinn!)

Das "Hamburger Abendblatt" hat kürzlich einen
Linksruck des Bürgermeisters attestiert. Und in der
Tat, den haben wir auch feststellen können. Wir
halten diesen Linksruck aber für falsch. Er macht
eine riesige Lücke in der politischen Mitte dieser
Stadt auf, und genau diese Lücke werden wir jetzt
füllen mit einer Politik für die Mitte der Gesell-
schaft.

(Beifall bei der FDP)

Und wir hören nichts zu den großen Themen. Re-
nationalisierung, Migration, Digitalisierung – auch
bei Herrn Kienscherf nichts davon enthalten gewe-
sen.

(Dirk Kienscherf SPD: Oh doch! Habe ich
gesagt!)

Der freie Handel ist bedroht. Brexit, Zölle für Ham-
burger Unternehmen von den USA, die wirken hier
doch schon, Iran-Sanktionen, alles hat bereits Aus-
wirkungen in Hamburg – kein Wort vom Bürger-
meister dazu. Ansiedlungen aus Großbritannien –
wo sind eigentlich Ihre Erfolge? Mir sind keine Initi-
ativen bekannt. Lösungen für Hamburger Unter-
nehmen, die mit den Iran-Sanktionen Schwierigkei-
ten haben – es wäre Ihre Aufgabe, hierbei mitzuar-
beiten. Nutzen Sie den Draht zum Finanzminister.
Sie haben keine klare Position bei diesem Thema,
und deswegen nützt Ihre Politik für die Unterneh-
men in dieser Stadt an dieser Stelle überhaupt
nichts.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Dabei wäre es doch eigentlich eine Selbstver-
ständlichkeit, sich für Freihandel einzusetzen. Wer
sich nicht für Freihandel einsetzt, der wacht mit
Strafzöllen auf. Und ich kann mich gut an die De-
batten in diesem Haus erinnern, wo nicht nur DIE
LINKE, sondern auch die GRÜNEN gegen Frei-
handelsabkommen wie das mit Kanada gewettert
haben.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Sie haben im letzten Jahr CETA noch abgelehnt.
Das ist eine Politik gegen die Interessen dieser
Stadt. Und wer den Hafen dazu auffordert, mehr
Internationalität zu wagen, Herr Tjarks, der sollte
als Erstes ein klares Bekenntnis zum freien Handel
in der Welt organisieren und auch zum Ausdruck
bringen, anstatt hier wohlfeile Reden zu schwingen
und den Eindruck zu machen, nur Oppositionsre-
den zu schwingen.

(Beifall bei der FDP – Ekkehard Wysocki
SPD: Hamburg ist zu eng!)

Und dann der Bereich Integration. Ist es Ihnen ei-
gentlich aufgefallen – schade, dass Kazim Abaci
da gerade nicht sitzt, hätte mich sehr gefreut –, es
gab wieder kein Wort von Herrn Kienscherf, genau
wie bei der Regierungserklärung von Herrn
Tschentscher vor neun Monaten. Sie schweigen
das Thema Integration einfach tot. Und das ist in
zweierlei Richtungen ganz falsch. Erstens: Es gibt
sie ja, große Integrationserfolge in dieser Stadt,
und es wäre Ihre Aufgabe, jeden Tag zu zeigen,
dass Integration in einer liberalen, weltoffenen
Stadt auch gelingt. Aber wir hören nichts dazu von
Ihnen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Und dann ist es natürlich auch Ihre Aufgabe, die
Feinde der offenen Gesellschaft zu bekämpfen.
Und da müssen wir Ihnen schon sagen: Ganz
egal, ob von links oder von rechts oder religiös mo-
tiviert, es wäre Ihre Aufgabe, genau diesen Job zu
erledigen und nicht Verträge mit den Feinden der
freien Gesellschaft zu machen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD:
Oh!)

Kommen wir zu einem der wichtigen Zukunftsbe-
reiche, der Digitalisierung. Ein Jahr ist es jetzt her,
da haben Sie einen CDO eingestellt. Wer hat das
eigentlich gemerkt? Niemand in dieser Stadt hat es
gemerkt

(Erster Vizepräsident Dietrich Wersich über-
nimmt den Vorsitz.)

und ich kann Ihnen auch erklären, warum. Sie ha-
ben keine Digitalstrategie, Sie haben keine Ergeb-
nisse produziert, Sie haben noch nicht einmal eine
Drucksache seitdem auf den Weg gebracht. Ein
Jahr Digitalisierung mit einem CDO – unter Rot-
Grün bleibt Hamburg digitales Entwicklungsland,
und das ist schlecht für die Chancen der Hambur-
gerinnen und Hamburger an diesem Standort.

(Beifall bei der FDP)

Sie haben in diesem Bereich Zukunftsthemen en
masse. Ich will Ihnen beispielsweise vier Bereiche
nennen.

Bereich Virtual Reality/Augmented Reality.

(Jan Quast SPD: Haben wir doch!)

– Ja, zugegeben, da geben Sie jetzt ein paar Euro

(Dirk Kienscherf SPD: Etwas mehr!)

in ein Fördernetzwerk.

(Zurufe von der SPD)

Sprechen Sie da einmal mit den Unternehmen. Die
werden Ihnen sagen: So kompliziert zu beantra-
gen, dass wir lieber gleich darauf verzichten. Das
ist kein Landmark für Virtual Reality in Hamburg,
das ist schlicht zu wenig. Wir schlagen Ihnen vor:
Öffnen Sie doch einmal alle Hamburger Gebäude
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dafür, dass wir das erste Rathaus in der Republik
haben, dass wir die ersten Verwaltungsgebäude in
der Republik haben, die allesamt mit Virtual-Reali-
ty-Rundgang begehbar sind.

(Zuruf von der SPD)

Dann können Sie auch Zukunftstechnologien an
diesem Standort einsetzen.

Das Thema Blockchain, wir haben es vor vier Wo-
chen hier diskutiert: Sie haben nicht einmal ein In-
teresse daran, die Zukunftstechnologie überhaupt
auszuprobieren. Das ist einfach viel zu wenig.

Thema 3-D-Druck: Da haben Sie eine Strategie in
Ihrem eigenen Koalitionsvertrag aufgeschrieben.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Mit welcher Brille
laufen Sie eigentlich durch die Stadt?)

Haben Sie eigentlich Ihren Koalitionsvertrag noch
in Erinnerung? Da fordern wir Sie jetzt schon auf,
Ihren Koalitionsvertrag umzusetzen, weil das tat-
sächlich einmal eine gute Idee war. Aber auch an
dieser Stelle: Bisher ist das nur ein Papiertiger. Er-
ledigen Sie doch wenigstens die guten Sachen aus
Ihrem Koalitionsvertrag.

(Beifall bei der FDP)

Künstliche Intelligenz: Da will ich jetzt nicht
meckern, weil Sie vor zwei Wochen unseren An-
trag an den Ausschuss überwiesen haben. Aber
Sie haben auch hier überhaupt keine Ideen.

Das sind vier konkrete Handlungsfelder in der Digi-
talpolitik, mit der Sie zeigen könnten, dass Ham-
burg in diesen Technologien in Zukunft spitze sein
soll. Also greifen Sie auf diesem Gebiet endlich an,
dann haben Sie uns selbstverständlich auch auf
Ihrer Seite.

(Beifall bei der FDP)

Dann ist das Projekt Hammerbrooklyn bemerkens-
wert. Dafür haben Sie sich ja abgefeiert, noch be-
vor es überhaupt an den Start gegangen ist. Der
Kollege Trepoll hat es schon angesprochen: Es ist
im Wesentlichen ein Fehler dieses Senats gewe-
sen, dass es überhaupt möglich war, den Projekt-
partner, der hier die wissenschaftliche Evaluation
voranbringen soll, aus dem Projekt zu drängen. Da
haben Sie alle miteinander gepennt. Und das be-
deutet: Das wichtigste Digitalprojekt am Standort
ist jetzt schon vor seinem Start gefährdet. Das ist
schlecht für den Standort

(Farid Müller GRÜNE: Sie sind nicht gut in-
formiert!)

und das ist das Ergebnis Ihrer unsauberen Arbeit.

(Beifall bei der FDP und bei Dennis Gladia-
tor CDU)

Aber zumindest Humor hat Ihr Bürgermeister ja. Er
hat es geschafft, an dem Tag, an dem die Hafen-
umschlagszahlen noch einmal um mehr als 3 Pro-

zent in den Keller gegangen sind, sich auf ein Po-
dium zu setzen und zu sagen, Rot-Grün wolle der
wirtschaftsfreundlichste Senat aller Zeiten werden.
Meine Damen und Herren, das ist eine ganz be-
merkenswerte Aussage. CMA CGM hat gerade ge-
sagt, bei der HHLA würden 200 000 Container ab-
gezogen. Warum? Natürlich auch, weil Sie, Herr
Tschentscher, im Sommer in Marseille waren und
sehr unvorsichtig kommuniziert haben, als es da-
rum ging, ob es in Zukunft eigentlich Terminalbe-
teiligungen in dieser Stadt geben soll.

Ihre erste Rede hat sich damals um den Hafen ge-
dreht, gleich zu Beginn. Das war ja noch ein opti-
mistisches Zeichen. Aber seitdem ist überhaupt
nichts Positives in diesem Bereich passiert. Kleiner
Grasbrook: Sie schaffen Unsicherheit für die Unter-
nehmen am Standort, Investitionen werden aufge-
schoben. Terminalbeteiligungen – ich habe es ge-
sagt –: Sie haben überhaupt kein Konzept. Das
Einzige, was Sie produziert haben, sind Ladungs-
verluste für das städtische Unternehmen HHLA. In-
dustrieansiedlung: Tja. Steinwerder-Süd haben Sie
ja gar nicht entwickelt in den letzten Jahren und
Sie wollen es offensichtlich auch nicht; jüngst ha-
ben Sie schon wieder verschoben, wann das gan-
ze Projekt Zukunft im mittleren Freihafen eigentlich
beginnen soll.

Meine Damen und Herren! Wenn es eine Kennzahl
für die Wirtschaftsfreundlichkeit eines Senats ge-
ben würde, dann wäre sie irgendwo angesiedelt
zwischen "Fehlanzeige" und "Ist das eigentlich Ihr
Ernst?".

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Und dann ist es auch bemerkenswert, dass Sie,
Herr Tjarks, einen Artikel schreiben und den Ham-
burger Hafen zu lauter Dingen auffordern, mehr In-
ternationalisierung und was Sie da so alles aufge-
schrieben haben. Wir können nur feststellen: Sie
regieren doch in dieser Stadt. Schreiben Sie doch
keine Artikel für die Zeitung, was man einmal tun
müsste, handeln Sie doch. Das ist doch Ihre Auf-
gabe. Wir haben den Eindruck bekommen in die-
sem Artikel, dass Sie sich in die Opposition zurück-
wünschen. Keine Sorge, mit diesem Wunsch sind
Sie nicht allein, und wenn Sie ihn denn so drin-
gend haben, dann können wir Ihnen den gern er-
füllen. Aber anders als Sie wissen wir noch, wie
wichtig es ist, in diesem Haus auch eine funktionie-
rende Opposition zu haben.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Nein, nein, das ist nicht der wirtschaftsfreundlichs-
te Senat  aller Zeiten, und mit dem Linkskurs, den
Sie hier gerade fahren, haben Sie auch keinerlei
Chancen, diesen Titel jemals zu erringen.

Was Sie aber sind, ist der personalintensivste Se-
nat aller Zeiten. Erst einmal haben wir ja einen
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massiven Braindrain zu Beginn erlebt, lauter Per-
sonalwechsel. Und da sieht man eben auch, dass
das Beginn ist von etwas, das zu Ende geht. Herr
Krupp? Er hat es nicht mehr ausgehalten mit Herrn
Tschentscher. Der Pressesprecher? Er musste
ausgewechselt werden. Wichtige Staatsräte müs-
sen in den Vorruhestand geschickt werden,

(Kazim Abaci SPD: Was erzählen Sie denn
da eigentlich?)

weil gegen sie ermittelt wird. Im Bezirk Nord war-
ten wir seit über acht Monaten auf eine neue Be-
zirksamtsleitung. Auch da haben Sie nur zu Verzö-
gerungen geführt, weil Sie eben auf unsere klugen
Ratschläge an der Stelle nicht gehört haben.

Wer Führung bestellt, bekommt sie auch – das war
einmal Ihr Credo. Mittlerweile muss man sagen:
Wer Führung bestellt, bekommt unterschiedliche
Sichtweisen in einer Koalition, die schon mehr ge-
geneinander als miteinander arbeitet,

(Dirk Kienscherf SPD: Wo leben Sie denn ei-
gentlich?)

mit einer wenig wahrnehmbaren SPD und einem
grünen Koalitionspartner, der die Vormachtstellung
des großen Koalitionspartners anzweifelt. Und ich
will Ihnen das einmal sagen: Ein Umweltsenator
Kerstan, der durch diese Stadt läuft und sagt: Der
Umweltsenator ist der eigentliche Wirtschaftssena-
tor … Dem ist überhaupt nichts hinzuzufügen. Mei-
ne Damen und Herren, Sie legen die Axt an den
wirtschaftlichen Wohlstand dieser Stadt und dabei
müssen Sie dringend gestoppt werden.

(Beifall bei der FPD)

Gehen Sie mit uns den richtigen Weg. Wir wollen
investieren, entlasten und konsolidieren. Wir wol-
len konsolidieren, weil wir endlich eine Trendwen-
de bei der Haushaltspolitik brauchen. Wir brauchen
eine ehrgeizige Schuldenbremse. Die kann 2022
eingehalten werden, also sollten wir es auch tun.
Wir sollten die doppische Schuldenbremse außer-
dem auch in die Verfassung schreiben. Seien Sie
doch einmal ein bisschen mutig bei Rot-Grün.
Trauen Sie sich doch einmal etwas zu, die Einnah-
menlage ist doch gut. Sagen Sie doch, jawoll, wir
schreiben die doppische Schuldenbremse hier und
heute in die hamburgische Verfassung. Dann sind
die Hamburgerinnen und Hamburger nämlich auch
sicher, dass endlich Schluss ist mit der Schulden-
macherei.

(Beifall bei der FDP und bei Peter Lorkowski
AfD)

Was wir Ihnen nicht durchgehen lassen wollen, ist,
dass Sie die Schulden immer nur in Nebenhaus-
halte verschieben wollen. Deswegen schlagen wir
Ihnen vor, auch Herrn Dressel: Nutzen Sie doch
die Chance, legen Sie doch einmal gemeinsam mit
uns los für eine echte Konzernschuldenbremse.
Lassen Sie uns doch einmal den ganzen Konzern

betrachten, wenn es darum geht, keine Schulden
zu machen. Machen wir uns doch einmal ehrlich,
wenn es um die Zahlen in der Stadt geht; die nach-
folgenden Generationen würden es uns danken.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
AfD – Farid Müller GRÜNE: Keine Ahnung!)

In einer Situation, in der die Steuereinnahmen der-
artig gut sind, muss man dann vielleicht auch ein-
mal ehrlich sein und sagen, wenn man die Ham-
burgerinnen und Hamburger lobt für ihren Fleiß
– und das haben alle Vorredner getan –: Wir ge-
ben den Hamburgerinnen und Hamburgern ein
bisschen was zurück. Und an welcher Stelle geben
wir ihnen etwas zurück? Am besten dort, wo es am
allerschwierigsten ist, nämlich im Bereich Wohnen.
Meine Damen und Herren! Beschließen Sie mit
uns heute die Senkung der Grundsteuer um
50 Millionen Euro. Das kommt ab dem 1. Januar
2019 bei allen Hamburgerinnen und Hamburgern
direkt an. Das ist eine echte Entlastung, egal ob
Sie mieten oder Eigentum haben. Nutzen Sie die
Chance, genau an dieser Stelle sinnvolle Politik
dazu zu machen, dass es in dieser Stadt wirklich
günstiger wird beim Wohnen. Wir haben ja gese-
hen: Es reicht nicht, wenn Sie nur Wohnungen
bauen. Natürlich ist es richtig, zusätzliche Wohnun-
gen zu bauen. Aber das kriegt eben dieses Pro-
blem, das wir haben im Bereich der Wohnkosten,
nicht in den Griff. Und deswegen sagen wir: Las-
sen Sie uns doch die Steuern runterführen an die-
ser Stelle. Lassen Sie uns Eigentum weiter ermög-
lichen, indem wir einen Freibetrag auf die Grunder-
werbsteuer einführen, 500 000 Euro auf die erste
selbst genutzte Wohnimmobilie. Es ist doch Pflicht
der Stadt, dafür zu sorgen, dass Menschen weiter-
hin auch Eigentum erwerben können, und sie nicht
noch abzuzocken, wie es die LINKEN wollen,
wenn es darum geht, noch mehr Geld einzuneh-
men an einer Stelle, wo der Staat überhaupt keine
Leistungen erbringt.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Ludwig Flo-
cken fraktionslos – Zuruf von Heike Sud-
mann DIE LINKE)

Und, Herr Kienscherf, was Sie dann an dieser Stel-
le erzählen, das macht einen ja schon wirklich är-
gerlich. Sie erzählen hier etwas davon, dass es
dann mit Erbpacht gelingen würde oder mit Streite-
reien um einzelne Investoren. Selbst unsere öffent-
lichen Unternehmen wissen doch: Wir müssen das
Angebot ausweiten. Hamburg hat um die 50 Pro-
zent der Flächen. Nur die Stadt ist in der Lage, die-
ses Problem in den Griff zu bekommen.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Aber dafür müssen wir dann eben auch mehr Flä-
chen ausweisen und mehr an den Markt bringen.
Nur dann werden wir die Wohnkosten in dieser
Stadt in den Griff bekommen.
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Sie verteuern lieber das Wohnen in dieser Stadt
und das halten wir für grundfalsch. Was haben Sie
denn gemacht? 2017 – ein Dreivierteljahr mussten
wir Kampagnen machen, damit Sie nicht eine un-
sägliche Sauberkeitsgebühr einführen. Wenn Sie
Gebühren senken, dann nur die, die Sie vorher
doppelt so hoch eingeführt haben; P+R-Gebühr.
Was machen Sie denn beim Stromnetz? 50 Euro
Netzumlage zusätzlich für alle Hamburger Haus-
halte im nächsten Jahr.

(Dr. Monika Schaal SPD: Was ist das denn
für ein dummes Zeug wieder! Das ist doch
völliger Quatsch!)

Das sind Ihre konkreten Maßnahmen. Das alles
verteuert das Wohnen.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Fernwärme – haben Sie verteuert mit Ihrem Kon-
zept. Ohne Not haben Sie das verteuert.

(Dr. Monika Schaal SPD: Er hat doch keine
Ahnung!)

Gehen Sie nicht weiter diesen falschen Weg.

Meine Damen und Herren! Wenn selbst die Bayern
es schaffen, einen Grundsteuerfreibetrag einzufüh-
ren und einen Freibetrag für die Grunderwerbsteu-
er, dann sollten wir das in Hamburg allemal auch
hinbekommen. Ergreifen Sie diese Chancen end-
lich mit uns.

(Beifall bei der FDP)

Und investieren Sie endlich klug in die Zukunft.
Schauen wir uns doch einmal den Verkehrsbereich
an. Seit acht Jahren versprechen Sie, dass der
Verkehr dynamischer werden soll, dass die Ampel-
steuerung dynamischer werden soll. Ich habe sehr
gelacht: Vor zwei Wochen waren Ihnen vier Am-
peln, die jetzt dynamische Steuerung ermöglichen,
eine ganze Pressemitteilung wert. Ich habe das
einmal hochgerechnet, in acht Jahren vier Ampeln,
das bedeutet, im Jahr 5618 wären alle 1 800 Ham-
burger Ampelanlagen dann auch wirklich smart.
Meine Damen und Herren, so sieht rot-grüne Am-
bitionslosigkeit bei smarten Verkehren aus.

(Beifall bei der FDP)

Das reicht eben einfach nicht aus. Deswegen ha-
ben wir Ihnen auch einen Vorschlag gemacht, wie
Sie klug in die Zukunft investieren können.

Die Verlagerung des Fernbahnhofs Altona nach
Diebsteich ist ja nun wirklich ein Jahrhundertpro-
jekt. Wir sind der Meinung: Gucken Sie sehr genau
hin, welche Verkehre sich daraus in der Zukunft er-
geben werden. Wir machen Ihnen hier und heute
den Vorschlag, dass Sie erst einmal eine Machbar-
keitsstudie durchführen, die guckt, ob nicht eine
westliche Elbquerung für den ÖPNV langfristig
auch Sinn macht. Das hätte viele gute Gründe, die
dafür sprechen: Man könnte einen Ring aufbauen.

Man hätte die Möglichkeit, Altona, Eimsbüttel und
Harburg enger zusammenzuführen. Und vor allem
hat man die Riesenchance, den Hauptbahnhof
langfristig zu entlasten. Wenigstens eine Machbar-
keitsstudie zu genau diesem Thema sollten Sie
sich auch zutrauen als Rot-Grün. Seien Sie da ein
bisschen optimistisch, seien Sie zukunftsgewandt,
beschließen Sie diesen Antrag mit uns.

(Beifall bei der FDP)

Und bringen Sie endlich den Turbo in den Infra-
strukturausbau. Wir haben ja heute wieder gehört,
wie wichtig die Fahrrinnenanpassung ist für diese
Stadt. Herr Kienscherf, Sie haben es gesagt und
Sie haben natürlich vollkommen recht gehabt da-
mit. Nur was ist die Schlussfolgerung daraus?
17 Jahre – weil diejenigen, die Ihr Koalitionspartner
hier vertritt, dieses Projekt windelweich geschos-
sen haben, immer wieder für Verzögerungen, im-
mer wieder für Verteuerungen gesorgt haben.

(Dirk Kienscherf SPD: So lange sind wir mit
denen noch gar nicht in der Koalition!)

Was ist denn die Quintessenz dieser Koalition?
Dass wir in diesem Land mit Infrastrukturausbau-
ten nicht vorankommen. Sie haben keine geeinte
Meinung. Sie haben keinen Plan.

Wir müssen ran an das Verbandsklagerecht.

(Dirk Kienscherf SPD: Wie ist das denn in
Schleswig-Holstein mit der A20?)

Wir müssen ran an die pauschale Projektförde-
rung. Wir müssen die Präklusion wieder einführen.
Und wir müssen alle zusammen die Wasserrah-
menrichtlinie auf europäischer Ebene dringend
überarbeiten, denn sie ist der Schlüssel dazu, dass
wir all die Infrastrukturprojekte – und da haben Sie
ja auch einiges in Ihrem Haushalt – dann auch tat-
sächlich gebaut kriegen und nicht nur schön da-
rüber reden in Sonntagsreden. Meine Damen und
Herren! Sorgen Sie mit uns dafür, dass wir den In-
frastrukturturbo bekommen. Aber ich glaube, das
ist mit Ihrem kleinen Koalitionspartner nicht zu ma-
chen, der möchte all diese Ausbauten natürlich
überhaupt nicht haben.

(Beifall bei der FDP)

Und wenn wir dann in die Zukunftsthemen dieser
Stadt schauen, in die Wissenschaftspolitik bei-
spielsweise, fällt es schon auf, wie sich hier zwei
Koalitionäre, die ja erst relativ kurze Zeit am Start
sind, damit schmücken, dass die Universität jetzt
Exzellenzcluster gewonnen hat. Meine Damen und
Herren! Wir stellen fest, es war im Wesentlichen
die Leistung der Universität Hamburg, die dazu ge-
führt hat, dass es jetzt auch in dieser Stadt Exzel-
lenzcluster gibt, nicht die paar Millionen, die Sie da
mit reingeschoben haben, und es ist unredlich,
sich mit fremden Federn zu schmücken.
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(Beifall bei der FDP – Dirk Kienscherf SPD:
Paar Millionen? Das ist eine ganze Menge
Geld!)

Sie sollten in diesem Bereich für zukunftsfeste
Wissenschaft planen. Sie sollten nicht nur darauf
hoffen, dass in Zukunft alles 90:10 vom Bund fi-
nanziert wird. Genau das reicht nämlich nicht aus.
Sie sollten dafür sorgen, dass die Exzellenzuniver-
sität auch eine Exzellenzuniversität ist, wenn die
Zeiten mal wieder schlechter werden, und da se-
hen wir in Ihrem Haushalt überhaupt keine Ambi-
tionen.

(Zuruf von Dr. Anjes Tjarks GRÜNE)

Und dann wundert es auch, dass Sie eine Studie
in Auftrag geben und am Ende 500 Millionen Euro
Sanierungsstau an der Universität Hamburg dabei
herauskommen. Wie kann denn das eigentlich
sein? Wir haben doch einen doppischen Haushalt.
In genau diesem doppischen Haushalt sollte Ihnen
doch eigentlich bekannt sein, wie der Zustand der
öffentlichen Immobilien ist. Und dass Sie hier über-
haupt keine Ahnung davon haben, wie marode die
Uni ist und wie es hier mittlerweile durchs Dach
regnet, das zeigt: Sie haben keinen Plan. Und
wenn Sie keinen Plan haben, dann können Sie die
Probleme, die es in dieser Stadt im Bereich Wis-
senschaftspolitik immer noch gravierender Art gibt,
auch nicht lösen.

(Beifall bei der FDP)

Gerade der Bildungsbereich zeigt: Immer, wenn
man ein Problem nicht mit Geld lösen kann, dann
kriegen Sie es auch nicht gelöst. Sie bewerfen ja
lauter Probleme mit Geld;

(Thilo Kleibauer CDU: Da schafft man ja
neue Probleme!)

da ist ja im Moment einiges zur Verfügung.

Aber schauen wir uns doch einmal an, was gerade
Sie hier beim Digitalpakt produziert haben. Herr
Tschentscher, Sie hätten das voranbringen kön-
nen, das wäre ja eine Chance gewesen. Stattdes-
sen lesen wir von Ihrem Schulsenator, der in Berlin
anruft, um sich Luft zu machen. Wir lesen von Ih-
rem SPD-Mitte-Abgeordneten Kahrs, der sich auch
noch dafür feiert, dass er das Projekt hier aufge…

(Dirk Kienscherf SPD: Was wollte denn die
FDP im Bundestag?)

– Dazu komme ich gleich noch, Herr Kienscherf.

Ihre Abgeordneten haben das Projekt verhindert.
Wir stellen fest, Ihre Politik sorgt mittlerweile dafür,
dass jeden Tag Zukunftschancen in dieser Stadt
nicht mehr wahrgenommen werden, und das ist
sehr bedauerlich – im Bereich Digitalpolitik, im Be-
reich Bildungspolitik, aber auch überall anderswo.

(Beifall bei der FDP und bei Peter Lorkowski
AfD – Dirk Kienscherf SPD: Das wollen Sie
gar nicht beantworten, was?)

Über Qualität in Hamburger Schulen ist interessan-
terweise heute gar nichts gesagt worden. Herr
Tjarks, Sie feiern sich dafür ab, dass jetzt alle
Hamburger Schülerinnen und Schüler ein bisschen
besser Englisch sprechen können. Aber wir stellen
fest: Sie verantworten zusammen seit bald acht
Jahren die Bildungspolitik in Hamburg, und das,
was wir hier machen, ist eine dauerhafte Korrektur-
schleife Ihrer Mittelmaßpolitik. Es wird dringend
Zeit, dass genau dem ein Ende gesetzt wird.

(Beifall bei der FDP – Dirk Kienscherf SPD:
Das ist ja total lächerlich!)

Meine Damen und Herren! Wir haben Ideen für die
Zukunft dieser Stadt.

(Dirk Kienscherf SPD: Ach? Dann müssen
Sie sie nur noch verraten!)

Wir wollen den Menschen mehr Freiraum ermögli-
chen: durch finanziellen Spielraum, durch mehr
Freiheit in der Bewegung, indem wir die Menschen
zu einem selbstständigen Leben befähigen und ih-
nen gute wirtschaftliche Rahmenbedingungen ge-
ben. Und es ist ganz deutlich, was dieser Haushalt
sagt: Es fehlt ein liberaler Geist in der Regierungs-
politik dieser Stadt. Zum Glück ist ab 2020 dieser
Zustand ja beendet. Denn die gute Nachricht heute
lautet: Das ist der letzte Haushalt, den der rot-grü-
ne Senat aufstellt. Die schlechte ist: Es verstrei-
chen wiederum zwei Jahre, in denen nicht alle
Chancen genutzt werden, die dieser Senat hat.
Und wichtige Eigenschaften fehlen diesem Haus-
halt in Gänze: Mut, Offenheit, Vision,

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Ehrlichkeit!)

Fortschritt, Chancen, Nachhaltigkeit. Bei all diesen
Themen versagt der rot-grüne Senat, und deshalb
wird es Zeit für einen Regierungswechsel in dieser
Stadt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Peter
Lorkowski AfD)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Kruse für die FDP. – Jetzt erhält das
Wort Dr. Alexander Wolf für die AfD.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Die Entscheidung
über den Haushalt ist das wichtigste Recht des
Parlaments. Hier werden die entscheidenden Wei-
chen gestellt. Wir sollten eingangs kurz die Eck-
punkte guten Haushaltens in Erinnerung rufen. Ei-
ne vernünftige Haushaltspolitik sollte den Bürgern
nur das an Steuern auferlegen, was nötig ist, damit
die wesentlichen Staatsaufgaben erfüllt werden,
denn der Bürger will einen Staat, der ihn in Ruhe

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 88. Sitzung am 11. Dezember 2018 6693

(Michael Kruse)



lässt und nicht ausnimmt wie eine Weihnachts-
gans.

Eine vernünftige Haushaltspolitik sollte folgende
Ziele verfolgen und zu erreichen versuchen: Die
Sicherheit der Bürger muss an erster Stelle stehen,
die Infrastruktur muss in einem guten Zustand er-
halten und, wo erforderlich, ausgebaut werden.
Straßen, Wirtschaft, Digitalisierung, gerade damit
der Verkehr auch reibungslos läuft, im Interesse
der Bürger wie der Wirtschaft. Die Verwaltung soll
solide wirtschaften. Und schließlich, eigentlich eine
Selbstverständlichkeit, aber man muss trotzdem
daran erinnern: Er sollte im Normalfall keine Schul-
den aufnehmen, die später mit Zins und Zinseszins
von künftigen Generationen zurückgezahlt werden
müssen. Und wenn Schulden dennoch aufgenom-
men werden, dann sollten diese so rasch und
energisch wie möglich zurückgeführt werden, gera-
de in Zeiten sprudelnder Steuereinnahmen, um in
schwierigen Zeiten Spielraum zu haben und um
nicht von Zinslasten erdrückt zu werden.

Wenn wir uns diese Prämissen ansehen, dann
stellt der rot-grüne Senat die Weichen falsch,
grundlegend falsch. Der Senat weitet die Aufgaben
des Staats erneut deutlich aus und beruft sich da-
bei maßgeblich auf wachsende finanzielle Heraus-
forderungen. So stellt der Senat den Einleitungs-
abschnitt seines Finanzberichts 2019/2020, "Fi-
nanzpolitische Grundsätze und Ziele", ganz unter
das Motto "Wachstum" in allen Varianten. Von
strukturellem Wachstum ist da die Rede, von ei-
nem Wachstumspfad, den es finanzpolitisch zu un-
terlegen gelte, und so weiter – klingt wie eine Zau-
berformel, mit der im Grunde jede Mehrausgabe
gerechtfertigt werden kann; das Wachstum ist
eben schuld.

Worauf stützt der Senat diese Wachstumszauber-
formel? Er geht aus von der Einwohnerzahl Ham-
burgs, die gerade in den letzten Jahren nennens-
wert gewachsen ist, und von steigenden Steuerer-
trägen. Das ist aber unsolide. Richtig ist zwar, dass
die Steuererträge seit Jahren sprudeln wie nie zu-
vor, richtig ist aber auch, und das blendet der Se-
nat aus, dass gerade ein guter Kaufmann vorsich-
tig rechnet und nicht momentane positive Ergeb-
nisse einfach in die Zukunft fortschreibt. Gerade
derzeit sollte die konjunkturelle Eintrübung zur Vor-
sicht mahnen. Dazu kommen die nicht abschätzba-
ren Folgen des Brexits, und das Zinsniveau wird
nicht auf alle Zeiten so niedrig bleiben wie derzeit.
Hier sollte ein Vorsichtsabschlag in zumindest drei-
stelliger Millionenhöhe gegenüber den prognosti-
zierten Steuereinnahmen-Schätzungen vorgenom-
men werden und die Ausgaben entsprechend ge-
ringer ausfallen.

Auch die Angaben zum Wachstum der Einwohner
der Stadt Hamburg sind mit Vorsicht zu genießen.
Zum einen blendet der Senat aus, dass gerade in
den letzten drei Jahren die Bevölkerung Hamburgs

sehr stark durch den Zuzug von sogenannten
Flüchtlingen, also Einwanderern, gewachsen ist,
was bedeutet, dass dieses Wachstum mehr Aus-
gaben als Einnahmen mit sich bringt – weniger
Mehreinnahmen, die vielleicht zum Ausgeben ver-
leiten könnten, sondern Mehrausgaben, die uns
zum Sparen mahnen sollten. Zum anderen bemüht
der Senat dieses Wachstum zwar, um seine Aus-
gabensteigerungen zu rechtfertigen, blendet dabei
aber aus, dass die Ausgaben prozentual deutlich
stärker steigen als die Bevölkerungszahl.

Der Schuldenstand des Kernhaushalts wurde in
den letzten Jahren nur geringfügig abgebaut, von
mehr als 23 Milliarden Euro im Jahr 2014 auf
22,4 Milliarden Ende 2017. Angesichts der spru-
delnden Steuereinnahmen ist das herzlich wenig.
Und schlimmer noch, bis Ende 2018, also noch in
diesem Jahr, wird der Schuldenstand von 22,4 Mil-
liarden Euro auf 25 Milliarden Euro ansteigen, wie
der Senat selbst im Finanzbericht 2019/2020 ein-
räumt, wobei er insbesondere die HSH-Garantie
anspricht. Noch dramatischer wird es, wenn man
den Gesamthaushalt ansieht, also über den Kern-
haushalt hinaus die Sondervermögen und die öf-
fentlichen Unternehmen mit in den Blick nimmt
nach den Vorgaben des Statistischen Bundes-
amts. Hamburg verfügt über mehr als 400 Beteili-
gungen. Wenn man so den Konzernhaushalt be-
trachtet, dann ist im gleichen Zeitraum dort der
Schuldenstand von Ende 2014 28 Milliarden Euro
auf 32,5 Milliarden Ende 2017 angewachsen – und
natürlich mit weiter steigender Tendenz.

Ergänzend ein Blick auf die Pensionsrückstellun-
gen und ähnliche Versorgungsverpflichtungen.
Diese sind laut Geschäftsbericht 2017 allein von
Ende 2016 bis Ende 2017 von 28,6 auf 32,5 Milli-
arden Euro angestiegen. Für Ende 2019 prognosti-
ziert der Senat 34 Milliarden Euro, ein Jahr später
35 Milliarden Euro. Hier drohen enorme Lasten,
gerade für die Zukunft, gerade zulasten unserer
Kinder.

Dass die Stellen in der öffentlichen Verwaltung
ständig ausgebaut werden, passt ins Bild. Wäh-
rend es noch im rot-grünen Koalitionsvertrag hieß,
wir wollen den Personalbestand jährlich um
250 Stellen senken, passiert in der Realität das
Gegenteil. Statt vormals 50 000 Vollzeitkräften wa-
ren wir Ende 2016 bei 51 000, Ende 2017 bei
knapp 52 000 Stellen, und jetzt sind in der Planung
54 000 Stellen. Dabei, um das noch einmal in Erin-
nerung zu rufen, steigt der Personalbestand deut-
lich stärker als die Bevölkerungszahl. Die Bevölke-
rungszahl also kann diesen Anstieg, das vorhin be-
mühte Wachstum, gerade nicht rechtfertigen.

Was tun? Das sind drei Dinge. Erstens: Sparen.
Zweitens: Steuern senken. Drittens: Umschichten
in sinnvolle Ausgaben. Wir brauchen einen Para-
digmenwechsel in der Haushaltspolitik.
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Erstens: Sparen und Schuldenstand zurückführen.
Wenn der Staat schon seine Bürger ausnimmt wie
eine Weihnachtsgans mit einer Steuer- und Abga-
benquote, die im OECD-Vergleich zu den höchsten
weltweit zählt, dann hat er die verdammte Pflicht
und Schuldigkeit, ordentlich hauszuhalten, zu spa-
ren, keine weiteren Schulden aufzunehmen und
die bestehenden Schulden energisch zurückzufüh-
ren. Wir fordern eine deutliche Rückführung des
Schuldenstands, nicht nur des Kernhaushalts, son-
dern des gesamten Konzerns FHH, im Interesse
der Steuerzahler und vor allem der zukünftigen
Generationen. Angesichts von Steuererträgen, die
von 10,7 Milliarden Euro 2018 – ohnehin ein sehr
hohes Niveau – auf 12 Milliarden Euro 2019 und
12,4 Milliarden Euro 2020 ansteigen sollen, fordern
wir, diesen Anstieg gerade nicht weitgehend für
Mehrausgaben zu verwenden, sondern schwer-
punktmäßig zur Rückführung der Verschuldung.
Eine Rückführung von einer Milliarde Euro pro Jahr
ist möglich – wenn man denn will.

Das lässt der Haushaltsentwurf des Senats aller-
dings nicht nur vermissen, der Senat macht das
Gegenteil. Da sind allzu viele Wahlgeschenke drin,
Ausgaben nach dem Motto "Ich wünsche mir was".
Das ist der eine Teil. Und dann finden sich ideolo-
gisch getriebene Projekte; wir alle denken hier an
die Busbeschleunigung, viele Millionen für fast
nichts. Ein anderes Beispiel, andere Dimension:
Da werden sogenannte interkulturelle Projekte im
Kulturhaushalt gefördert, die statt zur Integration
von Einwanderern eher zur Verfestigung von  Pa-
rallelgesellschaften führen. Das sollte schlicht ge-
strichen werden. Und, und, und, es gibt viele Ein-
sparmöglichkeiten.

Zweitens: Steuern senken. Natürlich sollte der Se-
nat auch den Spielraum der sprudelnden Steuer-
einnahmen nutzen, um Steuern zu senken, denn
im Zweifel gibt der Bürger den Euro sinnvoller aus
– so jedenfalls meine Überzeugung – als der
Staat. Wir haben dazu Vorschläge. So haben wir
bereits mehrfach eine Senkung der Grunderwerb-
steuer oder einen Erlass für selbst genutzten
Wohnraum gefordert, jedenfalls für Bezieher niedri-
ger und mittlerer Einkommen, um so auch die Ei-
gentumsquote anzuheben und langfristig dem
knappen Wohnungsmarkt in Hamburg entgegenzu-
treten. Das wurde leider mehrfach von Rot-Grün
abgelehnt. Und wir fordern hier im Zuge der Haus-
haltsanträge den Senat auf, sich auf Bundesebene
für eine Erhöhung des Gewerbesteuerfreibetrags
einzusetzen, um so gerade kleine und mittlere Ge-
werbebetriebe zu entlasten; Näheres dazu in Run-
de 2.

Und schließlich – drittens – Umschichten. Wir wol-
len nicht nur sparen, wir wollen auch umschichten
und Akzente setzen. Denn wenn man nüchtern
prüft, welche Ausgaben wirklich nötig sind für eine
sinnvolle Daseinsvorsorge und welche ideologisch
getrieben und unnötig, dann ist da eine Menge um-

zuschichten. So haben wir eine Reihe von Vor-
schlägen, die regelhaft nicht zu einer Erhöhung der
Ausgaben führen, sondern durch Umschichtung fi-
nanziert werden können. So fordern wir mit unse-
ren 25 Haushaltsanträgen unter anderem im Sozi-
albereich, Rentnern mit Grundsicherungsbedarf
freie Fahrt im HVV zu ermöglichen, im Bereich In-
nere Sicherheit, die Polizeistellen aufzustocken
und Überstunden abzubauen, Aussteigerprogram-
me für Salafisten ebenso wie für Linksextremisten
aufzulegen,

(Jens-Peter Schwieger SPD: Und Rechtsex-
tremisten!)

zusätzliche Mittel für die Instandsetzung von Ge-
bäuden der Freiwilligen Feuerwehr, im Bereich
Städtebau und Wohnen die Wiedereinführung ei-
ner Ausgleichsabgabe für fehlbelegten Wohnraum
und, und, und.

Wir brauchen einen Paradigmenwechsel in der
Haushaltspolitik, damit der Bürger nicht länger aus-
genommen wird wie eine Weihnachtsgans, son-
dern der Staat endlich wieder zum vernünftigen
Wirtschaften zurückkehrt, auch und gerade hier in
Hamburg. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Als
nächster Redner erhält das Wort Herr Dr. Ludwig
Flocken, fraktionslos, für maximal fünf Minuten.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrter
Herr Präsident, sehr verehrte Volksvertreter! Jetzt
ist Herr Trepoll nicht da; schade. Ich wollte ihm
danken, dass er als Einziger hier ein Wort in den
Mund genommen hat – nicht in die Hand, wie Herr
Tjarks das jetzt sagen würde wahrscheinlich. Er
hat als Einziger ein Wort benutzt, wenn auch nur
im Nebensatz: Überregulierung. Alles andere, was
hier gesagt wurde, geht in Richtung Betreuung.
Betreut werden sollen die Menschen von der Krip-
pe über den Kindergarten bis hin zur Schule. Im-
mer bessere, intensivere, hochqualitative Betreu-
ung in der Kultur, in der gleichgeschalteten Kultur.
Betreutes Denken. Frau Özdemir hat Essen gefor-
dert.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Essen
für alle!)

Und immer wieder natürlich auch eine Integration.
Also ich muss sagen: Die Ausländer, die ich ken-
ne, die sich integriert – nicht nur integriert, sondern
assimiliert – haben, die haben das alle ganz allein
geschafft, aus ihrem eigenen Willen, aus ihren ei-
genen Fähigkeiten heraus, ohne dass von uns ih-
nen irgendjemand dabei geholfen hat. Das geht,
und das geht sogar sehr gut.

Und wenn die FDP und die CDU jetzt immer nur
der Regierungskoalition hinterherlaufen und sa-
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gen: Eure Ziele, die sehen wir ja auch, und wir wol-
len auch, dass die Leute besser betreut sind, bloß
ihr müsstet einmal auf uns hören, wir können das
alles viel besser. Das hört sich natürlich, wenn der
Herr Kruse das sagt, auch wirklich toll an, das ge-
be ich zu. Aber letztlich werden Sie immer den
Kürzeren ziehen, wenn Sie denjenigen Leuten hin-
terherlaufen, die es in ihrer DNA haben, dass sie
die Leute betreuen wollen, während das bei Ihnen
doch eigentlich nicht so ist, Sie wollen doch die
Leute dazu bringen, dass sie ihre freien Kräfte ent-
wickeln können. Darauf kommt es an.

Wenn wir jetzt einmal gucken, wo das vielleicht ein
bisschen besser gelaufen ist in den letzten Jahren
als in Deutschland, dann sieht man die beiden
größten Volkswirtschaften. Das eine ist, dass
Trump vor zwei Jahren angetreten ist mit dem Ver-
sprechen, für jedes Gesetz, für jede Regulierung,
die er einführt, zwei alte zu streichen. Und was hat
er gemacht? Er hat sein Versprechen übererfüllt.
Er hat für jedes Gesetz, das er eingeführt hat, für
jede Regulierung vier alte gestrichen. Und was ist
dabei herausgekommen? Die Wirtschaft boomt. Al-
len geht es besser, insbesondere denen, die vor-
her arbeitslos waren, den Milieus, in denen es eine
hohe Arbeitslosigkeit gab, also bei den Latinos und
bei den Nachkommen derer, die als Folge des
Sklavenhandels nach Amerika gekommen sind.
Denen geht es viel, viel besser heute.

Und das andere, wo viele von uns mit ein bisschen
Neid hingucken, ist die Dynamik, mit der in China
Infrastrukturprojekte vorangetrieben werden. Das
ist ja wirklich beeindruckend. Aber man muss eben
bedenken, dass dort eine andere Kultur herrscht,
die dort auch ihre Berechtigung hat, eine kollektivis-
tische Kultur, die wir so hier  nicht  implantieren
können und ja auch nicht wollen. Deutschland ist
eben groß geworden zunächst einmal beginnend
vor 200 Jahren durch eine Entwicklung der Frei-
heit. Da ist Deutschland wirtschaftlich, wissen-
schaftlich, kulturell groß geworden. Und wenn Sie
immer mehr versuchen, die Menschen einzu-
schränken, immer mehr unfrei zu machen, dann
werden sie eben auch schwach. Keiner hat das
heute besser ausgedrückt als Frau Özdemir, die
eben gesagt hat: Sie müssen die Handbremse zie-
hen. Ja, genau. So sollen die Menschen leben, so
sollen sie sich bewegen: mit angezogener Hand-
bremse. – Vielen Dank.

Erster Vizepräsident Dietrich Wersich: Jetzt er-
hält das Wort der Erste Bürgermeister Dr. Peter
Tschentscher.

Erster Bürgermeister Dr. Peter Tschentscher:
Sehr geehrter Herr Präsident, Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Wenn man über etwas
so Bedeutendes redet wie einen Doppelhaushalt,
dann ist es schon sehr sinnvoll, dass man die
Haushaltslage einordnet in die Entwicklung, die wir

erreicht haben und die wir auch in die Zukunft fort-
führen wollen. Ich begrüße unseren langjährigen
Haushaltsdirektor Herrn Coorssen, der hier noch
einmal als Gast dabei ist.

(Beifall bei allen Fraktionen)

2009 und 2010 hatte Hamburg jedes Jahr fast eine
Milliarde Euro neue Schulden gemacht und lag im
Haushaltsergebnis, das ist eigentlich noch bemer-
kenswerter, damit im bundesweiten Vergleich auf
den letzten Plätzen, kurz vor den Sanierungslän-
dern Saarland und Bremen. Das war eine be-
drückende und für die Zukunft unserer Stadt be-
drohliche Lage.

Im letzten Haushaltsjahr 2017 hatten wir fast eine
Milliarde Euro Überschuss. Und zum ersten Mal
hatten wir auch ein bereinigtes Gesamtergebnis im
neuen kaufmännischen Haushalt von plus 500 Mil-
lionen Euro, einschließlich – das sage ich denjeni-
gen, die immer darüber geredet haben – der Be-
trachtung der Nebenhaushalte und der öffentlichen
Unternehmen. Die Stadt hat also zum ersten Mal
seit Jahrzehnten nicht auf Kosten der kommenden
Generationen gelebt, sondern alle ihre Aufwendun-
gen aus der aktuellen wirtschaftlichen Kraft bewäl-
tigt und dabei sogar Altlasten bereinigt und Rück-
stellungen für die kommenden Jahre gebildet. So
sieht eine verantwortungsvolle und erfolgreiche Fi-
nanzpolitik aus, die in den öffentlichen Haushalten
in Deutschland und anderen Ländern in Europa ih-
resgleichen sucht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die Verbesserung unserer Haushaltslage beruht
nicht auf Steuererhöhungen. Da, liebe Kollegen
von der Opposition, kämpfen wir vor allem erst ein-
mal gegen Ihre Länderkollegen an, die es darauf
anlegen, das Wohnen in den Metropolen beson-
ders teuer zu machen.

(Zuruf von Thilo Kleibauer CDU)

Die Verbesserung unserer Haushaltslage beruht
auf einer realistischen Konsolidierung auf der
einen Seite, verbunden mit den richtigen Investitio-
nen und Wachstumsimpulsen auf der anderen Sei-
te. Wir haben heute fast eine Million sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsplätze, die meisten in
modernen, wettbewerbsfähigen Unternehmen, die
ganz wesentlich zu unseren Steuereinnahmen bei-
tragen.

Nach dem gerade veröffentlichten Bericht des Sta-
bilitätsrats in Berlin – und jetzt hören Sie gut zu –

(André Trepoll CDU: Das machen wir die
ganze Zeit!)

liegen wir mittlerweile im Haushaltsüberschuss pro
Einwohner im bundesweiten Vergleich auf Platz 1,
noch deutlich vor Bayern und Baden-Württemberg.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Das ist die Entwicklung in den letzten Jahren: von
einem Schlusslicht auf Platz 1 in Deutschland. Und
genau das macht uns stark und handlungsfähig für
die Zukunft.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Mit der Haushalts- und Finanzplanung, die wir heu-
te beraten, legen wir die entscheidenden Grundla-
gen für das Handeln der Freien und Hansestadt
Hamburg in den kommenden Jahren. Aber wir ste-
hen vor unwägbaren Zeiten. Die wirtschaftlichen
Aussichten sind unsicher. In Deutschland und
Europa erstarken in vielen Regionen Populisten,
denen jedes Mittel recht ist, um an Macht und Ein-
fluss zu kommen. Sie finden Zuspruch vor allem
bei denen, die das Gefühl haben, die Probleme,
die sie selbst in ihrem eigenen Leben haben, wür-
den von der Politik nicht ernst genommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe
in den vergangenen Monaten viele Gelegenheiten
genutzt, um mit Verbänden, Vereinen, Gewerk-
schaften und Unternehmen, aber auch direkt mit
vielen Bürgerinnen und Bürgern in ganz Hamburg
zu sprechen und dabei auch zuzuhören. Dabei
geht es um viele verschiedene Anliegen, aber im-
mer wieder auch genau um die Themen, die in al-
len großen, wachsenden Metropolen dieser Welt
eine Rolle spielen.

An erster Stelle steht immer wieder der Mangel an
Wohnraum. Deswegen findet es großen Zuspruch,
dass wir mittlerweile Baugenehmigungen erteilt ha-
ben für über 80 000 neue Wohnungen. Denn das
einzige Mittel, das wirklich grundlegend hilft gegen
den Mietenanstieg, heißt: ausreichend Wohnraum
schaffen, vor allem günstige Wohnungen. Alles an-
dere, liebe Opposition, ist Täuschung und Illusion.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Deshalb finden Sie in den Haushaltsplänen die Vo-
raussetzungen dafür, dass wir in Zukunft den Bau
von über 3 000 neuen Sozialwohnungen fördern
können – 3 000 neue Sozialwohnungen pro Jahr –,
und zwar mit längeren Bindungsfristen, nicht mehr
von 15, sondern in Zukunft von 20 oder sogar
30 Jahren.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wer hat das
immer gefordert?)

Bei den Mietsteigerungen, sehr geehrte Abgeord-
nete, liegen wir in Hamburg wirklich nicht an der
Spitze, ganz im Gegenteil zu dem, was Sie dazwi-
schenrufen. Bei den Mietsteigerungen liegen die
anderen großen Metropolen vorn, vor allem Mün-
chen und Berlin

(André Trepoll CDU: Das war auch schon
immer so!)

und viele andere große Städte, die eben nicht so
erfolgreich die Wohnungspolitik machen wie wir.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und das Zweite ist, dass wir verstärkt spezielle
Wohnangebote für Auszubildende, Studierende
und auch für die älteren Menschen schaffen, damit
ein gutes Leben in Hamburg für alle möglich ist.
Wir helfen damit jungen Menschen in der Ausbil-
dung und im Studium, den Familien und der älte-
ren Generation, die in den letzten Jahrzehnten un-
sere Stadt zu dem aufgebaut hat, was sie heute
ist.

Hamburg ist eine grüne Stadt mit vielen Parks, Na-
turschutzgebieten und Biotopen.

(Dirk Nockemann AfD: Und die neuen
Flüchtlingsheime!)

Wir gestalten das Wachstum unserer Stadt so,
dass Hamburg seinen Charakter als grüne Stadt
behält.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir bauen seit 2011 nicht nur Wohnungen, son-
dern wir haben auch 30 Hektar neue öffentliche
Grünflächen geschaffen. Und das machen wir wei-
ter. Mit jedem neuen Quartier entstehen auch neue
Grün- und Erholungsräume, damit die Stadt nicht
nur wächst, sondern auch zusätzlich an Attraktivi-
tät gewinnt für alle, die hier leben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das beste Beispiel ist der A7-Deckel. Wir bauen ei-
ne vielbefahrene Autobahn aus, aber gleichzeitig
wird es für die Anwohnerinnen und Anwohner in
Stellingen, Eimsbüttel und Altona zum ersten Mal
seit Jahrzehnten leise in ihrem Garten. Zugleich
wachsen Stadtteile zusammen, die durch die Auto-
bahn über Jahrzehnte getrennt waren, und wir er-
halten viele Hektar neue Flächen für Kleingärten,
Grünanlagen und Wohnungsbau. Wir können also
wachsen und die Stadt attraktiver machen, weil wir
den Mut und die wirtschaftliche Kraft haben, solche
Projekte zu stemmen und die Stadt damit lebens-
werter zu machen für alle.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Darüber hinaus kümmern wir uns um alles, was zu
modernen, lebenswerten Quartieren dazugehört,
wie die Schulen, die Kitas und die Kultureinrich-
tungen. Für über 2 Milliarden Euro haben wir
Schulen saniert und neue gebaut, wo es erforder-
lich ist. Alles andere fällt mittlerweile wirklich in die
Kategorie alternative Fakten, liebe CDU.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Mit unseren Haushaltsplänen wird sichergestellt,
dass wir dies mit 300 bis 400 Millionen Euro pro
Jahr fortführen. So geht es in Hamburg weiter vor-
an mit guten Räumen für gute Bildung in allen
Stadtteilen. Denn gute Bildung, von der Kita über
die Schulen bis in die berufliche Bildung und ins
Studium, das ist ein Kernanliegen dieses Senats.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Während andere Bundesländer noch darüber
nachdenken, wie sie das hinbekommen, haben wir
die Kita-Gebühren seit Langem abgeschafft. Wir
haben eine gute Versorgung mit Kita-Plätzen si-
chergestellt und Ganztagsschulen ausgebaut. Wir
sind in Hamburg längst in die Phase der Qualitäts-
verbesserung eingestiegen und erhöhen die Mittel
im Haushaltsplan für die frühkindliche Förderung
um fast ein Viertel auf rund 1 Milliarde Euro jähr-
lich.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Der Krippen-Betreuungsschlüssel ist bereits jetzt
bei etwa 1:5 angekommen und soll bis 2021
schrittweise auf 1:4 verbessert werden. Der
Rechtsanspruch auf einen beitragsfreien Fünf-
Stunden-Platz einschließlich Mittagessen erfordert
viel Geld der Stadt, aber jeder Euro ist es wert,
denn Bildungschancen und Bildungserfolge sind
das Wichtigste, das wir allen Kindern und Jugendli-
chen in Hamburg auf den Weg in ihr Leben mitge-
ben können.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und genau das ist auch unser Ziel in der Schulpoli-
tik. Systematisch steigern wir die Qualität des Un-
terrichts und verbessern mit einem der größten
Schulbauprogramme in der Hamburger Geschichte
die räumlichen Bedingungen des Unterrichts. Wir
warten in Hamburg nicht auf den Digitalpakt des
Bundes, sondern wir haben bereits damit begon-
nen. Wir haben die Schulen mit moderner digitaler
Technik ausgestattet

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Sagen Sie mal, wo denn?)

und alle staatlichen Schulen über Glasfaserkabel
an schnelles Internet angeschlossen. So etwas fin-
den Sie in keinem anderen Bundesland. Deswe-
gen haben wir schon damit begonnen, die jungen
Menschen auf die digitale Welt vorzubereiten, wäh-
rend in vielen anderen Bundesländern auf den Di-
gitalpakt noch gewartet wird.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –
Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das ist falsch, was Sie sagen!)

So gelingt es uns als einzigem Bundesland seit
Jahren – es ist heute auch schon mehrfach zitiert
worden –, in bundesweit erhobenen Bildungsstudi-
en von Jahr zu Jahr unseren Standard zu verbes-
sern. Und deshalb bleibt die schulische und die be-
rufliche Bildung auch ein Schwerpunkt in den
Haushaltsplänen dieses Senats.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der
Regierungserklärung im April habe ich angekün-
digt, dass wir die Wissenschaft und Forschung in
Hamburg weiter stärken, weil das Wissen um die
Potenziale des technischen und sozialen Fort-

schritts die wichtigste Ressource ist, um die He-
rausforderungen einer modernen Metropole anzu-
gehen. Hamburg hat mittlerweile eine Universität
mit vier Exzellenzclustern, darunter drei im natur-
wissenschaftlichen Bereich und im Klimaschutz.
Wir haben darüber hinaus hervorragende wissen-
schaftliche Einrichtungen auch im Bereich der
Technik, der Energie- und Umweltforschung. In
den nächsten Jahren werden wir die Informatik
stärken, um für die wichtigen digitalen Entwick-
lungen Fachkräfte auszubilden und Forschungen
zu zentralen Fragen durchzuführen. Wir unterstüt-
zen die Entwicklung der Universität und unserer
Hochschulen. Selbstverständlich ist es ein Ver-
dienst vor allem der Universität, in dieser Exzellen-
zinitiative so erfolgreich zu sein. Aber wir unterstüt-
zen sie und unsere anderen Hochschulen. Wir
stärken das Universitätsklinikum und erweitern die
Technische Universität um 3 000 Studienplätze.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Erstmals entwickeln alle Hamburger Hochschulen
eine gemeinsame Strategie für Ausgründungen
und für den Wissens- und Technologietransfer.
Das alles schlägt sich im Haushaltsplan nieder.
Der Etat der Wissenschaftsbehörde soll gegenüber
dem laufenden Jahr um über 100 Millionen Euro
verstärkt werden.

Sehr geehrte Abgeordnete, dies alles können wir
uns leisten, weil wir eine hohe Steuer- und Finanz-
kraft haben, die aber nicht vom Himmel fällt.

(Dennis Gladiator CDU: Nein, das hat der
Bürger bezahlt!)

Sie wird erarbeitet von über einer Million Beschäf-
tigten und sie entsteht aus der Wertschöpfung ei-
ner Wirtschaft, die sich durch eine große Bran-
chenvielfalt, Innovationskraft und viele Unterneh-
mensgründungen auszeichnet.

Wir wollen, dass es so bleibt. Deshalb bauen wir
zusammen mit unseren Nachbarländern und dem
Bund die Verkehrswege auf den Straßen und
Schienen im Norden aus. Wir stehen zu unserem
Flughafen, der mit Lufthansa Technik, Airbus und
vielen weiteren Unternehmen der Branche Ham-
burg zum drittgrößten Luftfahrtstandort weltweit
macht. Die jetzt beginnende Elbvertiefung – und
die beginnt jetzt, liebe Abgeordnete der Oppositi-
on –,

(Dennis Thering CDU: Ja, das haben wir von
Ihnen schon häufig gehört! Das erzählen Sie
seit 100 Jahren!)

ist ein guter Grund, zu begrüßen und zu unterstüt-
zen, dass wir jetzt mit großen Investitionsprojekten
unseren Hafen, den drittgrößten Seehafen Euro-
pas, stärken.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)
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Er hat mit seiner günstigen Lage und hervorragen-
den Schienenanbindung ins Hinterland viele wirt-
schaftliche und ökologische Vorteile in der weltwei-
ten maritimen Logistik.

Als ich 2011 das Amt des Finanzsenators über-
nahm, gab es keinen einzigen Hamburger Steuer-
Euro in der Finanzplanung für diesen wichtigen
Teil der Hamburger Wirtschaft. Wer bitte schön,
Herr Trepoll,

(André Trepoll CDU: Vier Jahre haben Sie
es doch so gelassen!)

wer hat den Hafen denn links liegen gelassen?

(Zurufe: Sie! Genau Sie, Herr Tschen-
tscher! – Fragen Sie doch mal die Hafenbe-
triebe! – Das ist schon mutig bei dem The-
ma!)

Wir haben Jahr für Jahr die Mittel aus dem Ham-
burger Haushalt verstärkt und liegen jetzt im Dop-
pelhaushalt für 2019 und 2020 bei 230 Millionen
Euro für 2019 und über 260 Millionen Euro für
2020.

(André Trepoll CDU: Wo sind die Erfolge?)

Wir stellen fast eine halbe Milliarde Euro für die
Hafenfinanzierung zur Verfügung und geben der
Entwicklung des Hafens und der maritimen Logistik
in Hamburg in vielen Projekten damit neue Impul-
se.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Die mit fortschreitender Konsolidierung des doppi-
schen Haushalts vorhandenen Mittel für Investitio-
nen werden wir zu einem großen Teil für die Ver-
besserung der Mobilität einsetzen. Den Bau der U5
treiben wir sehr konsequent voran,

(Dennis Thering CDU: Das merken wir!)

aber mit vernünftigen Planungen, nicht so, wie Sie
die Elbphilharmonie geplant haben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir werden Ihnen im Frühjahr auch die Machbar-
keitsstudien genau vorstellen.

(Dennis Thering CDU: Wann kommt sie
denn?)

Das wird sehr konsequent Schritt für Schritt voran-
getrieben. Aber auch die Erweiterung der U4 und
der S-Bahnen

(Dennis Thering CDU: Was kostet die U5
denn?)

wird vielen Menschen den Um- und Einstieg in das
leistungsfähigste und klimafreundlichste Verkehrs-
system ermöglichen, das es in den großen, urban
verdichteten Zentren dieser Welt gibt: Es sind die
ober- und unterirdischen schienengebundenen
Schnellbahnen, also unsere U- und S-Bahnen, er-
gänzt um ein leistungsfähiges Bussystem.

Dabei ist zu bedenken: Alle, die auf Busse und
Bahnen umsteigen, machen Straßenraum frei für
Fußgänger, den Radverkehr und diejenigen, die
dann noch Auto fahren wollen oder müssen. Des-
halb bauen wir jedes Jahr viele Kilometer neue
Radwege und Velorouten und erhöhen bereits jetzt
durch zahlreiche Maßnahmen, durch größere Bus-
se und Bahnen, die häufiger fahren, gerade in den
Hauptverkehrszeiten, die Kapazität des Hamburger
Nahverkehrssystems um bis zu 20 Prozent. So et-
was haben Sie die letzten 30 Jahre noch nicht er-
lebt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –
Dennis Gladiator CDU: Seien Sie nicht so
bescheiden!)

Das ist unser Konzept: den Radverkehr und den
öffentlichen Personennahverkehr ausbauen und
zugleich …

– Ja, ich verstehe, dass Sie mit solchen Zahlen
schlecht umgehen können, weil Sie sich hier hin-
stellen, Herr Trepoll, und eine Rede zu einer Stadt
halten, wo ich mich frage, welche Stadt das sein
soll.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Dennis Thering CDU)

Das ist gerade jetzt zum Fahrplanwechsel im De-
zember begonnen worden. Und es lohnt doch, sich
einmal darüber Gedanken zu machen, Herr The-
ring, wenn Sie so viel über den öffentlichen Nah-
verkehr reden, und dazu einmal einen konstrukti-
ven Hinweis zu geben, wie wir das vielleicht sogar
noch besser hinbekommen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN –
Dennis Thering CDU: Unsere Ideen und das
Geld des Bundes, Herr Tschentscher! So
sieht es nämlich aus!)

– Nein, nein, das ist unser Konzept: den Radver-
kehr ausbauen, auch den öffentlichen Nahverkehr
ausbauen und zugleich die öffentlichen Plätze und
Straßen sanieren. Auch das haben Sie sehr lange
vergessen.

(Dennis Thering CDU: Deswegen werden
die Bezirksstraßen auch immer schlechter!)

Und deswegen wird es auch auf den Straßen kom-
fortabler und sicherer. Denn Sicherheit,

(Dennis Thering CDU: Sicher gerade ja
nicht!)

Sauberkeit und Ordnung gehören ohnehin zu den
wichtigsten Faktoren einer Stadt mit hoher Lebens-
qualität.

(Jörg Hamann CDU: Da lesen Sie sich mal
die Zahlen dazu durch!)

Das Risiko, in Hamburg Opfer einer Straftat zu
werden, war im Jahr 2017 auf dem niedrigsten
Stand seit Beginn der Achtzigerjahre.
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(Dennis Thering CDU: Und die Aufklärungs-
quote?)

Das ist eine Zahl, die für die Lebensqualität der
Bürgerinnen und Bürger sehr bemerkenswert ist,
denn niemand möchte Opfer einer Straftat werden.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Aber das ist für uns kein Grund, uns auszuruhen.
Wir finanzieren in den kommenden Jahren 300 zu-
sätzliche Polizeibeamte,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Keine Frau-
en?)

erhöhen die Zahl der Feuerwehrkräfte um 200 und
statten die Sicherheitsbehörden mit modernster
Technik aus. Die Stadtreinigung wurde bereits um
400 neue Mitarbeiter verstärkt, die sich jeden Tag
darum kümmern, dass die Straßen, die Grünflä-
chen und öffentlichen Plätze sauberer werden. Der
bezirkliche Ordnungsdienst der CDU

(Zuruf von der CDU: Der wird schmerzlich
vermisst!)

war der größte Flop des Jahrhunderts, will ich Ih-
nen einmal sagen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir gehen das professionell an – die Polizeibeam-
ten für die öffentliche Sicherheit und unsere pro-
fessionelle Stadtreinigung für die öffentliche Sau-
berkeit. Das ist in Hamburg im Jahr 2018 unser
Konzept: dass wir unsere Stadt auch in den kom-
menden Jahren mit vernünftigen pragmatischen
Schritten voranbringen. Die Bürgerinnen und Bür-
ger erwarten keine Wunder von der Politik – aber
sie erwarten, dass wir vernünftig arbeiten

(Dennis Gladiator CDU: Fangen Sie damit
an!)

und uns Schritt für Schritt den Zielen nähern, die
für unsere Stadt wichtig sind, bei den praktischen
Fragen der Gegenwart und den grundlegenden
Fragen der Zukunft.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: So ein Quatsch!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Me-
gatrend der Digitalisierung ist eine solche grundle-
gende Frage der Zukunft. Er verändert weltweit
das private und öffentliche Leben. Er verändert
aber auch die Wirtschaft, ermöglicht neue Ge-
schäftsmodelle, Kundenbeziehungen und Produkti-
onsabläufe. Nach  einer  Studie  der  "Financial
Times" ist Hamburg unter den Top Ten im weltwei-
ten Städteranking bei der Ansiedlung von digitalen
Unternehmen.

(Zuruf von Ralf Niedmers CDU)

Weltweit führende Digitalunternehmen wie Google,
Facebook und Adobe Systems und viele andere
steuern ihr Deutschlandgeschäft mittlerweile von

Hamburg aus. Daraus erwachsen Chancen, die wir
nutzen wollen. Der Senat fördert diese Entwicklung
mit einer eigenen Strategie zur "Digitalen Stadt".
Sie erfasst nicht nur die städtischen Akteure selbst,
sondern zielt auf eine digitale Vernetzung der Ver-
waltung und öffentlichen Unternehmen mit der
Wirtschaft, der Wissenschaft und dem privaten Le-
ben.

Wir haben europaweit das erste Testfeld für die in-
dustrielle Nutzung des Mobilfunk-Standards 5G im
Hafen und sind bundesweit an der Spitze beim
Ausbau von Datennetzen.

(Zurufe von der CDU)

Wir gehen diesen Prozess aktiv an, um die Risiken
im Hinblick auf Datenschutz und Datensicherheit
zu kontrollieren, aber vor allem, um die großen Po-
tenziale für die Wirtschaft, die Arbeitswelt, den Ver-
kehr und das private Leben zu nutzen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren –
darüber sollten auch die Abgeordneten der Oppo-
sition ein bisschen ruhiger einmal nachdenken –,
es gibt einen zweiten Megatrend, dem wir uns alle
nicht entziehen können,

(Dennis Gladiator CDU: Abwärtstrend der
SPD!)

und das ist der Klimawandel. Wir haben wenig Zeit
und müssen vorankommen mit dem Klimaschutz.
Wenn Deutschland seine Ziele des Pariser Klima-
schutzabkommens nicht erreicht, wird großer
Druck entstehen, CO2-Emissionen mit höheren
Kosten zu belegen.

(Michael Kruse FDP: Schalten Sie Wedel
ab!)

Ich bin also nicht nur bei der Ökologie, sondern
auch bei der ökonomischen Konsequenz, über die
wir hier reden.

(Michael Kruse FDP: Schalten Sie Wedel
ab!)

Alle sind daher gut beraten, sich auf diese Entwick-
lung frühzeitig einzustellen und die technischen In-
novationen zu nutzen.

Das entschlossene Handeln in den großen Metro-
polen der Welt ist für den praktischen Klimaschutz
von größter Bedeutung. Hamburg geht mit gutem
Beispiel voran. Unsere Industrieunternehmen sind
übrigens viel weiter, als viele denken. Sie liefern
CO2-neutrale Fernwärme in die HafenCity, richten
ihre Produktionsstätten auf Energieeinsparung und
100 Prozent klimafreundliche Energien aus, und
sie beteiligen sich an unseren Projekten für die re-
generative Herstellung und Nutzung von Wasser-
stoff und Flüssiggas.

Hamburg ist ein Zentrum für Innovationen. Das för-
dern wir aktiv, indem wir Wissenschaft und Unter-
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nehmen zusammenbringen, damit aus klugen Ide-
en moderne Produkte und bessere Technologien
werden.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Aber wir müssen auch unseren Teil als Stadt
selbst dazu beitragen. Deshalb machen wir unsere
Fernwärme unabhängig von der Kohle, fördern die
Windenergie, die E-Mobilität und beschaffen bei
der Hochbahn ab 2020 nur noch Elektrobusse.
Das ist es, wozu ich mich zusammen mit Bürger-
meistern von weltweit bisher 70 großen Städten
gemeinsam bekannt habe, darunter Chicago, Me-
xico City, Paris, Zürich, Tokio, Toronto und Los An-
geles. Die großen Metropolen dieser Welt sind
nicht nur die politischen und ökonomischen Zen-
tren ihrer Nationalstaaten, sie haben auch die Kraft
und die moralische Verpflichtung, auf die entschei-
denden Fragen des 21. Jahrhunderts die richtigen
Antworten zu geben. Hamburg ist eine solche Zu-
kunftsmetropole und wir werden dieser Verantwor-
tung gerecht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir ha-
ben den Haushalt in den vergangenen Jahren er-
folgreich konsolidiert, wichtige Impulse für das
Wachstum und die wirtschaftliche Entwicklung ge-
geben und dadurch neue finanzielle Kraft erhalten.
Wir halten die Schuldenbremse ein, tilgen alte
Schulden und investieren in Bereichen, die für eine
Zukunftsstadt von größter Bedeutung sind: in den
Wohnungsbau, in Kitas und Schulen, in Hoch-
schulen und Wissenschaft, in die Krankenhäuser
und in die Pflege, in Kultur, in Sport und in den so-
zialen Zusammenhalt.

Der Haushaltsplan-Entwurf, den wir in dieser Wo-
che beraten, ist die finanzielle Grundlage der Ge-
samtstrategie des Senats, mit der wir unsere Stadt
als moderne und attraktive, als solidarische und
weltoffene, als wirtschaftsstarke und klimafreundli-
che Metropole in die Zukunft führen. – Herzlichen
Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRÜNEN – Vizepräsidentin Barbara
Duden übernimmt den Vorsitz.)

Vizepräsidentin Barbara Duden:* Das Wort be-
kommt Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Herr Bürgermeister, wenn
man Sie so reden hört, bekommt man den Ein-
druck: Hamburg ist bundesweit so weit vorn, alle
anderen Bundesländer sehen nur noch unser
Rücklicht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

– Schön, dass Sie das an dieser Stelle auch noch
selbstgefällig unterstützen.

(Beifall bei der CDU)

In der zweiten Runde hat man die Chance und die
Muße, das eine oder andere Thema noch ein
bisschen zu vertiefen und an der einen oder ande-
ren Stelle auch den Faktencheck zu machen. Ich
habe mir heute noch einmal das Wirtschaftswachs-
tum der Bundesländer angeguckt, das reale Wirt-
schaftswachstum der Bundesländer von 2011 bis
2017. Egal, wie herum ich den Zettel halte, Ham-
burg ist immer ungefähr in der Mitte. 9,5 Prozent
Anstieg, knapp vor Thüringen und Bremen – die
sind bei 9,4 Prozent –, aber weit hinter anderen
Bundesländern, hinter dem angesprochenen Bay-
ern

(Dennis Thering CDU: Ach! So viel zur
Wahrheit!)

und auch hinter unseren Nachbarbundesländern
Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Das sollte
doch Anlass sein, hier auch einmal eine kritische
Analyse zu machen und nicht nur selbstgefällig zu
sagen: Wir sind die Größten und wir können alles
am besten. Nein, meine Damen und Herren, so ist
die Lage nicht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und wenn man den Faktencheck etwas weiter
macht … Sie haben unheimlich viel von Investitio-
nen gesprochen, gerade Herr Kienscherf, Herr
Tjarks. Investitionen hier, Investitionen da. Ich ha-
be schon einmal gesagt, wir messen Sie da nicht
an Ihren Ankündigungen – die gibt es zuhauf –,
sondern wir messen Sie an Ihren Ergebnissen.
Und da empfiehlt sich zum Beispiel ein Blick in die
Analyse des Rechnungshofs, der ja sehr deutlich
hervorgehoben hat, 2017 ist das Investitionsniveau
gesunken. In der Bilanz der Stadt ist das Anlage-
vermögen, das Infrastrukturvermögen, wo alles
drin ist, Brücken, Parks, auch die Grünflächen, von
denen Sie gesprochen haben, bis 2017 jedes Jahr
gesunken. Von 2014 bis 2017: Vermögen minus
5 Prozent. Wir haben viele Mittel für Investitionen
in den Bezirken, die nicht abfließen, weil Sie nicht
die Voraussetzungen dafür schaffen. Wir haben im
Wohnungsbaubereich sehr viele Reste aus Vorjah-
ren für Möglichkeiten, über die IFB Wohnungsbau
zu fördern. Frau Senatorin Stapelfeldt hat sich ja
immer gleich fast vorauseilend im Ausschuss ent-
schuldigt, dass da Geld liegen geblieben ist. Dann
sorgen Sie doch dafür, dass die Mittel und die Er-
mächtigungen, die wir hier geschaffen haben, auch
eingesetzt werden. Nicht immer nur ankündigen,
Sie müssen auch liefern bei den Investitionen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und zum Thema Investitionen gehört dann auch
Ihr Lieblingsprojekt Mieter-Vermieter-Modell. Wir
haben inzwischen keine Sitzung im Haushaltsaus-
schuss mehr, wo wir nicht eine Drucksache zum
Mieter-Vermieter-Modell haben. Alle zeichnen sich
dadurch aus, dass die Behörden das Modell in der
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Regel selbst nicht verstanden haben, dass sie kei-
ne Wirtschaftlichkeitsberechnung gemacht haben
und dass sie ein unheimliches Vertragschaos ha-
ben. Ja, Herr Kienscherf, da gucken Sie. Aber in
dem einen Fall werden die Mietverträge zwei Jahre
nach Errichtung des Neubaus unterschrieben, in
dem anderen Fall werden sie unterschrieben, be-
vor die Bürgerschaft dem Vorhaben überhaupt zu-
gestimmt hat. Meine Damen und Herren, beides ist
haushaltsrechtlich doch mehr als grenzwertig. Die-
ses Chaos müssen Sie endlich in den Griff bekom-
men.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und dann, Herr Tschentscher, haben Sie wieder
von den Milliardenüberschüssen erzählt, die die
Stadt in den letzten Jahren erzielt habe. Da fragt
man sich doch: Wo sind die denn geblieben? Wir
müssten sie ja am ehesten in der Tilgung finden.
Und was haben Sie getilgt? Von 23 Milliarden Euro
auf 22,4 Milliarden – über mehrere Jahre. Also wo
sind denn Ihre Überschüsse geblieben, wenn das
echtes Geld gewesen ist? Das müssen Sie uns
dann hier auch konkret sagen.

Sie haben mehr profitiert von Zinsersparnissen
– 1,5 Milliarden Euro seit 2011 –, als Sie insge-
samt überhaupt getilgt haben. Deshalb fordern wir
auch in einem unserer Haushaltsanträge ganz klar:
Zinsersparnisse, die es nicht ewig geben wird,
müssen eingesetzt werden, damit die Stadt auch
für zukünftige Zinserhöhungen wieder gewappnet
ist.

(Beifall bei der CDU und bei Jennyfer
Dutschke FDP)

Bei diesem Thema vielleicht auch ein Satz zur
Konjunkturposition. Gerade die Freunde der GRÜ-
NEN – das sage ich bewusst, bevor Herr Müller
kommt – verstehen das immer nicht so ganz. Sie
sagen, die Konjunkturposition steige bis auf 4 Milli-
arden Euro, und tun dann immer so, als würden da
4 Milliarden Euro auf einem Sparbuch liegen.

(Dr. Anjes Tjarks GRÜNE: Nein!)

Nein, es ist eine rechnerische Größe, und es zeigt
doch gerade: In Zeiten hoher und guter Einnah-
men sollen wir nicht alles ausgeben. Und genau
deshalb gibt es die Konjunkturposition, damit wir,
wenn die Steuereinnahmen wegbrechen – und es
kann durchaus sein, dass das passiert, die letzte
Steuerschätzung war schon nicht mehr so gut –,
dann in unserer Ergebnisrechnung einen gewissen
Puffer haben oder auch eine Kreditermächtigung
dafür. Nichts anderes ist das.

Insofern: Gucken Sie auf die harten Fakten. Getilgt
wurde etwas im Kernhaushalt, von 23 Milliarden
auf 22,4 Milliarden Euro. Das relativiert aber viele
Milliardenbeträge, die Sie hier in den Raum wer-
fen, komplett.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Lassen Sie uns auch, Herr Tschentscher hat es
zumindest am Rand angesprochen, immer einen
Blick auf den Konzern haben. Der Haushalt, den
wir hier beschließen, deckt nicht alles ab; wir wis-
sen, der Konzern ist viel größer. Im Konzern haben
wir inzwischen Schulden von über 40 Milliarden
Euro und ein negatives Eigenkapital von 26 Milliar-
den Euro, weil wir – und an diesem Kurs sollten wir
festhalten – anders als andere Bundesländer auch
unsere Pensionsverpflichtungen realistisch abbil-
den. Das gehört sich für eine Kaufmannsstadt; das
sollten wir auch beibehalten.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man sich die Schulden im Konzern anschaut
und die Frage, wie Sie denn die Sachen so inves-
tieren, wird man schon stutzig. Dann kann man nur
auf die These kommen: Da wird auch etwas verla-
gert. Die Hochbahn hat seit Ende 2014, also in der
Zeit des rot-grünen Senats, die Schulden gestei-
gert von 370 Millionen Euro auf 650 Millionen Euro,
Tendenz steigend. HPA: von 200 Millionen Euro
auf 320 Millionen Euro, Tendenz steigend. UKE:
von 60 Millionen Euro auf 160 Millionen Euro, Ten-
denz steigend. Fördern und wohnen: von 10 Millio-
nen Euro auf 180 Millionen Euro, Tendenz stei-
gend. Und das sind alles Betriebe der Stadt, die
sich nicht wirtschaftlich selbst rechnen, sondern für
die wir als Stadt auch immer Vorsorge über den
Haushalt leisten müssen. Und deshalb, meine Da-
men und Herren, sagen wir – wir haben es in unse-
rem Antrag angesprochen, die Kollegen von der
FDP sprechen es an –: Man muss die Schulden-
bremse doch weiter denken. Man muss doch auch
diese Aktivitäten außerhalb des Haushalts einbe-
ziehen. Das ist eine wichtige Idee, ein wichtiger
Vorstoß, der hier im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen auf den Tisch gelegt wurde. Lassen Sie
uns darüber ernsthaft reden.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wenn wir über die öffentlichen Unternehmen und
Beteiligungen reden, müssen wir im Übrigen auch
zur Kenntnis nehmen, nicht nur der Rechnungshof
hat das vor zwei Jahren schon sehr deutlich ge-
sagt – Sie hatten zwei Jahre Zeit –, jetzt gibt es ein
Gutachten, das das Gleiche sagt: Es gibt vieles zu
tun im Beteiligungsmanagement der Stadt. Viele
zentrale Vorgaben werden nicht eingehalten. Hier
gibt es viele Schwachstellen, was die Steuerung
der öffentlichen Unternehmen angeht, und bei den
Risiken, die damit verbunden sind, sollten wir hier
nicht länger zuschauen. Es reicht nicht, nur ein
Projekt für die nächsten drei Jahre einzusetzen,
Herr Finanzsenator, nein, hier muss auch sofort
gehandelt werden. Defizite, die wir jetzt erkannt
haben, sind abzustellen.

Lassen Sie mich noch ein Stichwort nennen zum
Thema Vorsorge. Das spielt bei Ihnen nicht so
häufig eine Rolle; vielleicht an der einen oder an-
deren Stelle schon. Wir haben in den letzten Jah-
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ren Vorsorge im Haushalt immer mit einem Vor-
sichtsabschlag gemacht, dass wir gleich bei den
Einnahmen oben von den Steuereinnahmen etwas
abgezogen haben und dann weitergerechnet.

(Dirk Kienscherf SPD: Das war ja erfolg-
reich!)

Das haben Sie abgeschafft, obwohl Herr Dressel
bei seinem Amtsantritt vollmundig angekündigt hat-
te, es werde weiterhin einen Vorsichtsabschlag ge-
ben.

(Zuruf von Farid Müller GRÜNE)

Was haben Sie stattdessen gemacht? Sie haben
eine neue Position geschaffen, "Globale Mehrkos-
ten", 150 Millionen Euro. Was ist denn das, bitte
schön? Das ist doch ein Blankoscheck, den die
Bürgerschaft erteilen soll: 150 Millionen Euro Risi-
kovorsorge, die Sie in allen Politikbereichen einset-
zen können, ohne spätere Befassung des Parla-
ments. Und Konjunkturrisiken können alles Mögli-
che sein, insbesondere auch steigende Gehälter,
steigende Handwerkerrechnungen in allen Berei-
chen. Das ist doch keine Art, Vorsorge zu betrei-
ben, meine Damen und Herren. Das ist das Ge-
genteil von Vorsorge, weil es aus Sicht des Parla-
ments ein Blankoscheck ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wenn man sich die globalen Mehrkosten insge-
samt anschaut, also Mehrkosten, die wir einfach so
beschließen, die überall in zentralen Programmen
beliebig eingesetzt werden können, dann waren
das im Doppelhaushalt 2015/2016, als die Koaliti-
on an den Start ging, 1,5 Prozent des gesamten
Haushalts. Jetzt steigt es auf 3,6 Prozent im Jahr
2020. Meine Damen und Herren, hier wird das
Budgetrecht des Parlaments wirklich arg strapa-
ziert. Wenn ich hier einen Megatrend erkenne,
Herr Tschentscher, dann ist es der Megatrend In-
transparenz und Budgetrecht des Parlaments und
Kleinhalten des Haushaltsausschusses.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das zeigt exemplarisch: Es gibt viele Schwachstel-
len in diesem Haushaltsplan. Der Haushaltsplan
muss an vielen Stellen verbessert werden, muss
an vielen Stellen konkretisiert werden. Lassen Sie
uns hierfür in den nächsten zwei Tagen die richti-
gen Entscheidungen treffen, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Quast von der SPD-Fraktion.

Jan Quast SPD:* Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren! Hamburg wächst. Bald leben über
1,8 Millionen Menschen in unserer Stadt – Men-
schen, die eine gute öffentliche Infrastruktur benö-

tigen, eine Infrastruktur, die mitwächst, quantitativ
und qualitativ.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Manche hier hatten die Vision einer wachsenden
Stadt, wir haben die wachsende Stadt. Manche ha-
ben Bücher über die wachsende Stadt geschrie-
ben, wir gestalten die wachsende Stadt. Und man-
che haben über die Notwendigkeit des Wohnungs-
baus geredet, wir aber bauen Wohnungen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Manche hier sprechen heute von Konsolidierung
des Haushalts, wir aber haben ihn konsolidiert.

Wir stehen in der Verantwortung, den Rahmen für
das Wachstum zu gestalten, den hier lebenden
Menschen eine attraktive und lebenswerte Stadt
zu bieten und dafür zu sorgen, dass Hamburg eine
offene und freundliche Stadt auch für neue Nach-
barn bleibt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Eine Stadt mit zukunftssicheren Arbeitsplätzen und
bezahlbaren Wohnungen, vielfältigen Bildungsan-
geboten und attraktiven Grünflächen. Soziale Si-
cherung und gute städtische Dienstleistung, kultu-
relle Vielfalt und eine funktionierende Infrastruktur,
das ist uns wichtig. Wir haben diese Verantwortung
angenommen und wir werden dieser mit dem vor-
liegenden Haushaltsplan-Entwurf und den Ergän-
zungsanträgen der Koalition auch weiter gerecht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Unser Haushaltsplan stellt aber zugleich sicher,
dass wir die Schuldengrenze unserer Verfassung
und des Grundgesetzes nachhaltig erreichen. Wir
setzen unsere 2011 begonnene nachhaltige und
generationengerechte Finanzpolitik fort und stellen
zugleich eine dem Wachstum der Stadt angemes-
sene finanzielle Ausstattung sicher. Wir planen
vorsichtig bei den Steuereinnahmen und halten die
Grenzen des Finanzrahmengesetzes ein, das uns
seit 2012 den Weg zu einem Haushalt ohne Neu-
verschuldung gewiesen und sogar ermöglicht hat,
auch Verschuldung zurückzuführen. Und, Herr
Kleibauer, wir planen auch weiter vorsichtig. Wir
haben für konjunkturelle Risiken bei einem sich
verlangsamenden Wachstum, was sich durchaus
abzeichnet, Vorsorge getroffen. 2020 beträgt die
Vorsorge 150 Millionen Euro. 2021 sind es dann
200 Millionen Euro und 2022 300 Millionen Euro,
eben um Vorsorge zu treffen. Aber, Herr Kleibauer,
wenn die Vorsorge sich als nicht mehr erforderlich
erweist, weil die Konjunktur doch besser läuft, die
Entwicklung doch besser ist, dann stelle ich mir die
Frage, warum wir solche Mittel nicht auch einset-
zen können, um weiter diese Stadt dem Wachstum
entsprechend zu gestalten. Und deswegen ist der
Weg, den wir hier gehen, richtig, meine Damen
und Herren.
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(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Denn für viele der anderen von Ihnen benannten
Risiken wie im Personalbereich oder andere Haus-
haltsrisiken gibt es weitere Risikopositionen. Die
haben Sie ja gar nicht erwähnt. Auch dort stellen
wir einen dreistelligen Millionenbetrag bereit, um
notfalls reagieren zu können, wenn an anderer
Stelle Mittel fehlen.

Meine Damen und Herren! Wir sind weiter auf dem
guten Weg, 2024 den Haushalt auch unter Berück-
sichtigung des Werteverfalls von Infrastruktur, also
der Abschreibungen, sowie unter Vorsorge für
Pensionen der Beschäftigten zu konsolidieren, al-
so auch dort den Haushalt auszugleichen. Dauer-
haft. Einmal ist es bereits gelungen, aber unser
Ziel ist, dies dauerhaft zu erreichen. Mit dem Ge-
schäftsbericht, den die Stadt veröffentlicht, mit un-
seren Haushaltsplänen machen wir das sehr trans-
parent. Wir sind ehrlich mit der Situation der Stadt
– Sie haben das eben eingeräumt – und das ist
bundesweit fast ein Alleinstellungsmerkmal für
Hamburg. Das macht im Wesentlichen nur Hessen
zurzeit so. Wir halten jedenfalls an dem Ziel fest,
diesen doppischen Ausgleich zu erreichen, um ein
generationengerechtes Haushalten hinzubekom-
men.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das ist wichtig, denn so wollen wir sicherstellen,
dass auch künftige Generationen, nämlich unsere
Kinder und Enkelkinder, unser Gemeinwesen noch
gestalten und nicht nur die Schulden von uns und
unseren Vorvätern verwalten können.

Aber Generationengerechtigkeit ist mehr, als den
Staatshaushalt zu konsolidieren und zukunftssi-
cher zu machen – was wir beides tun. Generatio-
nengerechtigkeit erfordert auch, Chancen zu eröff-
nen, damit die nachwachsende Generation den
Herausforderungen der Zukunft begegnen kann.
Und auch das tun wir.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Ein Beispiel ist die Bildung. Wir investieren in die
Kindertagesbetreuung, in Unterricht und Lehre an
Schulen und Hochschulen. Für die Betreuung in
Kitas werden wir 1 Milliarde Euro pro Jahr ausge-
ben – das wurde hier schon erwähnt –, auch für
mehr Qualität. Der Etat der Schulbehörde steigt
auf jährlich über 2,7 Milliarden Euro und der Etat
der Wissenschaftsbehörde erreicht jährlich 1,2 Mil-
liarden Euro, auch ohne die Mittel für die erfolgrei-
che Exzellenzclusterbewerbung. Das bedeutet
aber, dass jeder dritte Euro in Hamburg ausgege-
ben wird für die Bildung. Meine Damen und Her-
ren, ich glaube, darauf können wir stolz sein – eine
wichtige Investition in die Köpfe und in die Zukunft
der nächsten Generation.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Aber wir kümmern uns auch um den Erhalt des
Bestehenden, Herr Hackbusch. Unsere Sanie-
rungsoffensive, die Instandsetzung öffentlicher In-
frastruktur, setzen wir fort. Über 2,5 Milliarden Euro
sind im Doppelhaushalt dafür vorgesehen, und
auch bislang haben wir dort fast 1 Milliarde Euro
pro Jahr eingesetzt. Aber wir gehen hier auch
neue Wege, Wege, die sicherstellen, dass wir nie
wieder in die Situation kommen, die wir 2011 vor-
gefunden haben, eine Situation, in der über Jahr-
zehnte wegen anderer, auch wichtiger Prioritäten
Investitionen in den Erhalt der öffentlichen Infra-
struktur vernachlässigt wurden. Für die Gebäude
der Hochschulen, Kultureinrichtungen, Polizei und
Feuerwehr haben wir schon zuvor ein Mieter-Ver-
mieter-Modell eingeführt. Herr Kleibauer hat es ja
erwähnt, aber immer nur unter dem Aspekt: Das
läuft noch nicht rund. Ja, das läuft noch nicht rund.
Das haben wir hier und im Haushaltsausschuss
debattiert. Aber das Entscheidende ist doch die
Zielsetzung, die wir damit erreichen: dass es näm-
lich künftig nie wieder passiert, dass unsere öffent-
liche Infrastruktur verfällt, dass unsere Gebäude
verfallen, dass unsere Schulen Ruinen sind. Nein,
genau das schließen wir für die Zukunft aus, weil
wir nicht nur investieren in die Instandsetzung jetzt,
sondern durch das Mieter-Vermieter-Modell si-
cherstellen, dass dies auch in der Zukunft ge-
schieht. Darauf kommt es an, Herr Kleibauer, und
nicht darauf, dass es jetzt am Anfang noch irgend-
wo ruckelt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren! Wir werden in den
nächsten Tagen die Pläne zur Stärkung von Poli-
zei, Feuerwehr und Justiz beraten, für mehr Perso-
nal, für mehr Sicherheit, und die Anträge der Koali-
tion vorstellen, die diese flankieren. Wir werden
über die mitwachsende soziale Infrastruktur spre-
chen, über ein neues Frauenhaus, innovative An-
sätze in der Seniorenarbeit und die Stärkung der
Drogenhilfe. Wir werden über Wirtschaftsförderung
sprechen und die Anträge der Koalition, die hier an
der einen oder anderen Stelle noch einmal nachle-
gen, wie zum Beispiel durch die Erhöhung des In-
novationsfonds um 5 Millionen Euro. Daher möchte
ich das jetzt gar nicht alles vertiefen, sondern nur
noch auf ein Thema eingehen, nämlich auf die
Stärkung der Bezirke. Auch dort werden wir eini-
ges in den nächsten Jahren zusätzlich leisten und
in den nächsten Tagen beschließen.

In den Bezirken vor Ort wird die Arbeit gemacht,
von der die Bürgerinnen und Bürger direkt profitie-
ren. Wir wollen daher die Bezirke auch im Wettbe-
werb um gutes Personal stärken.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dazu gehört es, die Besoldung für gleichartige Tä-
tigkeiten in Bezirken und Fachbehörden anzuglei-
chen. Deshalb fordern wir den Senat auf, hier aktiv
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zu werden und die derzeitigen Besoldungsstruk-
turen zu überprüfen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Aber auch die Arbeit der Bezirksversammlungen
stärken wir durch mehr Mittel für Öffentlichkeitsar-
beit, aber auch durch den Abbau von Barrieren,
der die Möglichkeit zu mehr Teilhabe aller Men-
schen an den bezirklichen Gremien eröffnet.

Meine Damen und Herren! Das vorsichtige Haus-
halten der letzten Jahre und die angemessenen
Planungen für die nächsten Jahre führen dazu,
dass wir bis 2022 eine Konjunkturrücklage von
4 Milliarden Euro erwirtschaftet haben; Herr Klei-
bauer hat das ja schon ausgeführt. Und wir wissen
schon, was das heißt. Es heißt nicht, dass wir
4 Milliarden Euro mehr Geld ausgeben können.
Aber es ist doch ein Polster für schlechte Zeiten,
das wir in den letzten Jahren aufgebaut haben. Zu-
dem planen wir einen Abbau der Schulden von
800 Millionen Euro im Doppelhaushalt, ein Ziel,
das wir auch 2018 erreicht hätten, wenn wir nicht
dieses unrühmliche Kapitel HSH Nordbank hätten,
was zum Glück in diesen Tagen abgeschlossen
werden kann, aber uns für den Haushalt 2018
noch einmal neue Schulden beschert. Vielleicht
schauen Sie dort auch noch einmal selbstkritisch in
den Spiegel, welche Rolle eigentlich in diesem Zu-
sammenhang auch die CDU-Fraktion gespielt hat.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren! Wir haben die Haus-
haltsrisiken im Blick und Vorsorge getroffen. Wir
wollen aber nicht in Euphorie verfallen; Haushalts-
konsolidierung ist eine Daueraufgabe, an der wir
stetig weiterarbeiten werden. Trotzdem lässt sich
heute sagen: Unser Haushalt ist fit für eine lebens-
werte, soziale und innovative Stadt und fit für die fi-
nanziellen Herausforderungen der nächsten Jah-
re. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Müller von der GRÜNEN Fraktion.

Farid Müller GRÜNE:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! CDU und FDP möchten den
Haushalt kürzen, DIE LINKE hat beantragt, den
Haushalt um 1,2 Milliarden Euro auszuweiten; ich
glaube, dass wir GRÜNEN, die SPD und der Senat
gut daran getan haben, genau in der Mitte die Lö-
sung, die Balance dieses Haushalts für eine Metro-
pole wie Hamburg zu finden, und dass wir gut auf
den Punkt diesen Haushalt bis Donnerstag verab-
schieden werden.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Ganz kurz, weil es bei den LINKEN erläutert wur-
de: Ein Instrument, womit die Ausweitung um
1,2 Milliarden Euro finanziert werden soll, ist eine

Erhöhung der Grunderwerbsteuer. Ich habe das
deswegen herausgepickt, weil das Thema Wohnen
dieses Parlament ja eigentlich in jeder Sitzung be-
schäftigt. Wenn man sich das einmal vor Augen
hält – das ist mal wieder nicht zu Ende gedacht –,
dann bedeutet diese Erhöhung, die DIE LINKE
vorschlägt, um andere soziale Wohltaten noch
obendrauf zu verteilen,

(Zurufe von der LINKEN)

eine Maßnahme, wo Mieten in dieser Stadt massiv
unter Druck geraten. Ich glaube, da haben Sie sich
völlig vergriffen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und bei
Michael Kruse FDP)

Und dann zur Union. Die hat jetzt also vorgeschla-
gen, unsere Rücklage für ein Konjunkturrisiko, weil
das nicht mehr der Abschlag ist und weil das jetzt
innerhalb des Haushalts ist und nicht mehr außer-
halb des Haushalts, einfach einmal abzuräumen
und damit zu sagen: Wir haben alles im Blick, wir
kürzen sogar den Haushalt, weil – und das ist das
Merkwürdige, was man dann lesen konnte und
was Sie in einem Café in der Europa Passage
kundgetan haben – ups, der Haushalt etwas mehr
wächst, als Menschen nach Hamburg kommen. Ich
sage Ihnen, dann haben Sie noch nicht verstan-
den, wie man in Vorsorge auf ein Bevölkerungs-
wachstum reagiert. Denn wenn wir mehr Schulen
bauen, werden die nicht mit einem Fingerschnipp
entstehen; die brauchen natürlich auch ein paar
Jahre, bis sie gebaut sind. Und natürlich heißt das
auch, dass wir Kita-Plätze und die Ausweitung der
Universitäten ein bisschen mehr vorausplanen
müssen. Und das heißt, dass wir heute die Investi-
tionen auf den Weg bringen müssen, damit wir das
Bevölkerungswachstum überhaupt wuppen kön-
nen. Das ist die eine Seite.

Und die andere Seite, ich sage es Ihnen ganz of-
fen: Man braucht einen guten Mix, um in dieser
Stadt eine Akzeptanz zu haben für den Weg, den
wir momentan haben. Dass wir mehr Menschen in
der Stadt begrüßen, freut uns zum einen. Aber wir
sind auch unter Druck, all den Service und all die
Qualität für die Hamburgerinnen und Hamburger,
die schon hier sind, weiter wie gewohnt aufrechtzu-
erhalten. Das ist nicht einfach. Ich glaube, Sie ha-
ben Ihre Anträge und Ihre Überlegungen, wie man
so einen Haushalt aufstellt, mehr in einem Hinter-
zimmer des Rathauses entwickelt und weniger an
der Realität in dieser Stadt orientiert und ganz we-
nig an dem, wie die Hamburgerinnen und Hambur-
ger ticken.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD –
Dennis Thering CDU: Genau das haben Sie
gemacht!)

Ich glaube, dass Sie einfach manchmal vergessen,
dass wir die Akzeptanz für die eine oder andere
Maßnahme in dieser Stadt immer wieder erkämp-
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fen müssen, dafür werben müssen. Wenn man das
nämlich nicht tut, wenn man arrogant Politik von
oben nach unten durchdekliniert,

(Zuruf: Ja, wie Ihr Fraktionsvorsitzender!)

eine wachsende Stadt mit einem gekürzten Haus-
halt und Sparpolitik beantworten will, dann muss
man sich nicht wundern, wenn die Hamburgerin-
nen und Hamburger diesen Weg auf keinen Fall
mitgehen wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und wenn ich mir dann anhöre, dass Herr Kleibau-
er sagt, wir hatten 23 Milliarden Euro Schulden und
haben das nur auf 22,4 Milliarden Euro reduziert,
dann habe ich ein bisschen das Gefühl, dass Sie
einen Teil der Geschichte der letzten Jahre nicht
mitbekommen haben. Wir haben auch in Hamburg
viele Geflüchtete aufgenommen. Wir haben da-
durch Zuschüsse vom Bund bekommen, die wir
über die Umsatzsteuer in diesen Etat reinbekom-
men, aber wir haben auch viel aus eigener Kraft
bezahlt. Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Die Akzep-
tanz dafür, dass wir das getan haben, in der Sum-
me ungefähr 800 Millionen Euro – etwas da-
rüber –, haben wir uns in der Stadt nicht damit er-
worben, dass wir gesagt haben: Wir nehmen dafür
jetzt neue Schulden auf. Oder dafür kürzen wir ir-
gendwo. Sondern wir haben die Akzeptanz deswe-
gen behalten, weil wir gesagt haben: Wir bekom-
men das hin. Wir bekommen das hin, auch weil wir
eine gute Konjunktur haben. Und wenn wir Ihrem
Weg gefolgt wären, das weiter in den Schuldenab-
bau getragen und dafür irgendwo gekürzt hätten,
ich glaube, wir hätten diese integrative Leistung,
die Akzeptanz für die neuen Hamburgerinnen und
Hamburger, in dieser Stadt nicht so gehabt, wie wir
sie in dieser Stadt erleben durften. Das wäre ein
großer Fehler gewesen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Sie wollen ja alle Effizienz- und Modernisierungs-
fonds dafür auch noch kürzen, obwohl es im End-
ergebnis nicht hinkommt, dass alle Anträge aus Ih-
rer Fraktion dadurch gegenfinanziert werden.

(Thilo Kleibauer CDU: Haben Sie alle durch-
gelesen?)

Ich finde, dann sollen Sie uns bitte hier auch nicht
vorhalten, wir würden in irgendeiner Weise einen
Etat planen, der nicht durchdacht ist. Da sollten
Sie sehr vorsichtig sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich habe gehört – und es mag sein, dass Sie einen
Teil Ihrer Kernklientel damit begeistern –, Sie wol-
len auf die sowieso schon harte Schuldenbremse,
die wir übrigens seit 2015 in Hamburg schon ein-
halten, noch einmal eins obendrauf setzen und die
doppische Schuldenbremse. Das war ja auch ein
Vorschlag der FDP. Ich sage es einmal so: Wir

sind in Deutschland damit, wie wir unseren Haus-
halt aufstellen, schon sehr weit vorn, eigentlich
ganz einsam.

(Thilo Kleibauer CDU: Erster!)

– Ja. Ganz einsam in dem Sinn, wie wir für morgen
vorsorgen.

Kein Bundesland sorgt so vor für die Pensionen,
wie wir das tun.

(Michael Kruse FDP: Dann lass es uns doch
in die Verfassung schreiben, lieber Farid
Müller!)

Kein Bundesland hat sich so einen strengen Steu-
ertrend – den wir jetzt an die Situation angepasst
haben – gegönnt wie Hamburg. Wir haben ihn des-
wegen angepasst, weil wir eben nicht gegen das
Wachstum ansparen wollen, sondern weil wir die
Stadt vorbereiten wollen auf ein weiteres gedeihli-
ches Wachstum, auf ein Wachstum, wo wir alle sa-
gen: Ja, es ist okay. Ich finde trotzdem noch einen
Kita-Platz. Ja, es ist okay. Meine Kinder gehen in
eine Schule, wo die Klassen nicht auseinanderfal-
len, weil sie zu groß sind. Die Straßen, der ÖPNV,
wo wir jetzt nachlegen – all das muss ja mitgehen.
Und das klappt eben nicht, wenn Sie auf einem
grünen Tisch malen, machen wir doch einmal eine
erschwerte, doppische Schuldenbremse, und sich
dafür feiern, dass wir ein Jahr früher fertig sind, als
wir seit 15 Jahren planen. Ich glaube, Sie gehen
da völlig an der Realität in dieser Stadt vorbei und
haben völlig vergessen, dass es nicht reicht, ein
Parteiprogramm nur 1:1 in Anträge zu packen,
sondern man braucht auch ein Gefühl dafür, wie
diese Stadt tickt und wie wir diese Stadt durch die-
se an sich gute, aber gesellschaftlich herausfor-
dernde Zeit gut führen. Und das merke ich in Ihren
Anträgen überhaupt nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und wenn Sie uns dann vorwerfen, wir würden in
unseren Haushalt immer riesige Beträge für Inves-
titionen schreiben, die ja aber nicht alle abgerufen
würden … Ich meine, Sie bescheinigen sich doch
selbst eine besondere Nähe zur Wirtschaft. Wenn
Sie heute einmal mit Bauherren sprechen oder mit
Firmen, die eine Ausschreibung für ein Bauvorha-
ben machen, werden Ihnen einige sagen, sie wä-
ren froh, wenn Sie überhaupt Angebote bekämen.
Das ist die Realität in diesem Land und auch in
dieser Stadt. Und Sie werfen uns jetzt vor, dass wir
nicht jeden Euro und jeden Cent sofort auf die
Straße oder in die Grünanlage bringen – weil wir
eine Hochkonjunktur haben und sich die Baufirmen
ihre Aufträge tatsächlich aussuchen können. Ich
möchte aber nicht, dass wir die Bauindustrie ver-
staatlichen,

(Ralf Niedmers CDU: Wirklich nicht?)

damit wir Ihrem Anspruch – jeder Euro muss inves-
tiert werden und abfließen – 1:1 nachkommen. Ich
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glaube, dass wir gut daran tun, an der Schraube
zu drehen, dass wir die Verwaltung auf den Weg
bringen, dass sie ausreichend Personal hat, das
gut bezahlt ist und uns nicht wegläuft in dieser Si-
tuation, dass wir trotzdem Ausschreibungen hinbe-
kommen, wo wir am Ende zu einem Bestpreis
auch beste Qualität geliefert bekommen. So ein-
fach, wie Sie sich das machen, Herr Kleibauer, ist
die Welt nicht, und das wissen Sie auch. Deswe-
gen ist es richtig, dass wir das Geld bereitstellen
und hinterher an den Schrauben in der Verwaltung
drehen, damit jeder Euro auch bitte nach draußen
gebracht wird in die Investition. Und glauben Sie
mir, wir sind da sehr hinterher, auch als Abgeord-
nete, dass wir immer nachfragen, nicht nur in die
Halbjahresberichte schauen, sondern bei all dem,
was wir hier beschließen an Sanierungsfonds-An-
trägen und anderen Bereichen, gucken, ob es
auch umgesetzt wird. Und wenn wir dann bei den
Problemen merken, dass es da etwas gibt in den
Bezirken oder auf Landesebene, dann steuern wir
sofort nach. Ich habe diese Art von Nachsteuern
und Nachfragen in diesem konstruktiven Sinne von
Ihnen noch nie gehört.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir wollen das doppische Defizit 2024 spätestens
ausgleichen,

(Thilo Kleibauer CDU: Das müssen Sie
auch!)

und ich glaube, damit sind wir bundesweit weit
vorn. Wir haben eine viel strengere Investitions-
quote, Herr Kleibauer, als der Bund sich das je-
mals vorstellen kann. Es ist auch gut so, dass wir
das haben. Und wenn dann auf einmal die Vorwür-
fe kommen, wir lagerten unsere Schulden jetzt au-
ßerhalb des Kernhaushalts aus …

(Zuruf: Machen Sie ja auch!)

– Nein. Wir investieren in den Unternehmen und
kaufen für das Geld, das dort ausgegeben wird,
Werte. Das ist Doppik. Sie haben den Haushalt im-
mer noch nicht verstanden und werfen mir vor, ich
wüsste nicht, was eine Konjunkturposition ist.

Meine Damen und Herren, ich glaube, Sie hantie-
ren, wie es gerade passt als Opposition, mal mit ei-
nem kameralen Haushaltsverständnis, mal mit ei-
nem doppischen Haushaltsverständnis, um den
Wählerinnen und Wählern Angst zu machen, dass
wir den Haushalt nicht im Griff haben, dass wir kei-
ne seriöse Politik präsentieren. Sie hantieren da-
mit, wie es gerade passt. Ich glaube, das merken
die Menschen draußen. Am Ende geht es darum,
dass nicht nur der Haushalt gut auf den Weg ge-
bracht wird, sondern vor allen Dingen das, was mit
ihm bezweckt ist – die politischen Ziele –, umge-
setzt wird. Daran werden wir gemessen im Parla-
ment. Daran werden auch die Regierungsfraktio-
nen und der Senat gemessen. Wird diese Politik,
die hier geplant wird, die hier verkündet wird, auch

Realität in der Stadt? Ich glaube, wir haben das in
den letzten Jahren ganz gut hinbekommen, und
wir sind willens, wir sind motiviert, dass das mit
diesem Haushalt im nächsten und im übernächs-
ten Jahr genauso passieren wird. Wir wollen, dass
unsere Politik in dieser Stadt stattfindet; wir wollen
nicht, dass Ihre Politik stattfindet. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Frau Präsiden-
tin, meine Damen und Herren! Die Debatte, wie
Herr Müller es sich vorstellt, ist etwa so: Links for-
dert etwas, Rechts fordert auch etwas, und Sie
sind in der Mitte und dementsprechend ist es ge-
löst. So einfach werde ich es Ihnen jetzt nicht ma-
chen, es wird etwas komplizierter sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich stelle aber fest, dass von der rechten Seite, vor
allen Dingen von der FDP und der AfD, etwas we-
niger von der CDU, hier kräftig gesagt wurde, wel-
che Kürzungen man sich alle vorstellen und wie
viel man doch einsparen könne,

(Michael Kruse FDP: Was wollen wir denn
kürzen? Nennen Sie nur ein Beispiel!)

ohne Vorschläge zu machen, an welchem Punkt
denn. Das entspricht ja genau nicht der Wirklich-
keit, was Sie da gemacht haben, sondern Sie ver-
sprechen etwas nach außen, was Sie verteilen
können. Ich nenne das Populismus; nichts anderes
ist das in dieser Art.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dr. Annegret
Kerp-Esche SPD)

Ein Zweites will ich deutlich sagen. Das mit der In-
frastruktur, was wir hier über Jahre diskutiert ha-
ben, ist mit diesem Haushalt besser denn je, keine
Frage. Wir haben die Situation erreicht, dass der
Zustand der Schulbauten nicht nur gleich bleibt,
sondern sogar etwas besser wird. Der Zustand der
Straßen bleibt gleich – immerhin – und verschlech-
tert sich nicht weiter; der Zustand der Brücken ver-
schlechtert sich trotz der Investitionen. So weit
d'accord. Was Ihre Problematik ist, und damit müs-
sen Sie sich auseinandersetzen: Was geschieht
denn in dem Augenblick, wo diese Finanzmittel
nicht mehr zur Verfügung stehen? Und: Wie sor-
gen Sie dafür, dass diese Finanzmittel zur Verfü-
gung stehen? Damit muss man sich auseinander-
setzen. Deswegen kritisieren wir die Schulden-
bremse als ein Instrument, die Verantwortung für
die Infrastruktur aufzugeben. Wir sagen: Es ist ab-
solut notwendig und das Mindeste, was gegenwär-
tig geschieht. Das ist unsere Kritik an diesem
Punkt, das will ich hier deutlich sagen.
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(Beifall bei der LINKEN)

Wo stehen wir jetzt eigentlich mit dem Haushalt?
Auch das ist gar nicht diskutiert worden, und ich
finde, man sollte es sich angucken. Alle freuen sich
über den doppischen Haushalt. Um ehrlich zu sein
– ich weiß nicht, wie Ihre Erfahrung damit ist; ich
habe in vielen Behörden darüber diskutiert –: Die-
ser doppische Haushalt hat bisher nicht für mehr
Klarheit gesorgt. Er hat mehr Klarheit versprochen;
ich selbst war auch der Meinung, dass einiges
möglich ist. Ich stelle gegenwärtig eine Situation
fest, in der wir einen doppischen Haushalt haben,
in den Behörden weiterhin Excel-Tabellen geführt
werden, die zum Teil etwas völlig anderes an Zah-
len ergeben, und wir in den Haushaltsberatungen
manches Mal etwas irritiert sind, welche Zahlen ei-
gentlich wie wo richtig sind. Dementsprechend gibt
es gegenwärtig noch eine Situation der Intranspa-
renz. Ich will das nicht zum größten Thema ma-
chen, aber ich finde, wir müssen in den Haushalts-
beratungen auch diese Situation für uns berück-
sichtigen und feststellen, dass das ein Problem ist,
und nicht darüber hinwegtäuschen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein weiterer Punkt: Mir gefällt insgesamt die In-
transparenz nicht, mit der die Regierungskoalition
gegenwärtig Gelder verteilt.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Art und Weise der zentralen Sanierungsfonds,
digitalen Fonds oder was Ähnliches noch gegeben
ist, erinnert an das, was wir früher kritisiert haben
bei der Troncabgabe, es ist jetzt nur noch einmal
potenziert. Jeder Abgeordnete von Rot-Grün ist
nun in den Wochenblättern, um zu sagen, er habe
aber jetzt das Museumsschiff gerettet – oder weiß
der Teufel was alles. Ich finde, das ist keine Art
und Weise von Demokratie, sondern es ist ein
Rückfall in Feudalismus. Das wollen wir nicht ak-
zeptieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Wie können wir eigentlich das, was wir in unseren
26 Anträgen alles dargestellt haben für Verände-
rungen in der sozialen Struktur dieser Stadt, finan-
zieren?

(Farid Müller GRÜNE: Ja!)

Dazu haben wir einige Vorschläge gemacht. Ich
will sie noch einmal genauer vorstellen. Herr Mül-
ler, das mit der Grunderwerbsteuer und den Mie-
tern haben Sie, glaube ich, noch nicht verstanden.

(Beifall bei der LINKEN – Farid Müller GRÜ-
NE: Doch!)

Die Grunderwerbsteuer hat damit erst einmal
nichts zu tun. Es ist eine Ungerechtigkeit in zweier-
lei Hinsicht: Das eine ist die Unverschämtheit, dass
die großen Unternehmen immer noch nicht, trotz
mehrmaliger Versprechungen der Bundesregie-

rung diesbezüglich, dazu herangezogen werden.
Wir wollen, dass Wohnungen keine Waren sind,
die einfach so verhandelt und verkauft werden
können, ohne dass dafür Grunderwerbsteuer ge-
zahlt wird. Das ist das Erste.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Zweite: Es ist nicht einzusehen, warum beim
Grunderwerb von Wohnungen – man kann meinet-
wegen die Diskussion führen, ob man für Gering-
verdienende irgendetwas macht, das ist für mich
nicht die Frage – weniger bezahlt werden soll an
Steuern als für mein täglich Brot. Akzeptiere ich
überhaupt nicht und es ist auch keine Art und Wei-
se, wie man damit umgehen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Das heißt, dort auf das Niveau von Schleswig-Hol-
stein zu gehen, ist keine Revolution, sondern ist
normale, solide, vernünftige Haushaltspolitik.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Kruse
FDP: Macht alles teurer! – Glocke)

Vizepräsidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Hackbusch, gestatten Sie eine Zwischenfrage
oder Zwischenbemerkung des Abgeordneten Mül-
ler?

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Ja, gern.

Zwischenbemerkung von Farid Müller GRÜNE:*
Herr Kollege, ich wollte Sie nur darauf aufmerksam
machen vorhin, dass die Grunderwerbsteuer, sollte
sie erhöht werden, natürlich von den Käufern, die
das bezahlen, dann auf die Mieten umgelegt wird.
Das ist der Punkt. Dass man darüber nachdenken
kann, auch die mal irgendwann zu erhöhen …
Kann man ja machen, aber doch nicht in einer Si-
tuation, in der die Mieten jetzt schon unter Druck
sind. Deswegen kann man nicht sagen, Schleswig-
Holstein habe das schon. Schleswig-Holstein hat
diese Mietenproblematik der ganz großen Städte in
dieser Form nicht wie Hamburg. Ich weiß nicht, wie
Sie dazu stehen. Aber wenn Ihnen das egal ist?

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend):*
Nein, das ist mir nicht egal und das ist eine sehr
wichtige Fragestellung. Das Argument ist ja auch
in der Stadt weit verbreitet. Unsere Erfahrung ist,
dass diejenigen, die gegenwärtig Mieten nehmen,
möglichst viel an Miete nehmen. Und es ändert
sich nicht durch die Grunderwerbsteuer, wie hoch
sie die Miete bestimmen.

(Zuruf: Doch! Es wird noch mehr! Es wird
doch immer teurer! – Michael Kruse FDP:
Herr Hackbusch, Sie haben überhaupt keine
Ahnung!)

– Nein, das wird natürlich nicht mehr, weil es nicht
so ist, dass derjenige, der gegenwärtig Wohnun-
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gen kauft, am Hungertuch nagt und alles weiterge-
ben muss, sondern er hat dort einen Profit, und
zwar einen kräftigen Profit.

(Beifall bei der LINKEN)

Der bemisst sich daran, wie kräftig die Wohnungs-
preise in den letzten Jahren gestiegen sind. Das ist
doch nicht dasjenige, was dann weitergegeben
wird. Deswegen stimmt Ihre Betrachtung einfach
nicht und Sie sind da realitätsfern.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will noch etwas sagen im Zusammenhang mit
einem zweiten Bereich, zu dem wir Vorschläge
machen, das ist die Frage der Steuern und der Art
und Weise, wie Steuern gegenwärtig in dieser
Stadt eingenommen werden. Wir sehen es und
freuen uns darüber, dass die Finanzverwaltung
durchaus gestärkt worden ist. Der Vorschlag, den
wir schon vor vier Jahren einmal gemacht haben,
eine vierte Klasse einzurichten – damals wurde ge-
sagt, das sei unmöglich –, wird jetzt umgesetzt. Im-
merhin. Alles mit Zeitverzögerung, aber ein paar
Sachen verbessern sich dort.

Ich will aber einen Punkt nennen, der sich nicht
verbessert hat und der kritisch ist; ich argumentiere
an dieser Stelle gemeinsam mit dem Rechnungs-
hof. Die Steuerfahndung ist in Hamburg 15 Pro-
zent weniger besetzt – und zwar mit vollem Be-
wusstsein des Senats – als im bundesweiten Ver-
gleich und als der bundesweite Vergleich eigentlich
auch vorschreibt für die Stadt. Warum macht man
das? Ist man etwa so gut darin, Steuern einzutrei-
ben von denjenigen, die gegenwärtig Steuerhinter-
ziehung betreiben? Ich würde sagen, nein. Die Er-
fahrungen der letzten Monate und Jahre, die Be-
richte über Steuerhinterziehungen von Unterneh-
men und ihre Kreativität dabei bedeuten, alle An-
strengungen dafür aufzuwenden, in diesem Be-
reich mehr zu machen und nicht weniger.

(Beifall bei der LINKEN)

Darauf dann zu antworten mit 15 Prozent weniger
bei der Steuerfahndung, das können wir nicht ak-
zeptieren. Ich möchte dort eine große Leidenschaft
der Steuerverwaltung haben, um in der Lage zu
sein, diese Steuerhinterziehung auf allen Ebenen
groß zu bekämpfen.

(Beifall bei der LINKEN – Michael Kruse
FDP: Da ist doch eine große Leidenschaft!)

Und da braucht die Hamburger Steuerverwaltung
auch noch einiges mehr an Kraft. Wodurch hat sie
sich nämlich bisher ausgezeichnet? Durch einen
Cum-Ex-Fall, in dem die Bundesfinanzverwaltung
– und so etwas ist in Deutschland zum ersten Mal
passiert – die Hamburger Steuerverwaltung anwei-
sen musste, die Steuerforderung überhaupt einzu-
fordern.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Unglaublich!)

Das ist doch eine Art und Weise … Wo ist das
Selbstbewusstsein dieser Steuerverwaltung, gegen
diese Hinterziehung zu kämpfen, die dort stattfin-
det?

(Beifall bei der LINKEN)

Gegen die Art und Weise, wie uns das Geld aus
den Taschen gezogen wird?

Und es ist ja nicht nur so, dass die Steuern in die-
sem Bereich so kräftig heruntergegangen sind,
weil eine falsche Politik von der Bundesebene be-
trieben wurde, sondern weil dort eine massive kri-
minelle Energie vorhanden ist, die man jetzt droht,
kräftig zu bekämpfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will zu einem weiteren Punkt kommen, der mir
wichtig ist. Wie ist eigentlich die Situation in dieser
Stadt? Herr Tjarks hat gesagt, uns gehe es gut.
Herr Tschentscher hat gesagt, er sei durch die Ge-
gend gegangen, die Wohnungslosigkeit sei ange-
sprochen worden; das fand ich sehr gut. Herr Mül-
ler hat gesagt, die LINKEN wollten soziale Wohlta-
ten verteilen. Ich finde es sehr wichtig, dass man
sich mit der Situation und der Stimmung in dieser
Stadt auseinandersetzt. Ich glaube, Rot-Grün und
fast alle in diesem Parlament wissen, dass sie da-
mit Schwierigkeiten haben; Sie wissen manchmal
nicht so genau, wie die Stimmung ist. Ich will Ihnen
das nur anhand der Olympia-Geschichte zeigen:
eine riesige Mehrheit dafür in diesem Parlament,
und Sie haben nicht mitbekommen, wie die
Stimmung in der Stadt ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will Ihnen einmal etwas sagen – ich finde es in-
teressant – im Zusammenhang mit dem kennzah-
lengesteuerten Haushaltswesen, um da vielleicht
auch einmal einen schönen theoretischen Begriff
mit reinzubringen. Was könnte man an Kennzahl
denn herannehmen für die Situation in dieser
Stadt? Eine wichtige Kennzahl für mich ist die Ar-
mutsgefährdungsquote aus der Statistik des Bun-
desstatistikamts für die verschiedenen Bundeslän-
der. Dieses Analyse-Instrument, das sich über die
Jahre gefestigt hat, ist genau und wichtig, um die
Situation in einer Stadt festzustellen. Und was stel-
len wir fest, wie ist die Situation im Jahr 2017? Wir
stellen fest, dass die Situation der Alleinerziehen-
den sich in den letzten zehn Jahren nicht verbes-
sert hat. 44 Prozent der Alleinerziehenden sind ar-
mutsgefährdet in dieser Stadt. Das ist in den letz-
ten zehn Jahren trotz Ihrer Beschreibung, dass es
doch so und so viel Aufschwung gegeben habe,
nicht besser geworden. Rot-Grün müsste doch als
eine wichtige Aufgabe für sich annehmen, dass
diese Zahl sich verbessern muss, und zwar drin-
gend.

(Beifall bei der LINKEN)
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Es darf nicht so sein, dass von den Alleinerziehen-
den 44 Prozent armutsgefährdet sind. Was ist das
für eine schlechte Kennzahl, die Sie dort haben?

Es gibt eine zweite Kennzahl, die Altersarmut. Die
Altersarmut gefährdet mittlerweile 16,8 Prozent der
über 65-Jährigen. Die Altersarmut hat sich dement-
sprechend in den letzten zehn Jahren in dieser
Stadt verdoppelt – in einer Situation, wo alle sa-
gen, sie sei für diese Stadt doch eine gute, positi-
ve.

Ich hoffe, dass diese Zahlen Ihnen deutlich ma-
chen, welcher soziale Sprengstoff in dieser Stadt
vorhanden ist, auch welche Resignation mittlerwei-
le und dass Sie sich damit auseinandersetzen
müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie werden jetzt sagen: Was sollen wir machen,
wir sind doch nur Bürgerschaft? Ich will Ihnen die
Frage stellen: Ja, wer soll es denn machen? Wer
soll diese Aufgabe wahrnehmen, wenn nicht die-
ses Parlament und diese Regierung?

(Beifall bei der LINKEN)

Welche Institution soll denn dieses Problem lösen
können?  Da  können  Sie  nicht  sagen,  das wüss-
ten Sie jetzt auch nicht. Nein, das ist  Ihre  zentrale
Aufgabe. Das ist meine zentrale Kennzahl für Ihre
Politik, und ich muss sagen, gemessen an dieser
Kennzahl haben Sie schlechte Politik gemacht. Sie
haben es noch nicht einmal geschafft, bei den Dar-
stellungen, was notwendig ist in den nächsten zwei
Jahren, dieses Problem überhaupt richtig zu be-
nennen. Bei Herrn Müller ist das überhaupt noch
nicht angekommen und selbst bei der SPD ist es
bisher kaum angekommen. Da gibt es noch eini-
ges zu tun. – Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dutschke von der FDP-Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Seit 2015 ha-
ben die Hamburger Steuerzahler und Unterneh-
men für durchweg konjunkturell gute Jahre mit weit
überdurchschnittlich steigenden Erträgen für die
Staatskasse gesorgt. Die Steuererträge liegen laut
Oktober-Steuerschätzung in 2018 bei 2,6 Milliar-
den Euro mehr als noch vor drei Jahren. Allein die-
se Zahlen sollten die historische Ausnahmesituati-
on, in der wir uns befinden, bewusst machen.
Steuermehrerträge, Mehrerlöse bei den Gebühren
und Bußgeldern, zusätzliche Bundesmittel, hinzu
kommen noch einige Hundert Millionen Euro Zins-
kostenersparnis – insgesamt hatte Rot-Grün in den
Jahren 2015 bis 2018 über 6 Milliarden Euro mehr
in der Kasse zur Verfügung, als in den jeweiligen
Haushalten ursprünglich veranschlagt war.

(Dirk Kienscherf SPD: Das ist eine Neidde-
batte!)

Nur knapp 1 Milliarde Euro davon, Herr Kienscherf,
ist in die Schuldentilgung geflossen beziehungs-
weise in den Verzicht von Kreditaufnahme, und
das ist nun wirklich keine tolle Bilanz. Die anderen
5 Milliarden Euro wurden von Rot-Grün an anderer
Stelle ausgegeben, und zwar überwiegend für
strukturelle Mehrkosten anstatt für kluge Investitio-
nen – auch das gehört zur Wahrheit, Herr Kien-
scherf.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren! Bei dieser Zahlen- und
Kassenlage ist es kein Wunder, dass sogar ein rot-
grüner Senat die kamerale Schuldenbremse im
Jahr 2019 einzuhalten vermag. Mit dem Erreichen
der doppischen Schuldenbremse hingegen tut sich
der Senat jedoch weiterhin trotz herausragender
Rahmenbedingungen schwer.

(Farid Müller GRÜNE: Wir sind im Plan!)

Rot-Grün bleibt hinter den Möglichkeiten zurück,
die die Hamburger Steuerzahler geschaffen ha-
ben, und dieses Haushalten nach Kassenlage und
auf Kosten der Substanz muss endlich ein Ende
haben.

(Beifall bei der FDP)

Es häufen sich Warnsignale wie zum Beispiel die
angekündigten Stellenstreichungen bei einigen
namhaften Hamburger Unternehmen oder der pro-
gnostizierte Rückgang der Steuererträge im kom-
menden Jahr. Die jetzigen Rahmenbedingungen
halten nicht ewig an.

Meine Damen und Herren! Auch wenn die kamera-
le Schuldenbremse kommendes Jahr eingehalten
wird, sind wir noch weit weg von einem ehrlich
ausgeglichenen, nachhaltigen Haushalt. Die graue
Verschuldung zulasten künftiger Generationen, der
Werteverfall unserer Infrastruktur geht weiter, bis
die sogenannte doppische Schuldenbremse einge-
halten wird. Und Rot-Grün beabsichtigt, diese erst
2024 einzuhalten. Aber angesichts der guten Rah-
menbedingungen ist der Senat bei der Haushalts-
konsolidierung viel zu unambitioniert. Es ist
durchaus möglich, Erträge und Aufwendungen
schon mit dem ersten Doppelhaushalt des kom-
menden Jahrzehnts strukturell auszugleichen.

(Beifall bei der FDP)

So würde es uns gelingen, die doppische Schul-
denbremse schon früher einzuhalten.

Es ist bedauerlich, dass das Ziel finanzieller Nach-
haltigkeit auch kaum Anhänger bei den GRÜNEN
findet. Das liegt wahrscheinlich daran, dass die
GRÜNEN immer nur von Nachhaltigkeit reden und
ihre allein auf Umweltfragen verengte Vorstellung
dieses Begriffs wie eine Monstranz vor sich hertra-
gen.
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(Beifall bei der FDP – Farid Müller GRÜNE:
Stimmt doch gar nicht!)

– Doch, Herr Müller, das stimmt. Das war zuletzt
beim Fernwärme-Deal der Fall und das ist jetzt
beim Haushalt wieder der Fall. Finanzielle Nach-
haltigkeit sieht anders aus.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren! Kluge und weitsichtige
Verantwortungspolitik bedeutet bessere Zukunfts-
chancen für alle. Ideologisch getriebene Symbol-
politik ist nur moralische Selbstbeweihräucherung
für einige wenige.

Wir haben den Haushaltsplan-Entwurf auch in die-
sem Jahr wieder einem Stresstest unterzogen, um
ihn analytisch auf seine Krisenfestigkeit zu prüfen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Kein Echt-
Test?)

Vielleicht haben Sie das gelesen; es waren ein
paar Seiten Literatur. Rot-Grün will sich mit dem
Haushalt den maximal zulässigen Kostenraum von
der Bürgerschaft genehmigen lassen, obwohl der
Senat in großen Teilen angeblich noch nicht ein-
mal weiß, wofür; jedenfalls deuten darauf die
wachsenden Senatsverfügungsfonds hin, die allein
in diesem Jahr ohnehin noch über Restermächti-
gungen aus dem Vorjahr im Umfang von gut 1 Mil-
liarde Euro verfügen. Folglich überrascht das Er-
gebnis unseres Stresstests nicht wirklich: Selbst
bei einer leichten Verschlechterung gegenüber sei-
nen eigenen Annahmen wird der rot-grüne Senat
den Ergebnisplan des Haushalts nur mit großen
Sparanstrengungen bis 2024 nachhaltig ausglei-
chen können, im Fall einer größeren Wirtschaftskri-
se würde er sogar weiterhin strukturelle Milliarden-
defizite produzieren und die doppische Schulden-
bremse deutlich verfehlen. Eine solch riskante Pla-
nung zulasten künftiger Generationen ist mit den
Freien Demokraten nicht zu machen.

(Beifall bei der FDP – Dirk Kienscherf SPD:
Sie sind deswegen auch Opposition!)

Unser Stresstest funktioniert als Analyse-Instru-
ment ziemlich gut, das zeigt auch der Blick auf die
letzten beiden Doppelhaushalte. Denn die Krise
hat unter Rot-Grün offenbar System: In den Jahren
2016 und 2018 lagen die vom Senat produzierten
Kosten für Personal und für gesetzliche Leistungen
insgesamt genauso hoch wie seinerzeit im Kri-
senszenario von uns prognostiziert.

(Farid Müller GRÜNE: Aha!)

Die rot-grünen Haushaltspläne waren also mitnich-
ten so transparent und solide, wie Sie uns hier
weismachen wollen.

(Beifall bei der FDP)

Der Haushalt ist Ihnen, werte Kollegen von Rot-
Grün, insbesondere Herr Kienscherf und Herr Mül-

ler, nur deswegen nicht um die Ohren geflogen,
weil die Steuererträge in den letzten Jahren ein ab-
solut hohes Wachstum verzeichnet haben. Und
das ist nicht Ihr Verdienst, sondern der Verdienst
der Steuerzahler und Steuerzahlerinnen.

(Beifall bei der FDP – Farid Müller GRÜNE:
Das hat auch niemand in Abrede gestellt!)

Meine Damen und Herren! Als Freie Demokraten
wünschen wir uns einen Staat, der sparsam mit
dem Geld der Bürger umgeht, der die Werte der
Stadt erhält und der clever in die Zukunft investiert.
Mit unserem Leitantrag haben wir als FDP-Bürger-
schaftsfraktion Ihnen deshalb vorgestellt, wie ein li-
beraler Dreiklang aus nachhaltiger Konsolidierung
des Haushalts, aus klugen Investitionen und Ent-
lastung der Bürger aussehen kann. Und das ist
mitnichten eine Quadratur des Kreises, sondern
das Gebot der Stunde.

(Beifall bei der FDP)

Stichwort Konsolidierung. Wir wollen erreichen,
dass bereits 2022 ein nachhaltig ausgeglichener
Haushalt vorgelegt werden kann. Die doppische
Schuldenbremse greift in unserem Modell also
zwei Jahre früher, als Rot-Grün dies plant. Das ist
machbar, indem wir pro Jahr einen Generationen-
beitrag in Höhe von 100 Millionen Euro Mehrein-
sparungen beim konsumtiven Aufwand leisten. Wir
schlagen Ihnen außerdem vor, die sogenannte
doppische Schuldenbremse in die Verfassung zu
schreiben, denn das Haushalten zulasten künftiger
Generationen muss mit deutlich mehr Anstrengun-
gen beendet werden.

(Beifall bei der FDP)

Aber die beste Risikovorsorge, meine Damen und
Herren, sind gar nicht erst erteilte Kostenermächti-
gungen, und damit die klügste Vorsorge, mehr Ehr-
geiz bei der Einhaltung der doppischen Schulden-
bremse zu zeigen.

Stichwort Investitionen. In unserem Konsolidie-
rungs- und Entlastungskonzept haben wir nicht
einen Euro bei den investiven Positionen gespart,
Herr Müller – ich weiß nicht, was Sie da gelesen
haben wollen –, im Gegenteil, wir empfehlen weite-
re Investitionen in die Altersversorgungsrücklage,
um die jüngsten Erkenntnisse zum demografischen
Wandel in der Verwaltung besser zu berücksichti-
gen. Viele weitere Investitionen wie der Bau der
U5, der Ausbau der U4, die S4, die S21, die Fahr-
rinnenanpassung der Elbe, die Sanierung des
CCH und Projektgesellschaften für die Entwicklung
von Billebogen und Oberbillwerder sind auf den
Weg gebracht. Diese Projekte gilt es erfolgreich
umzusetzen, und dabei hat der Senat unsere Un-
terstützung.

(Beifall bei der FDP)

Doch insbesondere bei einigen großen Investiti-
onsvorhaben, zu denen der Bund schon vor Jah-
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ren Zusagen gemacht hat, muss der Senat nun
bald endlich einmal Klarheit schaffen. Das fängt
beim Deutschen Hafenmuseum an, geht mit der
Sanierung des Fernsehturms weiter und endet
noch lange nicht bei der Sanierung der Laeiszhalle
und der Schaugewächshäuser in Planten un Blo-
men. Wir erwarten, dass diese Vorhaben nicht wei-
ter fadenscheinig und wahlkampftaktisch verzö-
gert, sondern zeitnah angegangen und transparent
im Haushalt ausgewiesen werden.

Stichwort Entlastung. Die Wohnkosten in Hamburg
steigen und steigen und der Staat verdient daran
kräftig mit. Zuletzt hat auch die Erhöhung der
Netzentgelte nach dem Rückkauf der Energienetze
dazu beigetragen. Wir sehen es deshalb nur als
gerecht und notwendig an, die staatlichen Kosten
des Wohnens an anderer Stelle dafür wieder zu
senken. Das kann am einfachsten gelingen mit ei-
ner Senkung der Grundsteuer ab 2020 um 10 Pro-
zent, also einer Reduzierung des Hebesatzes der
Grundsteuer B von 540 auf 490 Prozent.

(Beifall bei der FDP)

Das entspricht einer Entlastung der Bürger um
rund 50 Millionen Euro pro Jahr und somit etwa der
Summe, um die die jährlichen Hamburger Grund-
steuererlöse zwischen 2015 und 2020 wachsen
sollen. Diese Entlastung lässt sich auch losgelöst
von der Grundsteuerreformdebatte auf Bundes-
ebene bewerkstelligen, denn bis 2024 gilt ohnehin
die alte Rechtslage weiter.

Eine weitere wichtige Entlastung  ist  für uns  die
Gewährung     eines    Freibetrags    von     bis    zu
500 000 Euro bei der Grunderwerbsteuer für die
erste selbst genutzte eigene Immobilie. Jungen
Leuten und Familien ist es in Metropolregionen wie
Hamburg kaum noch möglich, sich den Traum von
den eigenen vier Wänden zu erfüllen, und damit
fällt für sie auch die entsprechende Altersvorsorge
weg.

(Dirk Kienscherf SPD: Wollte Ihr Kollege
schon den 18-Jährigen andrehen!)

Das wird langfristig zu einem erheblichen Standort-
nachteil für Hamburg. Wenn der Bund an dieser
Stelle nicht die nötigen Voraussetzungen schafft,
brauchen wir hierfür einen Hamburger Weg, zum
Beispiel mit entsprechenden Darlehensmodellen
bei der Investitions- und Förderbank.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wie wär's mit
mehr Rentensicherheit?)

Wir müssen allmählich auch wieder mehr auf der
Einnahmenseite an die Menschen denken und
nicht nur ständig neue vermeintliche Wohltaten auf
der Ausgabenseite auf Kosten der Steuerzahler
produzieren.

(Beifall bei der FDP)

Ein Wort an dieser Stelle auch an Herrn Hack-
busch. Ihnen ist hoffentlich schon klar, dass die
von Ihnen geplante Erhöhung der Grunderwerb-
steuer vor allem die jungen Menschen und Famili-
en trifft, die sich eine Wohnung oder ein Haus kau-
fen möchten? Denn die meisten Großinvestoren
retten sich vor der Grunderwerbsteuer doch ohne-
hin in sogenannte Share Deals. Wenn es Ihnen,
werte LINKE, also wirklich um soziale Gerechtig-
keit und nicht bloß um schnöde Neidrhetorik geht,
müssen Sie sich unserer Forderung anschließen,
denn ein Freibetrag für die erste selbst genutzte ei-
gene Wohnimmobilie ist genau das.

(Beifall bei der FDP)

Werte Kollegen! Mit unserem Konsolidierungskon-
zept wird im Idealfall ein ehrlicher, ausgeglichener,
nachhaltiger Haushalt schon im Jahr 2022 erreicht.
Und da Sparen kein Selbstzweck ist, sondern die
politische Handlungsfähigkeit in der Zukunft si-
chert, wiederhole ich es noch einmal: Die beste Ri-
sikovorsorge ist mehr Ehrgeiz beim Erreichen der
doppischen Schuldenbremse.

Und apropos Doppik, dazu vielleicht auch noch
einmal eine grundlegende Anmerkung. An einigen
Stellen gewinnt man den Eindruck, dass der Senat
die Umstellung auf die Doppik dazu genutzt hat,
um möglichst viel Handlungsspielraum bei schlei-
chend abnehmender Transparenz und Kontrolle
durch die Bürgerschaft zu erlangen. Doch klare po-
litische Zielvorgaben und Kennzahlen, die das Er-
reichen dieser Ziele messen, sollten fundamentaler
Bestandteil eines doppischen Haushaltswesens
sein. Darum müssen wir das Kennzahlen- und Be-
richtswesen insbesondere mit Blick auf die Fach-
kennzahlen und auf die Steuerungsrelevanz wei-
terentwickeln.

(Beifall bei Ewald Aukes, Carl-Edgar Jar-
chow und Daniel Oetzel, alle FDP)

Der horrende Schuldenstand der Stadt und das
damit verbundene Zinsänderungsrisiko mahnen
zum Handeln. Die exorbitante Verschuldung und
auch die sogenannten Sondervermögen und ande-
re Extrahaushalte müssen ein Ende haben. Auch
deswegen schlagen wir vor, eine Konzernschul-
denbremse einzuführen, die ein ausgeglichenes
Konzernergebnis vorschreibt und einen langfristi-
gen Schuldenabbau beziehungsweise die Stär-
kung des Eigenkapitals öffentlicher Unternehmen
vorsieht.

(Beifall bei der FDP)

Die Bürgerschaft muss außerdem stärker in große
Kreditaufnahmen außerhalb des Kernhaushalts
eingebunden werden.

Meine Damen und Herren, zum Schluss noch ein
Hinweis des früheren Finanzsenators und jetzigen
Ersten Bürgermeisters. Er hat stets gemahnt, dass
Haushalte in guten Zeiten ruiniert werden,

6712 Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 88. Sitzung am 11. Dezember 2018

(Jennyfer Dutschke)



(Dennis Gladiator CDU: Ja, und jetzt macht
er's!)

und daran versucht sich Rot-Grün offenbar. Aber
damit das nicht passiert und das Haushalten zulas-
ten unserer Kinder und Kindeskinder so bald wie
möglich ein Ende hat, haben wir ein umfangreiches
Konsolidierungs- und Entlastungspaket vorgelegt.
Folgen Sie unserem liberalen Dreiklang aus Kon-
solidieren, Investieren und Entlasten im Sinne der
Zukunft der Hamburger Bürger.

(Beifall bei der FDP)

Ich bitte Sie um Unterstützung für unseren Antrag
zugunsten einer nachhaltigen Finanzpolitik und zu-
gunsten künftiger Generationen in unserer Stadt. –
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschläger von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschläger AfD: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Das
klang schön, was der Bürgermeister so erzählt hat.

(Vizepräsident Dr. Kurt Duwe übernimmt
den Vorsitz. – Zuruf)

– Nein. Ich fand, das klang richtig schön nach
Hamburg, und da freut man sich dann wieder, dass
man in so einer Stadt wohnt.

Allerdings: Es widerspricht gar nicht dem, was ein
großer Teil der Opposition kritisiert.

In dem Doppelhaushalt ist selbstverständlich spür-
bar, dass in den nächsten 14 Monaten zwei
Wahlen anstehen. "Mehr Geld für alle" ist dann
auch die Devise. Kurzerhand wurde das Finanz-
rahmengesetz um eine sogenannte Wachstums-
komponente ausgeweitet. Natürlich braucht eine
wachsende Stadt auch mehr Geld, da sind wir uns
absolut einig. Mehr Aufgaben kosten mehr; bei Ge-
richten, Polizei, Feuerwehr und vielem mehr kann
nicht gespart werden. Sie haben allerdings die
Wachstumskomponente – das wurde hier ja auch
schon mehrfach gesagt – deutlich höher ausgewei-
tet, als das Bevölkerungswachstum es hergibt.
Und das Mehr an Geld wird dann in zahlreiche
Projekte gesteckt, die für sich allein genommen
wirklich alle sinnvoll sind, in der Summe dann aber
einen verschwenderischen Luxus darstellen.

Auch ich finde es richtig, Musikorchester, Museen,
Theater und so weiter zu fördern, die Frage darf
aber gestattet sein: Warum bekamen das Deut-
sche Schauspielhaus und die Staatsoper 2017 zu-
sammen mehr Zuwendungen als die Hamburger
Hochbahn? An der Anzahl der Besucher gemes-
sen müsste das Verhältnis eigentlich völlig anders
sein. Herr Kleibauer hat es vorhin erklärt, wir über-
nehmen nur die Verluste der Hochbahn, die Inves-

titionen muss die Hochbahn dann selbst schultern.
Wenn wir uns den Haushaltsplan für 2019 an-
gucken: 62 Millionen Euro geplante Verlustüber-
nahme für die Hochbahn und 60 Millionen Euro Zu-
weisung für die Oper.

Auch ich finde es gut, Jugendklubs zu fördern.
Müssen es aber immer gleich Neubauten sein?
Langfristig, hat der Rechnungshof beschieden,
nimmt der verfügbare Spielraum der unverplanten
Geldmittel immer mehr ab, denn die Unterhaltung
und Pflege der zahlreichen Einrichtungen wird
Ausgaben verursachen – Ausgaben, die heute
noch leicht bezahlbar sind, aber im Falle steigen-
der Zinsen und sinkender Steuereinnahmen dem
Haushalt wehtun werden. Das gilt natürlich auch
für Personalplanung und Ähnliches.

Was im Haushalt so schön nach Vorsicht klingt,
nämlich die Zuführung zu Konjunkturpositionen, ei-
ne Vorsorge für schlechte Zeiten, sollten die Steu-
ererträge einmal unter den Schätzungen liegen, ist
eigentlich eine Mogelpackung. Grundsätzlich be-
stimmt der Senat selbst, ob diese Vorsorge nun
ausgegeben werden darf oder weiter angespart. Er
kann diese Positionen jederzeit umschichten und
sie für Ausgaben zur Verfügung stellen. Hier hätte
sich der vorsichtige Haushälter eine Sperrfunktion
gewünscht.

Und vollkommen vergessen haben Sie natürlich
einmal wieder den Steuerzahler in Ihrem Doppel-
haushalt. Mit 41 Prozent tragen die Lohn- und Ein-
kommensteuerzahler zu den Hamburger Steuer-
einnahmen bei. 20 Prozent erhalten wir aus der
Umsatzsteuer und 19 Prozent von den Gewerbe-
betrieben dieser Stadt. Selbst die Grundsteuer in
Hamburg macht noch 4 Prozent der Steuereinnah-
men aus. Auf Bundesebene sind zwar beispiels-
weise beim Solidaritätszuschlag Steuerentlastun-
gen geplant und auch in Ihrem Haushalt einge-
preist – das finde ich sehr löblich –, aber eine klei-
nere Entlastung bei der Grundsteuer als Zeichen
des guten Willens gegen die steigenden Neben-
kosten bei den Mieten wäre auch nett gewesen
oder bei der Grunderwerbsteuer zum Zwecke der
Vermögensbildung in Form von Immobilieneigen-
tum. Sicherlich können sich viele Menschen in
Hamburg trotzdem kein Eigentum leisten, wenn die
Grunderwerbsteuer um 1 Prozent herunterginge,
aber es wäre ein Streifen am Horizont gewesen:
Nicht alles wird teurer, die Stadt senkt auch einmal
etwas.

Eine ähnliche Anerkennung wollen wir in unserem
Antrag zur Gewerbesteuer unseren Gewerbetrei-
benden zuteilwerden lassen, ein Zeichen dafür,
dass Gewerbebetriebe mit Gewinn über
24 500 Euro nicht zu den Großverdienern dieser
Stadt zählen und ihre Leistungsfähigkeit begrenzt
ist. Vielleicht kommen wir ja am Donnerstag noch
einmal kurz darauf zu sprechen; wir würden gern
allen natürlichen Personen, also Einzelunterneh-
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men und Personengesellschaften, eine kleine Er-
leichterung verschaffen. Für Kapitalgesellschaften
wollen wir das nicht. Nicht weil wir – wie DIE LIN-
KE – alle Unternehmer für Raubritter und Ausbeu-
ter halten, sondern weil bei den Kapitalgesellschaf-
ten bereits die Unternehmerlöhne als Betriebsaus-
gaben berücksichtigt werden.

Kapitalgesellschaften sind auch fast alle der öffent-
lichen Unternehmen dieser Stadt. Immer mehr Ver-
mögenswerte werden in öffentliche Unternehmen
ausgelagert. Geschäftsleitung und Aufsichtsrat
entscheiden über deren Handeln und werden so
der Mitbestimmung der Bürgerschaft entzogen. Die
Entscheidung etwa, ob die Alsterschwimmhalle sa-
niert oder neu gebaut wird, wurde in diesem Hause
nicht diskutiert. Im Haushaltsplan stehen für die
nächsten zwei Jahre 60 Millionen Euro für eine Sa-
nierung mit Erweiterung bereit. Bäderland bestä-
tigt, dass ein Neubau nicht teurer gewesen wäre.
Bei den City-Hochhäusern wird mal eben der
Denkmalschutz aufgehoben und das UNESCO-
Kulturerbe aufs Spiel gesetzt, aber bei der Alster-
schwimmhalle wird selbstverständlich mit einer
doppelt so langen Sanierungszeit wie bei einem
Neubau ohne Bürgerschaftsbeteiligung entschie-
den. So sehr ich auch die strukturierte Ordnung
der öffentlichen Unternehmen schätze und die Ein-
führung des Mieter-Vermieter-Modells in vielen Be-
reichen für gutheiße, so sehr verstehe ich auch die
Anträge von CDU und FDP, die Transparenz und
die Abschaffung von Blankoschecks fordern.

Auch wenn der Finanzbericht 2019/2020 anderes
suggeriert, den Abbau des strukturellen Defizits
und die Entschuldung der Freien und Hansestadt
voranzubringen, ist leider kein ernsthaftes Anliegen
des Senats. Stattdessen: mehr Geld für alle.

Ich gestehe, ich würde mir in Zukunft auch wün-
schen, den HVV für alle Hamburger preisgünstiger,
im Idealfall sogar kostenfrei zu machen; wir haben
heute nur einen Antrag für bedürftige Rentner ge-
stellt.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Den haben Sie
abgeschrieben von der LINKEN!)

Dies wäre auch für Schüler selbstverständlich wün-
schenswert. Sicher würde ich mir auch gut vorstel-
len können, einen Wohngeldzuschlag für Bedürfti-
ge einzuführen. Neben all diesen berechtigten
Wünschen sollten wir aber nicht vergessen, dass
wir heute nicht das Geld von morgen ausgeben
dürfen. Künftigen Generationen einen soliden
Haushalt zu hinterlassen, ist vielleicht das wichtigs-
te Versprechen für die Generationengerechtig-
keit. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Das Wort
erhält nun für den Senat Senator Dressel.

Senator Dr. Andreas Dressel: Herr  Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Als wir
den Haushalt eingebracht haben, haben wir das
Motto geprägt "Investieren, konsolidieren, Ham-
burgs Wachstum gestalten". Wir haben jetzt viele
Reden von der Opposition gehört, zu denen man
die eine oder andere Frage stellen, die eine oder
andere Anmerkung machen kann, insbesondere
was das Thema Konsolidierung angeht, wo uns
gerade von dieser Seite des Plenums nachzuwei-
sen versucht wurde, dass wir das Geld mit vollen
Händen zum Fenster hinauswürfen. Da muss ich
sagen: Wenn Sie sich anschauen – der Bürger-
meister hat es vorhin gesagt –, wie wir uns seit
2011 im Bereich der Finanzpolitik nach vorn gear-
beitet und gerade letzte Woche Donnerstag im
Stabilitätsrat das Ergebnis bekommen haben, dass
wir uns im Saldo der Bundesländer von Platz 14
auf Platz 1 vorgearbeitet haben, dann zeigt das
doch, dass das Gegenteil richtig ist.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und das können wir natürlich anhand mehrerer
Punkte auch noch einmal belegen und untermau-
ern. Dass wir eine Vorsichtsposition für konjunktu-
relle Risiken eingebaut haben, beispielsweise.
Dann ist das Thema Konjunkturpositionen genannt
worden. Niemand, auch Herr Müller nicht, hat be-
hauptet, dass dort 6 Milliarden Euro bis Anfang der
Zwanzigerjahre herumliegen, die man beliebig ab-
rufen kann. Aber jeder, der das Prinzip dieses
Haushaltssystems einmal verstanden hat, weiß
doch, dass das eine Position ist, mit der wir in
schlechten Zeiten, in denen wir unter dem Steuer-
trend liegen, eine Möglichkeit haben, Krediter-
mächtigungen in Anspruch zu nehmen. Das ist ein
Stück weit, Herr Quast hat es gesagt, ein Puffer für
schlechte Zeiten, und es ist in einer Phase, in der
wir vor konjunkturellen Unsicherheiten stehen, eine
beruhigende Nachricht, dass wir diese Möglichkeit
haben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dazu passt, dass wir an jeder Stelle vorsichtig
agiert haben. Thema Zinsen. Natürlich haben wir
eine sehr vorsichtige Zinsprognose, die auch
Zinsanhebungen einkalkuliert, berücksichtigt. Bei
den Steuereinnahmen haben wir sogar Abschläge
gegenüber der Annahme des Bundes im Rahmen
der Steuerschätzung mit eingebaut. Es ist, glaube
ich, notwendig, dass man an dieser Stelle beson-
ders vorsichtig vorgeht, weil jeder weiß: Es wird ir-
gendwann ein Punkt kommen, wo die Einnahmesi-
tuation nicht so bleibt, wie sie jetzt ist. Deswegen
ist es notwendig für einen sorgfältigen Haushalt,
hier auch vernünftig Vorsorge zu betreiben.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und damit hören wir ja nicht auf mit dem Stichwort
Konsolidieren. Ich glaube, es muss noch einmal
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gesagt werden, und ich kann es Ihnen auch gra-
fisch noch einmal zeigen

(Zurufe von der CDU)

– Herr Trepoll hat sich jetzt vorsichtshalber nach
hinten gesetzt, aber er kann es bestimmt auch von
da sehen –, dass wir bis 2024 den doppischen
Budgetaus…

(Zurufe und Heiterkeit bei der CDU)

– Sehr lustig, Herr Trepoll. Aber es geht um eine
Haushaltsdebatte. Das zeigt, dass Sie jetzt eher
mit Klamauk auf sich aufmerksam machen wollen.

Es geht um das Thema, das Sie selbst eingefor-
dert haben vorhin, Herr Trepoll, dass wir nämlich
weiter für eine Konsolidierung sorgen. Dass wir bis
2024 – und ich sage es auch noch einmal zum Mit-
schreiben: als einziges Bundesland; es macht zwar
auch Hessen einen doppischen Haushalt, aber
einen doppischen Budgetausgleich macht nur
Hamburg – diesen Budgetausgleich erreichen. Das
ist nachhaltige, das ist generationengerechte
Haushaltspolitik.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dazu gehört übrigens natürlich auch die Frage,
dass wir die öffentlichen Unternehmen mit einbe-
ziehen. Und weil hier gesagt wurde, es werde ir-
gendwo irgendwie etwas intransparent in Schatten-
haushalte verlagert: An keiner Stelle ist das so
transparent wie in Hamburg nachlesbar. Wenn Sie
ab und zu auch einmal in die Geschäftsberichte
dieser Stadt, in die Konzernberichterstattung,
schauen würden, dann könnten Sie das wirklich für
jede unserer Beteiligungen exakt nachlesen. Die
Berichterstattung ist an keiner Stelle so transparent
wie in Hamburg.

Dazu gehört übrigens, dass wir natürlich unser Be-
teiligungsmanagement auch noch weiter verbes-
sern. Denn das größte Risiko, an dem, glaube ich,
auch ein Teil dieses Hauses nicht ganz unbeteiligt
gewesen ist, haben wir gerade in der vorletzten
Woche für uns erst einmal ad acta gelegt, nämlich
die HSH Nordbank. Dass dieser Verkauf gelungen
ist – das größte Risiko für die Haushaltsentwick-
lung dieser Stadt –, ist ein großer Erfolg von Ham-
burg und Schleswig-Holstein, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Es ist, Herr Quast hat es vorhin gesagt, einerseits
eine Erleichterung, dass das gelungen ist. Ande-
rerseits ist es in diesem Jahr natürlich eine Belas-
tung, weil wir für die Verkaufsausübung jetzt am
Schluss noch eine Kreditaufnahme möglich ma-
chen mussten, um die Garantie abzulösen. Deswe-
gen ist das eine sehr schmerzhafte Geschichte.
Wir werden Ihnen in Kürze eine Drucksache zulei-
ten, wo Sie das alles noch einmal nachlesen kön-
nen. Unser Bestreben im Senat ist es jetzt, dass

wir in einer Phase, in der wir hohe Steuereinnah-
men und eine insgesamt gute Einnahmensituation
haben, versuchen, den Schaden durch die HSH
Nordbank für den Haushalt dieser Stadt durch zu-
sätzliche Kreditbelastung möglichst gering zu hal-
ten. Auch das ist, glaube ich, ein Gebot vernünfti-
ger Haushaltspolitik.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Nicht ganz verstanden habe ich in dem Zusam-
menhang, dass die FDP jetzt gern möchte, dass
wir die doppische Schuldenbremse auch noch in
die Verfassung hineinschreiben. Ich dachte, wir
hätten damals eine sehr kluge gemeinsame Lö-
sung gefunden, nämlich die nach Grundgesetz
vorgesehene kamerale Schuldenbremse in die
Hamburger Verfassung zu schreiben. Das jetzt
erstens in die Verfassung zu schreiben und zwei-
tens auf 2022 vorzuziehen – die Logik hat sich mir
nicht so richtig erschlossen. Wie auch sonst bei
den Oppositionsanträgen, gerade dann, wenn
mehr Konsolidierung gefordert wird. Ganz steile
Thesen, aber wenn man einmal schaut, wie genau
die Deckung funktionieren soll,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Da können Sie sich nicht beschweren
bei uns!)

ist da häufig Ebbe in der Kasse. Und das ist etwas,
das man nicht durchgehen lassen kann. Am
Schluss muss es hier aufgehen mit Einnahmen
und Ausgaben, mit der Deckung der Anträge. Das
muss der Maßstab sein, wenn man ordentlich re-
gieren will.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Das zum Stichwort Konsolidieren. Ich glaube, dass
wir da auf einem wirklich vernünftigen Weg sind.
Das kann man sehr gut erkennen, gerade wenn
man sich den Bundesländervergleich anschaut.

Wir haben das Thema Investieren und Wachstum-
gestalten. Ich glaube – viele Redner haben es an-
gesprochen –, dass wir bei dem Thema mitwach-
sende Infrastruktur wirklich Maßstäbe setzen. Der
Bürgermeister hat es angesprochen für den Be-
reich Kita mit der Betreuungsrelation von 1:4. Und
da ist natürlich klar, das will ich auch noch einmal
aus der haushalterischen Perspektive sagen:
Wenn wir mehr Kinder haben, die in die Kita oder
in die Krippe gehen – und das ist ja ein Erfolg der
Politik –, und wir gleichzeitig eine Betreuungsver-
besserung erreichen wollen, dann ist das etwas,
das jedes Jahr deutlich mehr den  Haushalt  be-
lastet.  Aber  da ist jeder Euro an dieser Stelle gut
investiertes Geld.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Für den Bereich Schule kann man es auch noch
einmal durchdeklinieren; ich finde, da ist die Kenn-
zahl noch klarer. Wir haben jetzt über diese Zeit-
strecke ein Schülerwachstum von etwa 10 Prozent
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und ein Wachstum bei den Lehrerinnen und Leh-
rern von fast 20 Prozent. Da ist doch genau wider-
legt, was wir heute gehört haben, wir würden auf
Masse statt Klasse setzen. Diese Zahl zeigt, das
genaue Gegenteil ist der Fall. Wir setzen auf eine
Kapazitätserweiterung, aber eben auch darauf,
dass die Qualität an dieser Stelle steigt, mit erheb-
lichen Haushaltsmitteln. Und auch da: Jeder Euro
ist gut angelegt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Zum Thema Infrastruktur/Verkehr ist vieles gesagt
worden. Vielleicht gucken Sie noch einmal die Ta-
gesordnung durch, liebe Opposition. Darin steht
nämlich zum Beispiel der erste Finanzierungsbau-
stein für den Schnellbahnausbau – er wird, glaube
ich, morgen bei der Einzelplandebatte zum Einzel-
plan 7 mit aufgerufen –, das Sondervermögen für
den Schnellbahnausbau. Denn wir haben gesagt,
dass wir für diese große Herausforderung, die uns
mehrere Milliarden Euro in den nächsten Jahren
kosten wird, einen vernünftigen Finanzierungsmix
hinbekommen müssen, sowohl was kreditär die
Möglichkeiten der beteiligten Unternehmen sind als
auch was Zuwendungen aus dem Haushalt und
Bundesförderung angeht – da wünschen wir uns
natürlich intensive Unterstützung insbesondere von
der CDU in diesem Hause. Wir wollen aber, um ei-
ne gute Finanzierung hinzubekommen, auch ein
Sondervermögen für Belastungsspitzen installie-
ren. Das ist mit einer großen Mehrheit im Ver-
kehrsausschuss und im Haushaltsausschuss an-
genommen worden. Damit machen wir den ersten
Baustein für den Schnellbahnausbau – wir hoffen,
morgen auch mit Ihrer Unterstützung, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und dazu würde ich Ihnen gern eine zweite Grafik
zeigen. Wenn Sie sich die Investitionsentwicklung
angucken … Herr Hackbusch, noch einmal genau
hingucken, weil auch von Ihrer Seite kam, es wer-
de nicht genug investiert und man würde sozusa-
gen dem Wertverfall hinterherlaufen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Die Argumen-
tation war zweigeteilt!)

– Ja, aber trotzdem.

Wenn Sie einmal schauen, was wir an echten In-
vestitionsmitteln, was wir an zusätzlichen Mietmit-
teln im Rahmen der Mieter-Vermieter-Modelle für
die öffentlichen Immobilien bereitstellen, dann ha-
ben wir an ganz vielen Stellen den Wertverlust von
öffentlicher Infrastruktur gestoppt. Gerade aktuell
– schauen wir uns das einmal für die öffentlichen
Straßen an – haben wir bei den Stadtstraßen in
diesem Jahr den Punkt erreicht, wo die Investitio-
nen dazu führen, dass der Wertverlust gestoppt ist.
Das ist doch ein Zeichen, dass an der richtigen
Stelle investiert wird, dass wir den Sanierungsstau

beheben und dass wir in die Zukunft dieser Stadt
investieren.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Abschließend vielleicht noch einmal zum Thema
Steuern. Ich fand die unterschiedlichen Perspekti-
ven interessant: FDP Steuersenkungspartei, DIE
LINKE möchte die Steuern noch einmal erhöhen.
Erst einmal, finde ich, sollten wir noch einmal beto-
nen, was für einen tollen Steuervollzug wir in die-
ser Stadt haben. Wie Sie, Herr Hackbusch, hier
teilweise über die Steuerverwaltung geredet ha-
ben,

(Dirk Kienscherf SPD: Schlimm!)

finde ich nicht in Ordnung gegenüber den 3 500
Steuerbeamtinnen und Steuerbeamten,

(Zurufe von der LINKEN)

die einen tollen Job machen für die Einnahmebasis
dieser Stadt.

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und ver-
einzelt bei der CDU und der FDP)

Gerade heute, wo eine Verurteilung stattgefunden
hat wegen Online-Betrügereien im Umsatzsteuer-
bereich und unsere Hamburger Steuerfahndung
die Voraussetzungen dafür geschaffen hat, dass
hier eine Haftstrafe verhängt werden konnte …
Das zeigt, dass wir in diesem Bereich keine Nach-
hilfe nötig haben, sondern hier wird gute Arbeit ge-
macht.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Also die Frage Steuererhöhung versus Steuersen-
kung: Ich glaube, der entscheidende Punkt, und
das ist die Linie dieses Senats und auch dieser
Koalition …

(Zuruf)

Die Frage ist ja: Wie sind denn in bestimmten Be-
reichen andere unterwegs gewesen? Und da muss
man einfach einmal den Bundesländervergleich
angucken. Andere Länder haben die Grunderwerb-
steuer in den letzten Jahren angehoben und wun-
dern sich jetzt über manche Folgen, die das hat.
Wir haben im Bündnis für das Wohnen von Anfang
an gesagt, an der Grunderwerbsteuer dürfe es
kein Drehen geben, schon gar nicht nach oben.

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

Das ist ein wichtiger, zentraler Baustein im Bünd-
nis für das Wohnen. Das war ein wichtiger Beitrag,
um Investitionen im Wohnungsneubau zu mobili-
sieren. Das werden wir beibehalten.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Und Grundsteuersenkungen? Finde ich jetzt ein
bisschen komisch. Wir haben gerade ein Urteil des
Bundesverfassungsgerichts gehabt. Wir sind vor
einer Neuregelung. Dass wir jetzt vor einer Neure-
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gelung noch einmal die Grundsteuer senken …
Und auch das finde ich nicht so richtig sauber ge-
genfinanziert.

(Farid Müller GRÜNE: Tenor war ja, es sei
ungerecht!)

– Ja, das ist alles sehr kompliziert.

Ich finde, wir sollten weiter dafür arbeiten, aus die-
ser Stadt heraus mit dafür zu sorgen, dass die
Grundsteuer möglichst keine zusätzliche Belastung
für Hamburgerinnen und Hamburger bedeutet.
Herr Kienscherf hat einen Hinweis dazu gegeben.
Wir sind dort in intensiven Gesprächen mit dem
Bundesfinanzministerium. Wir haben mit dem Flä-
chenmodell auch einen eigenen guten Vorschlag
auf den Tisch gelegt. Wir werden an dieser Stelle
alles dafür tun, dass zusätzliche Belastungen ins-
gesamt für Hamburg vermieden werden. Das,
glaube ich, ist ein wichtiges Signal, das wir heute
an die Hamburgerinnen und Hamburger geben
können.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Wir werden uns das jetzt in den nächsten Tagen
und Wochen auch aus der Perspektive, was das
für die Stadtteile in Hamburg bedeutet, angucken.
Es gibt aus anderen Bundesländern erste Hinwei-
se. Dieses Modell, das das Bundesfinanzministeri-
um vorgelegt hat, muss sich erweisen, was es in
der konkreten Umsetzung vor Ort bedeutet.

Und "vor Ort" ist abschließend auch der letzte Hin-
weis von meiner Seite – Herr Quast ist auch schon
darauf eingegangen –, weil wir keine eigene Be-
zirksdebatte haben, obwohl die Bezirke es eigent-
lich durchaus verdient hätten, mit einer eigenen
Debatte entsprechend gewürdigt zu werden. Ich
glaube, dass uns der Einzelplan für die Bezirke ge-
lungen ist. Es war das einzige Mal, wo es Oppositi-
onslob im Fachausschuss, dem Verfassungs- und
Bezirksausschuss, für einen Einzelplan gegeben
hat, den wir vorgelegt haben. Wir haben da ein
Wachstum von rund 7 Prozent. Wir haben an vie-
len Stellen konkret etwas unterstützen können: im
Bereich Quartiersfonds, für die Bürgerhäuser, für
die Seniorentreffs, für die offene Kinder- und Ju-
gendarbeit. Ich glaube, es ist gerade in Zeiten, in
denen wir große Investitionen für die Gesamtstadt
anstoßen, wichtig, dass wir auch vor Ort in die
Stadtteile und Bezirke investieren. Das tut diese
Koalition, das tut dieser Senat, und auch deswe-
gen ist es ein guter Haushalt.

Ich wünsche gute Beratungen und Beschlüsse und
eine breite Zustimmung am Donnerstag. – Vielen
Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den
GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Kurt Duwe: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Ausspra-
che beendet.

Wir können sodann zu den Abstimmungen kom-
men. Dazu möchte ich zunächst darauf hinweisen,
dass die Abstimmungen über die soeben mitbe-
sprochenen Einzelpläne 9.1 und 9.2 vereinba-
rungsgemäß erst am Donnerstag stattfinden wer-
den.

Nun kommen wir zu den Abstimmungen aus dem
Einzelplan 1.01 Bürgerschaft.

Wir beginnen hier mit den Berichten des Eingaben-
ausschusses aus den Drucksachen 21/15087 bis
21/15089.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 21/15087 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 21/15088 –]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
– Drs 21/15089 –]

Zum Bericht 21/15087.

Wer schließt sich hier den Empfehlungen zu den
Eingaben 1212/18 und 1221/18 an? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist mehrheitlich ange-
nommen.

Wer möchte dann den Empfehlungen folgen, die
der Eingabenausschuss zu den Eingaben 434/18
und 682/18 abgegeben hat? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Das ist bei einigen Enthaltungen an-
genommen.

Nun zum Bericht 21/15088.

(Zurufe)

– Nein, es gab nur diese Eingaben. Wir brauchen
nicht über nicht vorhandene Eingaben noch einmal
abzustimmen; können wir natürlich machen, aber
null mal null ist null.

Gut, zum Bericht 21/15088.

Wer möchte zunächst den Empfehlungen zu den
Eingaben 544/18 und 1675/18 folgen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Das ist bei einigen Ent-
haltungen angenommen.

Wer sich darüber hinaus der Empfehlung zur Ein-
gabe 1676/18 anschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Das war einstimmig.

Schließlich zum Bericht 21/15089. Hier zunächst
zur Ziffer 1.
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Wer möchte den Empfehlungen zu den Eingaben
869/18, 931/18 und 1085/18 folgen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist mehrheitlich so be-
schlossen.

Wir haben dann über die folgenden Eingaben ab-
zustimmen: 500, 506, 538, 593, 639, 641, 647,
673, 723, 1087 und 1116, alle aus dem Jahr 2018.

Wer möchte sich hierzu den Empfehlungen des
Eingabenausschusses anschließen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist bei einigen Enthal-
tungen so angenommen.

Wer möchte darüber hinaus den Empfehlungen zu
den übrigen Eingaben seine Zustimmung ge-
ben? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist bei
einer Enthaltung so angenommen.

Schließlich stelle ich fest, dass die Bürgerschaft
von den Ziffern 2 und 3 Kenntnis genommen hat.

Weiter geht es mit der Sammelübersicht. Die in der
Geschäftsordnung für bestimmte Punkte der Ta-
gesordnung vorgesehene

Sammelübersicht**

für den heutigen Sitzungstag haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass die Bürgerschaft die unter A
aufgeführten Drucksachen zur Kenntnis genom-
men hat.

Wer stimmt nun dem Verlangen auf Besprechung
nach Paragraf 20 Absatz 2 Satz 5 unserer Ge-
schäftsordnung unter B zu? – Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Bei einer Enthaltung so angenom-
men.

Wir stimmen dann noch über einen Fraktionsan-
trag zum Einzelplan 1.01 ab. Es handelt sich dabei
um einen gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
SPD, CDU, GRÜNEN, LINKEN und FDP aus
Drucksache 21/15422.

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRÜ-
NEN, LINKEN und FDP:
Haushaltsplan 2019/2020, Einzelplan 9.2
Motivations- und Informationskampagne zu
den Wahlen zu den Bezirksversammlungen und
zur Europawahl 2019
– Drs 21/15422 –]

Wer nun diesem seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um Handzeichen. – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Das ist bei einer Enthaltung ange-
nommen.

Es folgen nun die Abstimmungen aus dem Einzel-
plan 1.1, Senat und Personalamt.

Hier zu zwei Fraktionsanträgen.

Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE aus Drucksache 21/15189.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
1.1, Aufgabenbereich 203, Produktgruppe
203.01
Städtepartnerschaften und Fair Trade stärken
– Drs 21/15189 –]

Wer möchte diesem Antrag folgen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist abgelehnt.

Nun zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
GRÜNEN und der SPD aus Drucksache 21/15367
in der Neufassung.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
1.1
Hamburg als sicherer Hafen der Meinungsfrei-
heit – Stiftung für politisch Verfolgte finanziell
unterstützen
– Drs 21/15367 (Neufassung) –]

Wer stimmt dann dem gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der GRÜNEN und der SPD aus Druck-
sache 21/15367 Neufassung zu? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Er ist mit Mehrheit so angenom-
men.

Es folgen nun die Abstimmungen aus dem Bereich
der Einzelpläne 1.2 bis 1.8, Bezirksämter.

Wir kommen gleich zu den Fraktionsanträgen.

Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRÜNEN aus Drucksache 21/15023.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:
Sanierungsfonds Hamburg 2020: Planungsmit-
tel für den Neubau des Jugendzentrums Groß-
lohe bereitstellen
– Drs 21/15023 –]

Wer möchte diesem Antrag folgen? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Das ist mit Mehrheit ange-
nommen.

Nun zum Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und
der SPD aus Drucksache 21/15154.
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[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Sanierungsfonds Hamburg 2020: "Städtebauli-
che Integration der Viktoria-Kaserne in das He-
lenen-Viertel" – Teilnahme am "Bundespro-
gramm zur Förderung von Investitionen in na-
tionale Projekte des Städtebaus" des Bundes-
ministeriums des Inneren, für Bau und Heimat
(BMI) ermöglichen
– Drs 21/15154 –]

Wer stimmt nun dem Antrag der Fraktionen der
GRÜNEN und der SPD aus Drucksache 21/15154
zu? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist mit
einer Gegenstimme angenommen.

Wir kommen zum Antrag der Fraktion DIE LINKE
aus Drucksache 21/15190.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
9.2/Produktgruppe 283.01, EP 1.2 – 1.8/Produkt-
gruppe Sozialraummanagement
Die Finanzierung der Bürgerhäuser nachhaltig
sichern
– Drs 21/15190 –]

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Das ist abgelehnt.

Nun zum Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksa-
che 21/15225.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Vorbericht
zu den Einzelplänen der Bezirksämter, Produkt-
gruppe Management des öffentl. Raumes (MR)
Spielplatzoffensive: Hamburgs Spielplätze zum
Aushängeschild einer kinderfreundlichen Stadt
machen
– Drs 21/15225 –]

Die FDP-Fraktion möchte die Ziffern 3, 5 und 6 se-
parat abstimmen lassen.

Wer möchte nun also dem Antrag der CDU mit
Ausnahme der Ziffern 3, 5 und 6 zustimmen? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist abgelehnt.

Wer möchte dann noch die Ziffern 3 und 6 anneh-
men? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das ist
dann auch abgelehnt.

Wer möchte nun also dem Antrag der CDU mit
Ausnahme der Ziffern 3, 5 und 6 zustimmen?

(Zurufe)

– Das war ein Test, Sie haben immer noch genau-
so abgestimmt wie vorher.

Wer stimmt schließlich Ziffer 5 des Antrags zu? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist auch
dieser Punkt abgelehnt.

Weiter mit dem Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/15226.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Vorbericht
zu den Einzelplänen der Bezirksämter, Einzel-
pläne 1.2 – 1.8 Bezirksämter, Aufgabenbereiche
208, 212, 216, 220, 224, 228, 232 Wirtschaft,
Bauen, Umwelt, Produktgruppen 208.03,
212.03, 216.03, 220.03, 224.03, 228.03, 232.03,
Management des öffentlichen Raumes (MR)
Einzelplan 1.1 Senatskanzlei, Aufgabenbereich
203 Senatskanzlei, 203.01 Senatsangelegenhei-
ten
Einzelplan 5 Behörde für Gesundheit und Ver-
braucherschutz, Aufgabenbereich 256 Steue-
rung und Service, Produktgruppe 256.01 Steue-
rung und Service
Einzelplan 6.1 Behörde für Stadtentwicklung
und Wohnen, Aufgabenbereich 286 Steuerung
und Service, Produktgruppe 286.11 Verwaltung,
Recht u Beteiligungen (VR)
Einzelplan 6.2 Behörde für Umwelt und Ener-
gie, Aufgabenbereich 290 Steuerung und Ser-
vice, Produktgruppe 290.11 Zentr. Aufg., Recht
u. Beteilig. (ZR)
Einzelplan 9.1 Finanzbehörde, Aufgabenbe-
reich 278 Steuerung und Service, Produktgrup-
pe 278.01 Steuerung und Service
Für mehr Sicherheit und Sauberkeit: SOS-
Dienst in den Bezirken einführen!
– Drs 21/15226 –]

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der FDP-Fraktion aus
Drucksache 21/15331.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Vorbericht
zu den Einzelplänen der Bezirksämter, Einzel-
pläne 1.2 bis 1.8
Öffentlichkeitsarbeit der Bezirksversammlun-
gen unterstützen
– Drs 21/15331 –]

Wer schließt sich diesem Antrag an? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.
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Jetzt zum Antrag der FDP-Fraktion aus Drucksa-
che 21/15332.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Vorbericht
zu den Einzelplänen der Bezirksämter, Einzel-
pläne 1.2 bis 1.8 und Einzelplan 9.2
Verbesserung von Mitgestaltungsmöglichkei-
ten für den eigenen Stadtteil durch Einrichtung
eines Bürgerfonds
– Drs 21/15332 –]

Wer möchte dann dem Antrag der FDP-Fraktion
aus Drucksache 21/15332 zustimmen? – Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt.

Jetzt zum FDP-Antrag aus der Drucksache
21/15363.

(Zurufe: 15333!)

– Ja, 15333. 15332 haben Sie ja schon abgelehnt.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplä-
ne 1.2 bis 1.8 und Einzelplan 9.2
Verwendung der Erlöse aus der Tronc-Abgabe
– Drs 21/15333 –]

Wer schließt sich diesem Antrag an? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.

Wir kommen zum Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRÜNEN aus Drucksache 21/15368.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelpläne
1.2 bis 1.8
Stellenbewertungen in der Bezirksverwaltung –
Angemessene Vergütung für gute Arbeit
– Drs 21/15368 –]

Wer möchte nun dem Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRÜNEN aus Drucksache 21/15368
zustimmen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? –
Das ist bei einer Gegenstimme angenommen.

Wir kommen zum Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRÜNEN aus Drucksache 21/15369.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:

Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzel-
plan 1.3
Sanierung, Modernisierung und Erweiterung
des Altbaubestands des Jugend- und Stadtteil-
kulturzentrums MOTTE im Bezirk Altona
– Drs 21/15369 –]

Wer möchte diesen annehmen? – Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Das ist bei einer Gegenstimme
angenommen.

Nun zum Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und
der SPD aus Drucksache 21/15370.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelpläne
1.2 – 1.8
Leerstand bekämpfen, Bezirke stärken
– Drs 21/15370 –]

Wer möchte dann dem Antrag der Fraktionen der
GRÜNEN und der SPD aus Drucksache 21/15370
zustimmen? – Gegenprobe. – Enthaltungen? – Da-
mit ist dieser Antrag angenommen.

Nun zum Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und
der SPD aus Drucksache 21/15371.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelpläne
1.2 – 1.8
Bezirkliche Jugendhilfeplanung kontinuierlich
weiterentwickeln
– Drs 21/15371 –]

Wer möchte diesem seine Zustimmung geben? –
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dieser
Antrag angenommen.

Wir kommen zum Antrag der Fraktionen der GRÜ-
NEN und der SPD aus Drucksache 21/15372.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelpläne
1.2 – 1.8
Bezirke im Dialog – Politische Teilhabe vor Ort
stärken
– Drs 21/15372 –]

Wer schließt sich dem Antrag an? – Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Dieser Antrag ist angenom-
men.
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Nun zum Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und
der SPD aus Drucksache 21/15373.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelpläne
1.2 – 1.8
Bürgerhäuser und Bürgerbeteiligung stärken –
Hier lebt Dein Stadtteil!
– Drs 21/15373 –]

Wer möchte schließlich den Antrag der Fraktionen
der GRÜNEN und der SPD aus Drucksache 21/
15373 annehmen? – Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Damit ist dieser Antrag bei Gegenstimmen
angenommen.

Wir kommen dann zur Wahl eines Mitglieds für den
Beirat für politische Bildung und zur Wahl eines
vertretenden Mitglieds der Kommission für Stadt-
entwicklung aus den Drucksachen 21/14765 und
21/14934.

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Wahl eines Mitglieds für den Beirat für politi-
sche Bildung
– Drs 21/14765 –]

[Unterrichtung durch die Präsidentin der Bür-
gerschaft:
Wahl eines vertretenden Mitglieds der Kommis-
sion für Stadtentwicklung
– Drs 21/14934 –]

Die Fraktionen haben hierzu vereinbart, dass beide
Wahlen in einem Wahlgang durchgeführt werden
können.

Die zwei Stimmzettel liegen Ihnen vor. Sie enthal-
ten bei den Namen jeweils Felder für Zustimmung,
Ablehnung und Enthaltung. Wir dürfen auf jedem
Stimmzettel ein Kreuz machen, aber bitte nur ei-
nes. Stimmzettel, die den Willen des Mitglieds
nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder Zusätze
enthalten, sind ungültig. Auch unausgefüllte
Stimmzettel gelten als ungültig.

Bitte nehmen Sie nun Ihre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftführerinnen bitten, mit dem Ein-
sammeln der Stimmzettel zu beginnen.

(Vizepräsidentin Christiane Schneider über-
nimmt den Vorsitz.)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Sind alle
Stimmzettel abgegeben worden? – Dann schließe
ich die Wahlhandlung. Die Wahlergebnisse werden
gleich ermittelt und ich werde sie Ihnen im Laufe
der Sitzung bekannt geben.***

Meine Damen und Herren, kann es weitergehen?
Dann rufe ich jetzt auf

Einzelplan 6.2
Behörde für Umwelt und Energie

Wer wünscht das Wort? – Herr Gamm, Sie haben
es.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Umwelt- und Energiepolitik ist kein einfaches The-
mengebiet, da fast jede Entscheidung innerhalb
des Spannungsfeldes zwischen Ökologie und Öko-
nomie getroffen werden muss. Wer es also allen
gleichzeitig recht machen möchte und von allen
Seiten gleichermaßen Zuspruch erwartet, seien es
jetzt Unternehmen, Anwohner oder Umweltverbän-
de, der sollte von diesem Politikfeld lieber die Fin-
ger lassen. Denn der Zustand des sogenannten
Pareto-Optimums – diejenigen, die sich mit Wirt-
schaft auskennen, wissen, was ich meine –, also
eine Lösung zu finden, die für alle Betroffenen die
beste darstellt, kann nur in sehr seltenen Ausnah-
mefällen tatsächlich erreicht werden. Verinnerlicht
man dieses Prinzip, so gibt es zwei grundsätzliche
Herangehensweisen, wie Umwelt- und Energiepoli-
tik konzipiert und umgesetzt werden kann.

Erstens: Es gibt den pragmatischen Weg, das
heißt, der Zielkonflikt wird ebenso akzeptiert wie
der Umstand, dass es de facto unmöglich ist, es al-
len Betroffenen gleichermaßen recht zu machen.
Somit konzentriert sich politisches Handeln darauf,
für jede einzelne Fragestellung eine möglichst
pragmatische Lösung zu finden. Das soll beispiels-
weise in der Jamaika-Koalition in Schleswig-Hol-
stein sehr gut klappen, was ich so gehört habe.

Dann gibt es zweitens aber noch den ideologi-
schen Weg, der eher darauf ausgerichtet ist, Parti-
kularinteressen in den Vordergrund zu stellen und
mit Schaufensterpolitik die eigene Wählerklientel
bestmöglich zu bedienen.

Jetzt stellt sich die Frage, welches Prinzip für den
Einzelplan der Behörde für Umwelt und Energie
denn hier maßgeblich ist.

(André Trepoll CDU: Zwei!)

Da ich davon ausgehe, dass ein Haushaltsplan im-
mer eine geistige Vorwegnahme zukünftigen Han-
delns darstellt, sollten sich die Themen, die für die
Hamburgerinnen und Hamburger von besonderer
Relevanz sind, auch genau dort wiederfinden.
Wenn man jetzt ganz simpel einmal nach gezielten
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Begriffen auf diesen 335 Seiten anfängt zu su-
chen, dann kommt man zu einer sehr seltsamen
Erkenntnis. Wörter wie Diesel null, taucht kein ein-
ziges Mal auf, Nachrüstung null, Katalysatoren
null, Dioxin null, Fernwärme immerhin dreimal,
Bäume 23-mal und Flächenrecycling dann mit über
70-mal. Dann muss man sich schon fragen, was
das eigentlich mit der Lebenswirklichkeit zu tun
hat.

(Beifall bei der CDU)

Selbst zu dem neuen Lieblingsthema der GRÜ-
NEN, nämlich dem Mehrwegbecher, findet sich
nichts in diesem Einzelplan. Das ist umso verwun-
derlicher, da gerade hierzu eine PR-Sau nach der
nächsten durchs Hamburger Dorf getrieben wird.
So wissen wir seit gestern, dass uns das Lama Bo-
nita dieses Thema nun schmackhaft machen soll.

(Heiterkeit bei der CDU)

Auch wenn die ökologische Vorteilhaftigkeit von
Mehrwegbechern im Vergleich zu Einwegbechern
keineswegs so eindeutig ist, denn ökologisch
macht so ein Mehrwegbecher erst dann Sinn,
wenn er mindestens 70-mal genutzt wird, können
Sie das als Randthema gern weiter betrieben. Aber
das kann doch wohl nicht ernsthaft ein wesentli-
cher politischer Schwerpunkt sein.

(Beifall bei der CDU)

Ich kritisiere, dass Sie sich auf solche inhaltsleeren
Schaufensterthemen geradezu manisch fokussie-
ren, jedoch weitgehend mutlos sind, wenn es da-
rum geht, neue Dinge auszuprobieren. Da möchte
ich Ihnen ein Beispiel nennen.

Bereits 2017, als wir über den Luftreinhalteplan ge-
sprochen haben, habe ich die Möglichkeit von na-
türlichen Luftfiltern in Form von Großwänden auf-
gezeigt und wurde übrigens an dieser Stelle von
den Kollegen von Rot-Grün verlacht. Keine 14 Ta-
ge später hat ECE genau eine solche Wand vor ih-
rem Hauptquartier aufgestellt. Jetzt dürfen Sie drei-
mal raten, wer der Erste war, der sich auf das Foto
gedrängelt hat; das war nämlich Senator Kerstan.

(Beifall bei der CDU)

Es geht hier nicht um Fotoneid, das liegt mir wahr-
lich fern, aber so schlecht scheinen Sie diese Idee
doch nicht zu finden, und dann dürften Sie sicher-
lich auch kein Problem damit haben, unserem
Haushaltsantrag zu diesem Thema zu folgen. Um
es ganz deutlich zu sagen: Ich ziehe einen Senat
vor, der den Mut besitzt, auch einmal neue Ideen
auszuprobieren, selbst auf die Gefahr hin, damit zu
scheitern. Sollte er mit einer Idee scheitern, so
werden die CDU-Fraktion und ich nicht diejenigen
sein, die hier hämisch den Finger heben werden.
Doch bei aller Meinungsverschiedenheit, gerade
bei den energiepolitischen Fragen, geht eines
nicht, nämlich wissentlich die Unwahrheit zu sa-
gen. Genau das ist am 7. Dezember 2018 passiert.

So hat Senator Kerstan gegenüber der "Hambur-
ger Morgenpost" erklärt, alle Kohlekraftwerke in
Hamburg würden 2025 abgeschaltet. Ob das für
Wedel zutreffend sein wird, kann mit Sicherheit
nicht gesagt werde, und ich wage das angesichts
des astronomisch teuren Fernwärmekonzepts und
der hohen Komplexität eindeutig zu bezweifeln.
Doch mit Tiefstack gibt es noch ein anderes Kraft-
werk, und das soll laut Planung des Senats erst
2030 von Kohle auf Gas umgestellt werden. Daher
ist die Aussage vom 7. Dezember 2018 geradezu
grotesk, und ich kann Sie nur auffordern, sich zu-
mindest öffentlich an Ihre eigenen Zielmarken zu
halten.

(Beifall bei der CDU)

Ein weiteres für die Hamburgerinnen und Hambur-
ger sehr wichtiges Thema ist die Sauberkeit. Auf
59 Millionen Euro belaufen sich die Erstattungs-
kosten der BUE an die Stadtreinigung Hamburg.
Das ist ein gewaltiger Kostensprung, der noch
nicht im Verhältnis zur erhofften Qualitätssteige-
rung steht. Das zeigt sich sowohl in der unverän-
dert hohen Anzahl von Meldungen über Ver-
schmutzungen und Verwahrlosungen an meine
Fraktionskollegen und mich, aber auch an der Be-
wertung des Senats selbst, die anhand dieses so-
genannten DSQS, also dieses Datenbanksystems
zur Qualitätssicherung in der Straßenreinigung,
deutlich wird. So gibt es in dem Haushaltsplan, Se-
nator Kerstan kennt das Thema, eine Kennzahl,
die Auskunft über den Grad der Sauberkeit gibt.
Da gibt es eine Skala von eins bis zehn. Dieser
Wert soll sich nach Plänen des Senats zwischen
2019 bis 2022 überhaupt nicht verändern. Also ei-
ne Verdoppelung der Mittelausstattung und des
Personalkörpers führt somit nicht zu einem Quali-
tätssprung bei der Sauberkeit. Allein das ist doch
ein Beleg dafür, dass Geld allein nicht putzen
kann.

(Beifall bei der CDU)

Neben einer guten Mittelausstattung ist eben auch
ein intelligentes Konzept zwingend für die Wirk-
samkeit erforderlich. Auch wenn ihm mittlerweile
die Ohren bluten, wir bleiben bei unserer festen
Überzeugung, dass der Bezirkliche Ordnungs-
dienst hier eine sehr sinnvolle Antwort wäre.

(Beifall bei der CDU)

Doch um am Ende auch etwas Versöhnliches an-
zubringen, begrüße ich ausdrücklich, dass dieser
Senat unserem Vorstoß zum Thema Tiefengeo-
thermie gefolgt ist. Das ist keine Selbstverständ-
lichkeit, denn die Erfahrung lehrt, dass die meisten
Themen, die wir hier vorbringen, abgelehnt wer-
den. Denn ebenso, und das muss man auch sa-
gen, wie es völlig unwahrscheinlich ist, dass eine
Regierung alles falsch macht, ist auch nicht jede
Idee der Opposition zwingend automatisch
schlecht oder unwirksam. Abschließend bleibt je-
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doch festzuhalten, dass dieser Haushaltsplan eine
Enttäuschung darstellt. Er beinhaltet weder innova-
tive Ideen noch gibt es zukunftsweisende Antwor-
ten. Dieser Plan ist eine Kombination aus einseiti-
ger Klientelpolitik und dem Ansatz der SPD, unse-
re Stadt auch weiterhin ohne echten Gestaltungs-
willen blutleer herunterzuregieren. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Gamm. – Das Wort erhält jetzt Frau
Dr. Schaal für die SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren! Herr Gamm, gerade das Letz-
te, was Sie hier gesagt haben, ist ein ziemlich star-
kes Stück.

(Zurufe von der CDU)

Ohne sich überhaupt im Einzelnen mit einem
Haushaltsplan, den wir hier beraten, auseinander-
zusetzen, gehen Sie einfach her und sagen, das
hier sei alles eine Täuschung und Klientelpolitik.
Sie haben noch nicht einmal einen Beleg für Ihre
einzelnen Beleidigungen und Anwürfe gebracht.
Das finde ich schon unverschämt und ausgespro-
chen dünn.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Mit dem umfangreichsten Umweltetat, den der Se-
nat hier je vorgelegt hat, wird der rot-grüne Senat
der zunehmenden Bedeutung der Umwelt- und
Energiepolitik in dieser Stadt gerecht. Das zeigte
sich auch in der Generaldebatte, in der immer wie-
der auch auf Umwelt- und Energiethemen Bezug
genommen wurde. Für 2019 und 2020 sind pro
Jahr rund 250 Millionen Euro konsumtive und
51 Millionen Euro beziehungsweise 53 Millionen
Euro investive Mittel ermächtigt. Die Schwerpunkte
sind Hochwasserschutz, Pflege und Weiterentwick-
lung von Parks, Grünanlagen sowie Naturschutz-
gebieten und viele Anstrengungen im Umwelt-, Kli-
ma- und Naturschutz sowie Sauberkeit der Stadt.
Was ist daran, Herr Gamm, ideologisch?

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Hier leistet der Senat einen entscheidenden Bei-
trag zur Steigerung der Lebensqualität in dieser
Stadt.

Hamburgs Bezirke bekommen unter anderem zu-
sätzliches Geld, eine halbe Million Euro mehr für
die Grünpflege, 1,5 Millionen Euro mehr für die
Nachpflanzung von 1 500 Straßenbäumen. Die
CDU bringt es nur auf 360 000 Euro; dafür kriegen
Sie noch nicht einmal 180 Bäume gepflanzt, bloß
einmal nebenbei bemerkt. Weitere Mittel aus dem
Naturcent stehen den Bezirken zur Verfügung, um
die steigende Beanspruchung von Grün und Natur
auszugleichen. Über 1 Million Euro werden für die
Grünpflege zusätzlich frei, weil Parks jetzt von der

Stadtreinigung und nicht mehr von den Bezirken
gereinigt werden. Und, das ist ganz wichtig, wir
schaffen mehr Grünflächen trotz Wohnungsbau.
Planten un Blomen wird für 13 Millionen Euro er-
weitert und begrünt. Für diese besondere Anlage
mitten in der Stadt stehen 3 Millionen Euro zur
Pflege und Instandhaltung zur Verfügung.

Für den Ausbau der Landschaftsachse Horner
Geest und die Anlage des Alster-Bille-Grünzuges
sind weitere 10 Millionen Euro vorgesehen. In den
Neubaugebieten planen wir auch immer Grünflä-
chen mit ein.

Insgesamt belegt dieser Haushalt, dass Woh-
nungsbau und gepflegte Anlagen sich nicht aus-
schließen. Im Gegenteil, wir haben es heute schon
gehört, können wir stolz darauf sein, dass wir zu-
sätzlich 30 Hektar Grünanlagen geschaffen haben.
Seit heute wissen wir auch, dass der Biotopver-
bund 23 Prozent der Landesfläche ausmachen
wird. Das ist für eine Stadt sehr gut – gut für die
Erholung, aber auch gut für die Artenvielfalt.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Um dem wachsenden Flächenbedarf für Woh-
nungsbau Rechnung zu tragen und unsere Grün-
flächen trotzdem weitgehend zu erhalten, wollen
wir vor allen Dingen auf innerstädtische Flächen
zurückgreifen und darum auch belastete Böden in
der Stadt künftig viel schneller sanieren. Im Einzel-
plan 6.2 hat der Senat dafür auf Initiative von SPD
und GRÜNEN zusätzlich ein Programm zur be-
schleunigten Sanierung von Altlasten von 1,6 Mil-
lionen Euro für zwei Jahre aufgelegt. Da wird
nichts gekürzt, meine Damen und Herren von der
CDU, wie Sie jetzt in Ihrem Antrag meinen. Die
Mittel sind zusätzlich zu dem bisherigen Ansatz
vorgesehen, denn die Altlastensanierung findet
nach wie vor statt, und das kann man auch an den
Zahlen der Behörde ablesen. Dem CDU-Antrag fol-
gen wir hier nicht.

Wir sind uns bewusst, dass mit intensiver Nutzung
unserer Infrastruktur auch im grünen Bereich der
Verschleiß wächst. Deshalb haben wir bereits in
diesem Jahr ein Erhaltungsmanagement für Spiel-
plätze auf den Weg gebracht. Die ersten Plätze
wurden für 4,5 Millionen Euro bereits saniert. Für
die nächsten zwei Jahre hat die BUE im Haushalt
14 Millionen Euro dafür vorgesehen. Spielplätze
kommen auch in das zentrale Erhaltungsmanage-
mentsystem der Stadt. Es umfasst neben Straßen
und Brücken auch Hochwasserschutzanlagen und
Schritt für Schritt wollen wir auch Grünanlagen und
Wälder einbeziehen. Dazu haben wir zwei Anträge
vorgelegt. Das ist wegweisend.

Anfang 2018 hat die Stadtreinigung die große Sau-
berkeitskampagne "Hamburg – gepflegt und grün"
gestartet. Mit zusätzlichen 27 Millionen Euro bringt
die Stadt jetzt insgesamt 80 Millionen Euro pro
Jahr für Reinigungsleistungen im Haushalt auf.
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(Dirk Nockemann AfD: Das sagt aber nichts
über die Sauberkeit in der Stadt aus!)

– Ja, es ist richtig, das Geld putzt nicht, sondern
wir brauchen das Geld, um Leute einzustellen, da-
mit geputzt wird.

Ich finde, das Konzept "Sauberkeit aus einer
Hand" – denn die Sauberkeit wird jetzt von der
Stadtreinigung verantwortet – zeigt Wirkung, und
viele sagen, die Stadt sei wirklich sauberer gewor-
den.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Zudem haben wir die WasteWatcher ersucht, bei
Sauberkeitsverstößen Ordnungswidrigkeiten zu
verfolgen und Bußgelder zu verhängen. In diesem
Jahr haben die 30 Kräfte bereits über 3 000 Ord-
nungswidrigkeiten geahndet und Bußgelder ver-
hängt. Ferner wird die Innenbehörde nach und
nach 100 Angestellte im Polizeidienst auf die Stra-
ße bringen, und ich denke einmal, auch das zeigt
eine erzieherische Wirkung.

(Beifall bei Sören Schumacher SPD)

Es war trotz Ihres Geheuls richtig, ich darf Herrn
Gamm einmal zitieren, den BOD abzuschaffen.
Ihm fehlten vor allen Dingen die Durchgriffsmög-
lichkeiten. Die CDU will das zwar, aber sie hat da-
für keine Voraussetzungen geschaffen und wir
brauchen keinen neuen zahnlosen Tiger. Die Ge-
genfinanzierung ist außerdem abenteuerlich. Sie
wollen offensichtlich Leute rausschmeißen, um Ih-
ren BOD einzustellen; das geht ja wohl gar nicht.

Die BUE wird mit dem neuen Doppelhaushalt auch
organisatorisch fit gemacht für die Zukunft. Für uns
ist klar, dass Energiewende und Klimaschutz sowie
Naturschutz, Grünplanung und Bodenschutz zu
den großen Herausforderungen auch in Hamburg
gehören. Mit dem Umbau der Fernwärme, dem
Kohleausstieg – ja, der wird kommen –, der Ener-
giewende und der Koordinierung von Klimaschutz-
maßnahmen der Stadt sind der BUE umfangreiche
zusätzliche Aufgaben zugewachsen. Darum ist es
gut, dass diese Bereiche in einer neuen Organisa-
tionsstruktur der Behörde auch separat abgebildet
werden. Wir bitten Sie, dem geänderten Einzelplan
aus der Drucksache 21/14988 und den von SPD
und GRÜNEN vorgelegten Anträgen zuzu-
stimmen. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dr. Schaal. Ich möchte Sie aber bitten,
stets den parlamentarischen Sprachgebrauch zu
beachten.

Ich gebe Ihnen nach dem Auszählen der Stimmen
das Ergebnis der Wahl bekannt.

Bei der Wahl eines Mitglieds für den Beirat der po-
litischen Bildung sind 114 Stimmzettel abgegeben

worden; davon war 1 Stimmzettel ungültig, somit
sind 113 Stimmen gültig. Herr Dr. Alexander Wolf
erhielt 16 Ja-Stimmen, 90 Nein-Stimmen, 7 Enthal-
tungen. Damit ist Herr Dr. Wolf nicht gewählt wor-
den. Dann werden wir die Wahl in unserer nächs-
ten Sitzung im Januar erneut auf die Tagesord-
nung setzen.

Bei der Wahl eines vertretenden Mitglieds der
Kommission für Stadtentwicklung sind 108 Stimm-
zettel abgegeben worden; davon war 1 Stimmzet-
tel ungültig, somit sind 107 Stimmzettel gültig. Herr
Peter Lorkowski erhielt 37 Ja-Stimmen, 53 Nein-
Stimmen, 17 Enthaltungen. Damit ist Herr Lor-
kowski nicht gewählt worden. Auch diese Wahlen
werden wir in unserer nächsten Sitzung im Januar
erneut auf die Tagesordnung setzen.

Ich gebe nun das Wort an Frau Sparr für die GRÜ-
NE Fraktion.

Ulrike Sparr GRÜNE: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Gamm, dass Sie die
Systematik des Haushalts so wenig verstanden ha-
ben,

(Dennis Thering CDU: Das sagt die Richtige!
Oberlehrerhaft!)

dass Sie meinen, die Qualität eines Einzelplans an
der Häufigkeit des Vorkommens einzelner Begriffe
zu beurteilen, das hat mich nun doch etwas
schockiert, muss ich sagen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

In den vergangenen zwei Jahren hat Hamburg sich
auf den Weg gemacht, hin zu einer grüneren Me-
tropole, in der die Stadtnatur erhalten und gepflegt
wird, zu einer Metropole, die die Herausforderun-
gen des Klimawandels annimmt, und zu einer Me-
tropole, die ihren Bürgerinnen und Bürgern dauer-
haft gute Lebensbedingungen bietet.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Diesen Kurs setzt der neue Doppelhaushalt der
Behörde für Umwelt und Energie fort. Dieser Haus-
halt umfasst erfreuliche 300 Millionen Euro und
das bedeutet, dass die Einsparungen, die gerade
beim Grünerhalt noch aus der alten mittelfristigen
Finanzplanung drohten und in den Bezirken große
Sorgen ausgelöst haben, jetzt allesamt vom Tisch
sind.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Im Gegenteil, 21,6 Millionen Euro sind jetzt allein
für Hamburgs Grün vorgesehen; das ist eine Stei-
gerung um 500 000 Euro. Obendrauf kommen
noch diverse Sondereffekte, Frau Schaal hat sie
schon benannt, aber man kann es nicht oft genug
sagen: 1 Million Euro frei werdende Mittel in den
Bezirken, weil die Stadtreinigung jetzt die Müllent-
sorgung in den Grünanlagen übernimmt, 14 Millio-
nen Euro für die Spielplatzsanierung, dazu noch
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Mittel aus dem Naturcent und aus den Sonderpro-
grammen des Bundes. Alles in allem können wir
sagen: Die Zukunft des Hamburger Stadtgrüns ist
gesichert.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Unsere Parks, Spielplätze und Grünanlagen wer-
den intensiv genutzt und darum müssen sie nicht
nur gepflegt, sondern ab und zu auch einmal aus-
gebessert werden. Wege, Bänke, Spielgeräte ge-
hen kaputt, Bäume und Sträucher werden beschä-
digt oder sterben ab.

Da dürfen wir nichts übersehen, damit sowohl die
Naturwerte wie auch die Nutzbarkeit erhalten blei-
ben. SPD und GRÜNE sorgen mit ihren Anträgen
dafür, dass ein Erhaltungsmanagement für Parks,
Spielplätze und auch für Hamburgs Wälder einge-
führt wird. So sichern wir, dass das Erreichte auch
in Zukunft erhalten wird.

Um Hamburgs Grün nachhaltig zu sichern, ist es
auch wichtig, dass ökologisches Grundwissen, die
Zusammenhänge zwischen Flora und Fauna, zwi-
schen Aussäen, Wachsen, Blühen – und vielleicht
auch Aufessen – immer wieder neu vermittelt wer-
den. Wir fördern darum mit unseren Anträgen zwei
Projekte, die das in vorbildlicher Weise tun. Enga-
gierte Lehrerinnen und Lehrer erhalten die Mög-
lichkeit, gemeinsam mit Grundschulkindern aus
sterilen, asphaltierten Schulhöfen blühende Oasen
zu machen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Wir setzen auch die Förderung der Umweltbildung
fort. Das Programm, das im letzten Jahr speziell
für geflüchtete Kinder wie auch für Erwachsene
aufgelegt wurde, öffnen wir jetzt auch für andere
Gruppen, die durch solche niedrigschwelligen An-
gebote gut erreicht werden können.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Aber der Einzelplan 6.2 umfasst nicht nur den Um-
weltbereich, sondern auch den Bereich Energie.
Der hat in den letzten Jahren eine wachsende Be-
deutung erfahren. Wir alle haben das erlebt, allein
schon durch die leidenschaftlichen Diskussionen,
die wir hier in den letzten Monaten um das Thema
Fernwärme geführt haben. Darum finde ich es
auch absolut richtig, dass die Behörde sich hier in
den letzten Wochen neu aufgestellt hat und den
Bereich Energie und Klima vom Naturschutz losge-
löst hat, denn die Energiepolitik ist einer der wich-
tigsten Schlüssel zum Klimaschutz. Wenn wir den
Klimaplan einhalten und unsere CO2-Emissionen
maßgeblich senken wollen, und die Notwendigkeit
müssen wir hoffentlich hier nicht mehr diskutieren,
dann müssen wir unsere Energieerzeugung dekar-
bonisieren, also raus aus der Kohle.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Darum ist es so wichtig, dass wir jetzt das Wärme-
netz kaufen und neu aufstellen. Es ist erfreulich
und hilfreich, dass es sich bereits jetzt rentiert,
dass unser Stromnetz wieder städtisch ist. 16 Mil-
lionen Euro Gewinnabführung in 2018, geplante
30 Millionen Euro in 2019 und 58 Millionen Euro in
2020 sprechen da eine sehr deutliche Sprache.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Ich will hier wenigstens noch ein paar Worte zu
den Oppositionsanträgen sagen; wir werden sie al-
le ablehnen.

(Beifall bei René Gögge GRÜNE und Heiter-
keit bei der CDU)

Ich kann hier nicht inhaltlich auf alles eingehen,
aber die Anträge laufen im besten Fall unserer Po-
litik hinterher – wie die CDU mit ihrem Spielplatz-
antrag –, und im Ganzen fügen Sie unserer Politik
nichts Sinnvolles hinzu. Gut, bestes Beispiel sind
die Mooswände; dafür wollen Sie auf einmal Geld
ausgeben. Dabei ist mittlerweile tatsächlich erwie-
sen, dass die Dinger die Erwartungen nicht erfül-
len. Diese Mooswände sind in Stuttgart im letzten
Sommer zu Staub zerfallen,

(André Trepoll CDU: Das ist Unsinn!)

dafür geben wir keine 250 000 Euro das Stück
aus.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Bei einigen Anträgen drängt sich auch eher der
Gedanke auf, dass sie nur geschrieben wurden,
um mit den Finanzierungsvorschlägen zu zeigen,
was Sie für verzichtbar halten, und das ist ziemlich
entlarvend.

(Dennis Thering CDU: So ein Schwachsinn!)

Die FDP will angeblich etwas für das Sonderver-
mögen Naturschutz tun und das ausgerechnet mit
Mitteln des Klimaplans finanzieren. Sind Sie jetzt
auch unter die Klimaleugner gegangen? Wo ist
denn die FDP überhaupt? Dahinten sitzen ein
paar. Sind Sie jetzt auch unter die Klimaleugner
gegangen oder was soll das? Die CDU fordert
schön plakativ zusätzliche Straßenbäume und will
dafür weniger plakativ und hintenrum das Grün an
anderer Stelle zusammenstreichen. So geht es
nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Den Vogel hat allerdings einmal wieder die AfD mit
ihrem vollkommen wirren LNG-Antrag abgeschos-
sen. Irgendwie haben Sie gar nicht verstanden,
was LNG ist und wie das mit dem Terminal laufen
soll. Aber wichtiger ist Ihnen wahrscheinlich sowie-
so, das Geld für Ihre überflüssige Studie der Um-
weltmaßnahme Kreetsand zu entziehen. Aber dort
wird nicht nur ein Süßwasserwatt geschaffen, son-
dern vor allem auch Flutraum, und den brauchen
wir dringend, da nun die Elbe weiter vertieft wird.
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Halten wir also fest: Es ist Ihnen egal, wenn dem-
nächst die Hamburgerinnen und Hamburger wie-
der mit den Füßen im Wasser stehen, Hauptsache,
wir erhöhen unsere Abhängigkeit von Gas aus
Russland – oder so.

DIE LINKE hat mit ihrem Antrag zur Energiearmut
immerhin ein Thema benannt, das auch uns be-
wegt.

(Beifall bei der LINKEN – Heike Sudmann
DIE LINKE: Oh nein! Wahnsinn!)

Darum haben wir uns hinter den Kulissen schon
seit einigen Monaten damit beschäftigt.

(Dennis Thering CDU: Ganz ausgebufft sind
Sie! – Zuruf von Sabine Boeddinghaus DIE
LINKE)

– Ja, wir kümmern uns dann aber tatsächlich auch
um die Lösung.

Wir sind dabei auf viel guten Willen bei allen Betei-
ligten gestoßen. Aber wir mussten eben auch ler-
nen, dass es keine einfache Lösung gibt, wenn so
viele Beteiligte im Spiel sind, darunter die Grund-
versorger, die Netzbetreiber, zwei Fachbehörden.
Wir haben mittlerweile aber ein gemeinsames Ver-
ständnis erreicht und so wird ein Runder Tisch in
der BUE angesiedelt sein und ich bin optimistisch,
dass er seine Aufgaben nach dieser langen Vorar-
beit zügig erfüllen kann.

Wir bringen unseren Antrag, er war tatsächlich ge-
rade abstimmungsreif geworden,

(Zuruf)

– meine Güte, Sie können doch auch gleich noch –

daher jetzt als Zusatzantrag ein und werden ihn
nachträglich an den Umwelt- und Sozialausschuss
überweisen.

Alles in allem, denke ich, können wir mit dem Ein-
zelplan 6.2 sehr zufrieden sein. Wir gehen damit
einen großen Schritt nach vorn für mehr Grün, für
mehr Klimaschutz und für eine weiterhin lebens-
werte Stadt. – Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sparr. – Herr Jersch, Sie haben jetzt
für die Links-Fraktion das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE:* Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Wenn die Wirklichkeit
aus den Pressemitteilungen des Senats bestünde,
dann könnte ich jetzt sehr viel Redezeit einsparen,
mich für das "Weiter so!" in diesem Haushalt be-
danken und beschämt aufgrund meiner ständigen
Kritik in der Schmollecke dieses Saales verschwin-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber da ist das Wenn. Und das Wenn wird schon
bestätigt, wenn wir draußen in die Stadt gucken
und uns anschauen, wie die rosaroten Wolken der
Regierungswirklichkeit, der Versuch, mit Schön-
wettermeldungen den Betroffenen in der Stadt
klarzumachen, dass ihr Empfinden mehr Wehlei-
digkeit denn Realität ist, der wirklichen Realität wi-
dersprechen.

Aber die Themen liegen auf der Hand, nur die Lö-
sungen sind chronisch unterfinanziert und das
auch in diesem Haushalt, selbst wenn es in einigen
Bereichen mehr Geldmittel gibt, die zum Teil je-
doch nur mehr oder weniger ein Unfall anderer
Planungen sind. Stattdessen ist in Hamburg die
Luftqualität nach wie vor erbärmlich, sie ist ge-
sundheitsschädlich und das Einzige, was man da-
gegen investiert, sind Prozesskosten gegen die
Anwohnerinnen und Anwohner, neue Straßenschil-
der für Durchfahrtsbeschränkungen und Papier
über Papier für Pressemitteilungen über das glorifi-
zierende Handeln des Senats.

Auf der anderen Seite macht sich der Senat an-
greifbar, indem er zum Beispiel das Luftmessnetz
in Hamburg über die Jahre ausgedünnt hat und
stattdessen den Rechenschieber walten lässt, um
festzustellen, wie die Luftgüte denn nun wirklich ist.
Dabei benutzt er dann auch noch die Passivsamm-
ler, als wären sie aus dem Sanitärhandel entliehen
worden, mit denen man nicht mehr als einen Indi-
kator für den wirklichen Zustand bekommt, mehr
nicht. Stattdessen hat der Senat es fahrlässig un-
terlassen, die Durchfahrtsbeschränkungen einer-
seits nachhaltig durchzusetzen und andererseits
auch deren Auswirkungen auf das Umfeld zu moni-
toren. Deshalb wird unsere Fraktion, wie schon zu-
vor, beantragen, dass wir diesem Zustand ein En-
de bereiten, indem wir endlich einmal wieder einen
mobilen Messwagen für die Luftqualität in Ham-
burg anschaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Soweit ich weiß, ist der letzte der Behörde vor
15 Jahren nicht mehr durch den TÜV gekommen.
Wenn es um die Gesundheit der Hamburgerinnen
und Hamburger geht, dann darf es keinen Finan-
zierungsvorbehalt geben,

(Beifall bei der LINKEN)

dann ist auch präventives Handeln notwendig. Das
hat der Senat nun bei den Durchfahrtsbeschrän-
kungen verpasst und die Verlagerung der Stickoxid-
emissionen  auf  die Ausweichstrecken ist da nur
die Spitze des Nachlässigkeitseisberges, den der
Senat hier hinterlassen hat. Es ist eine Blamage
für den Senat, dass jetzt in Hamburg private Mess-
netze  das  staatliche  Nichthandeln substituieren
sollen, wie am Hafen durch die NABU-Aktion. Ich
kann auch berichten, dass mein eigener Parteibe-
zirk mittlerweile eine Messstation für Bergedorf be-
schlossen hat. Handeln ist erforderlich, aber es
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wäre in dieser Frage nicht von privat erforderlich,
sondern vom Senat; es ist Aufgabe des Staates.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein weiteres Thema ist die Wasserrahmenrichtli-
nie. Sie ist genauso ein Skandalthema. Mal um
Mal werden die Erfordernisse der Richtlinie nicht
eingehalten, die letzte Frist läuft einmal wieder ab
und der Haushaltsentwurf setzt glasklar auf ein
"Weiter so!". Was soll man davon halten? Es ist
der Hamxit, der Ausstieg Hamburgs aus Europa
unter Einhaltung europäischer Vereinbarungen zu
Umweltgrenzwerten, die eigentlich wohlbegründet
sind.

Dahingegen ein Beispiel, wie es anders gehen
kann: die Haushaltsmittel für die Straßenreinigung.
Ein beachtlicher Anstieg, aber warum? Weil der
Sauberkeitszustand in einer Stadt wie Hamburg
den ambitionierten Zielen, zur Touristenmetropole
aufzusteigen, im Weg steht. Das ist Umweltpolitik
by accident und nichts anderes.

(Beifall bei der LINKEN)

Zumindest bei der Dekarbonisierung gibt es nun
mit dem Rückkauf des Fernwärmenetzes, das
schon erwähnt worden ist, Chancen, die auch im
Haushalt abgebildet werden müssen. Da hoffe ich
einfach auf eine zügige Berücksichtigung, nach-
dem der Eigentümerwechsel dann auch offiziell
vollzogen wurde. Die Worte des Bürgermeisters
habe ich mit Freude gehört, ein klares Bekenntnis,
das man von seinem Vorgänger so nicht erwarten
konnte. Infolgedessen denke ich: Hier ist mehr für
den Haushalt möglich und deutlich mehr, als es im-
mer nur mit wirtschaftlichen Effekten in Verbindung
zu bringen, so, wie der Bürgermeister es diesmal
auch wieder getan hat. Es geht um den Klima-
schutz und der hat Priorität.

(Beifall bei der LINKEN)

Was  ist eigentlich  mit  der  großen  Klammer  der
Sustainable Development Goals, der SDG? Es war
wohl eher ein Unfall der G20-Tagung, dass Ham-
burg sich dazu bekannt hat, denn man musste ja
irgendetwas für die C20-Konferenz vorweisen, um
die NGO noch einbinden zu können. Nun aber hat
der Senat es doch tatsächlich geschafft, die Um-
setzung der UN-Nachhaltigkeitsziele so weit über
den Haushalt zu verstreuen, dass gar nicht mehr
klar ist, wer hier eigentlich woran wirkt. Schon die
Definition der Ziele war selbstgestrickt. Kein Wun-
der, wenn man sich nichts Neues einfallen lässt
und stattdessen versucht, bereits laufende Sachen
in neue Kleider zu zwängen. Aber in einer Stadt
der Fonds und Nebenhaushalte hier nichts Kontrol-
lierbares auf die Beine gestellt zu haben und ohne
zusätzliche Gelder, Projekte und Ziele ein Jahrhun-
dertprojekt der Vereinten Nationen vor die Wand
zu fahren, ist doch allzu sehr ein Armutszeugnis
auch des Haushaltsplans.

(Beifall bei der LINKEN)

So kann man sich durch viele Gebiete in Hamburg,
die der BUE zugeordnet sind, durchdeklinieren. Ich
nenne nur die Schwimmbadinfrastruktur, trotz Stei-
gerung der Mittel chronisch defizitäre Grünerhal-
tungsmittel, der stete Verlust an Stadtbäumen, die
galoppierende Flächenversiegelung, Landschafts-
schutzgebiete sind in Hamburg nach wie vor Bau-
erwartungsland, eine nach unten offene Recycling-
quote, die Bonsaiisierung der Kleingärten, die Auf-
gabe der Landwirtschaft in der Stadt, der Fluglärm-
teppich, der sich immer weiter über uns ausbreitet,
und die weiter steigende Spaltung der ökologi-
schen Lebensbedingungen, die die Gesundheit be-
einflussen in Hamburg. Wenn der Bürgermeister
von den Grünanlagen redet – Frau Dr. Schaal hat
das auch getan – und dem Ausbau derselbigen,
wenn ich in einem bisher nicht versiegelten Gebiet
ein Quartier neu baue und dort eine Grünanlage
schaffe, dann war die Versiegelung vorher gerin-
ger, als sie es hinterher ist, da hilft noch so schö-
nes Grün nicht, tut mir leid.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich kann angesichts dieses Haushalts und der Zu-
stände in der Stadt nur sagen: Die Umweltfahne
Hamburgs hängt unter den rosaroten Gesängen
der Regierungskoalition in Fetzen vom Fahnen-
mast.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Umweltsituation in Hamburg brennt und der
Senat zückt die Pipette zum Löschen. Hamburg
hat mehr verdient und sicherlich auch nötig. – Dan-
ke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Jersch. – Das Wort erhält nun Herr
Dr. Duwe für die FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
finde es schön, wenn man mich als Klimaleugner
bezeichnet; tiefer geht es wirklich nicht mehr. Tut
mir leid, also diese Debatte wollen wir hier gar
nicht erst führen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Ich habe mehr Semester Meteorologie auf dem
Buckel als Sie. Damit fange ich schon einmal an.
Da ich relativ wenig Redezeit übrig habe, werde
ich mich nicht an den Regierungsanträgen abarbei-
ten. Das haben schon andere Redner gemacht mit
mehr oder minder großem Erfolg oder Nichterfolg.

Ich möchte darauf hinweisen, dass Hamburg ein-
mal gesagt hat, es sei eine Umwelthauptstadt. Das
bedeutet, dass wir hier mehr in Qualität und in wis-
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senschaftlich fundierte Methoden investieren soll-
ten als immer nur mit Sprechblasen nach dem Mot-
to, ich bin grün, ich kann sagen, was ich will, ich
bin für die Umwelt und alle anderen Argumente
zählen nicht. Tut mir leid, das ist nicht so.

Wir haben vier Anträge eingereicht, einmal um die
ökologische Vielfalt dieser Stadt zu erhöhen, und
zwar nicht nur flächenhaft. In dem Rahmen finde
ich es toll, dass heute die Vereinbarung für den
Biotopverbund zwischen Schleswig-Holstein und
Hamburg veröffentlicht worden ist. Das ist ein
Weg, den ich sehr begrüße und der auch in Ham-
burg viel stärker ins Licht gebracht werden muss
als, ich sage mal, diese statische Flächendiskussi-
on, die wir andauernd haben und so weiter und so
fort. Es ist sehr schön, dass man sagt, so viele
Grünflächen brauche man et cetera. Aber es geht
mehr um Qualität und es geht auch bei Lebewe-
sen, nicht nur bei uns, um Mobilität und das be-
deutet, Biotopverbund muss vorangehen. Es ist
viel wichtiger, mehr Qualität für die Menschen und
auch für die Lebewesen zu schaffen, als nur immer
die buchhalterische Seite zu sehen. Das ist das ei-
ne.

(Beifall bei der FDP)

Zum anderen haben wir eine Reihe von europäi-
schen Richtlinien, die wir nur so langsam irgendwie
in den Griff kriegen beziehungsweise die wir ein-
halten sollten. Ich fange einmal bei der Gewässer-
rahmenrichtlinie an. Da sind wir auf einem guten
Weg, bei einigen Sachen nicht, aber ich sage mal,
man kann Geld auf die eine oder andere Weise
ausgeben. Es ist sehr schön, wenn man zum Bei-
spiel für siebenstellige Beträge irgendwo Fischtrep-
pen hinstellt und ein Gewässer mit einem anderen
verbindet. Wenn diese beiden Gewässer aber
einen ökologischen Status wie ein Karpfenteich
haben, dann hat das de facto eigentlich nicht so
viel Sinn. Das heißt also auf gut Deutsch, das Geld
sollte lieber in die Renaturierung dieser Gewässer
gesteckt werden, um dann einmal irgendetwas zu
bauen. Ich verstehe, haptisch ist es natürlich viel
besser, irgendetwas Gebautes zu haben und zu
sagen, hier sei etwas gemacht worden. Aber es ist
auch für die Alster wichtiger, etwas für die Gewäs-
serqualität zu tun, und zwar nicht nur für die Fließ-
gewässer, sondern gerade auch für die Gewässer,
die diese Fließgewässer verbinden.

(Beifall bei der FDP)

Dann haben wir die berühmte Hochwasserrisiko-
managementrichtlinie, die wir alle kennen. Ich nen-
ne einmal als Stichwort die Überschwemmungsge-
biete. Vor einiger Zeit ist diese Richtlinie überarbei-
tet worden und es wurde konstatiert, was auch lo-
gisch ist, dass man nicht nur die Gebiete zu be-
trachten hat, wo Hochwasser auftreten, sondern
eben das gesamte Gebiet, wo diese Hochwasser
entstehen. Im Wasserhaushaltsgesetz ist dieses
auch vorhanden. Das wird in Hamburg bisher nicht

gemacht, nämlich auch die Hochwasserentste-
hungsgebiete zu betrachten, um dort zu ersehen,
welche Maßnahmen für Entsiegelung, Regenwas-
serrückhaltebecken et cetera zu schaffen sind, um
die Anlieger in Überschwemmungsgebieten weni-
ger zu belasten, aber auch um das Gewässer öko-
logisch wertvoller zu machen.

Des Weiteren kommen wir noch einmal zum Drit-
ten. Wir hatten gerade die Luftgüte und wir haben
die ewige Diskussion über die Qualität der Ham-
burger Luft. Wir machen Ihnen ein Angebot: Sie
kaufen zwei neue Luftgütemessstationen und Sie
haben die Auswahl, wo Sie sie hinstellen; sie sol-
len nur die europäischen Richtlinien einhalten.
Wenn dann die 40 Mikrogramm pro Kubikmeter
festgestellt werden, dann haben Sie Richtlinien.
Aber das, was Sie bisher haben, sind vier Luftgüte-
messstationen, die Jahre vor den Luftgütevorstel-
lungen der EU aufgestellt wurden. Das heißt also,
es ist mit an Sicherheit grenzender Wahrschein-
lichkeit der Fall, es sei denn, der Umweltsenator in
der Zeit war ein Hellseher. Aber ich glaube nicht,
dass er ein Hellseher war.

(Zuruf)

– Nein, das mache ich nicht; das mache ich nor-
malerweise, ja, auch bei Frau Sparr mache ich so
etwas sehr gern, aber wenn man mich als Klima-
leugner bezeichnet, bitte schön, dann nicht.

(Beifall bei der FDP – Glocke)

Vizepräsidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Dr. Duwe, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Zwischenbemerkung? Ich habe
es eben nicht gesehen und habe Ihre Reaktion gar
nicht verstanden. Gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge von Frau Sparr?

Dr. Kurt Duwe FDP (fortfahrend): Nein, die Zeit
läuft. Das ist mir jetzt aber auch egal, weil ich die
wichtigsten Punkte gesetzt habe.

Ich habe versprochen, dass ich jetzt nicht über die
Anträge der SPD und der GRÜNEN herziehen will.
Einige sind vernünftig, denen werden wir auch zu-
stimmen, einige sind eher gut gemeint und ich sa-
ge mal, gerade im grünen Bereich ist gut gemeint
eben nicht gut gemacht. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der AfD
und bei Dr. Jörn Kruse fraktionslos)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. – Das Wort hat nun für die
AfD-Fraktion Frau Oelschläger.

Andrea Oelschläger AfD: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Liebe
CDU, ich möchte Sie loben, wo Sie sich doch so
unermüdlich für die Straßenbäume einsetzen und
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hier schon so gescholten worden sind, und dafür,
dass Sie sich nicht entmutigen lassen. Unsere
schöne Stadt lebt nämlich von dem Grün und von
der Liebe der Hamburger zu ihren Straßenbäumen
und Parks. Leider befürchte ich, dass der Schwund
der Bäume nicht am Geld liegt. Dennoch werden
wir Ihrem Antrag zustimmen.

Tatsächlich ist es wohl eher mangelndes Qualitäts-
management. Das kann man von einer BUE, die
sich ständig in Umwandlung befindet, vielleicht
noch nicht erwarten. Erst wurde die BUE 2015 von
der bislang gemeinsamen Behörde für Stadtent-
wicklung und Umwelt abgespalten, dann wurden
recht schnell die Zuständigkeiten großflächig er-
weitert einschließlich einer Verdoppelung der Mit-
arbeiterzahl bei der Stadtreinigung. Jetzt wird die
BUE intern umstrukturiert. Nebenbei wurden noch
Milliarden Euro für die Umsetzung des Volksent-
scheides ausgegeben und eine Vision der zukünfti-
gen Energieversorgung vorgestellt.

Der Herr Senator hat vor meinem Fenster einen
Straßenbaum fällen lassen, eine Robinie oder Wil-
de Akazie. Gärtnerisch konnte man das machen,
denn die Nachbarbäume waren ebenfalls groß ge-
worden und die Kronen kamen sich ins Gehege.
Einer Privatperson hätte man eine solche Fällung
eines gesunden Baumes natürlich nicht geneh-
migt, aber egal. Der Stamm wurde freundlich ge-
teilt und später eingesammelt und verkauft, alles
andere fachmännisch entsorgt. Anderthalb Jahre
später wurde eine neue, jetzt aber kleinere Robinie
gepflanzt. Eine Woche nach der Pflanzung wurde
das neue Bäumchen erstmals gegossen und dann
darbte das Bäumchen erst einmal Ewigkeiten da-
hin, bis zum September dieses Jahres. Da wurde
das Bäumchen dann wöchentlich gegossen. Im
Durchschnitt ist das dann in diesem Jahr alle
sechs Wochen gewesen und nein, ich habe kein
zwischenzeitliches Gießen verpasst. Geld für Neu-
pflanzungen ist also da und Geld zum Gießen ist
ebenfalls da, fraglich ist natürlich, warum nur im
September. Meine Mutmaßung ist, es fehlt eine
Qualitätskontrolle.

Ähnlich sieht es bei der Stadtreinigung aus. Waren
die Mitarbeiter bisher oft eingespielte Teams, so
sorgen die vielen neuen Aufgaben und Mitarbeiter
derzeit noch vielerorts, um es freundlich zu sagen,
für ungewöhnliche Ergebnisse: nicht geleerte Ton-
nen, nicht abgeholte Laubsäcke und zweifelhafte
Reinigungsergebnisse. Verstehen Sie mich bitte
nicht falsch, die Mitarbeiter der Stadtreinigung sind
größtenteils klasse, aber wenn sich alles verän-
dert, kommt es in jeder Firma zu Chaos, und auch
hier scheint die Koordinierung zu fehlen. Wir schei-
nen für alles einen Beauftragten und einen Koordi-
nator zu benötigen. Wenn es zum Beispiel darum
geht, Umweltvergehen zu verhindern oder aufzu-
decken und zu ahnden, halte ich das auch für sinn-
voll. Dafür sind auf den verschiedenen Ebenen

ganz unterschiedliche Behörden und Institutionen
zuständig.

Darum haben wir einen Antrag gestellt, um die
Vernetzung und Zusammenarbeit der verschiede-
nen Akteure zu forcieren und zu koordinieren.
Noch besser wäre es natürlich, Umweltvergehen
von vornherein zu verhindern und durch Beratung
und Aufklärungsarbeit für das Thema Müllvermei-
dung, gerade auch im Bereich Elektroschrott, zu
sensibilisieren. Dafür Konzepte zu erarbeiten, in
denen man das Wissen, die Erfahrung und die
Strategien aller Zuständigen bündelt, kann ein wei-
terer Aufgabenschwerpunkt dieser Koordinatoren-
stelle sein.

Die BUE hat sich für die Jahre 2019 und 2020 vie-
le sinnvolle Dinge vorgenommen: Landschaftsach-
sen, grüne Ringe, Grünplanung, Kompensation
von Flächenverlusten, Flächenrecycling, Gewäs-
serverbesserung, Fischtreppen, Deicherhöhungs-
programme, Erhöhung der Recyclingquote und vie-
les mehr, alles sinnvolle und ausfinanzierte Projek-
te. Es nützt aber wenig, sich die Erhöhung der Re-
cyclingflut von Müll vorzunehmen, wenn die Ton-
nen nicht geleert werden. Es nützt auch nichts,
einen Lärmaktionsplan fortzuentwickeln, wenn trotz
mehrwöchiger Sitzungen mit den Fluglärmgeschä-
digten dann nur wenige Verbesserungen dabei
herauskommen. Wir können das Budget der Flug-
lärmbeauftragten noch so erhöhen, es nützt den
Menschen nichts, wenn sie am nächsten Tag auf
einer Homepage nachlesen können, warum sie
letzte Nacht wieder einmal nicht geschlafen haben.

Es nützt auch nichts, wenn immer mehr Natur-
schutzgebiete ausgewiesen werden, dies aber nur
Schönfärberei in der Statistik ist, weil die Grünflä-
chen Hamburgs immer kleiner werden. Es nützt
wenig, landwirtschaftliche Flächen in Mecklenburg-
Vorpommern anzukaufen, wenn auf landwirtschaft-
licher Fläche Hamburgs Wohnungsbau betrieben
wird. Genauso sinnlos ist es, die Max-Brauer-Allee
auf ein paar hundert Metern für Dieselfahrzeuge zu
sperren, um diese dafür jetzt einen doppelt so lan-
gen Umweg durch fünf andere Straßen fahren zu
lassen. Das gibt im wahrsten Sinne des Wortes
dicke Luft in mehrfacher Hinsicht: sowohl bei den
Anwohnern in den nun stärker frequentierten Stra-
ßen als auch bei den Dieselfahrern, die sich von
der Stadt schikaniert und von der Bundespolitik
völlig im Stich gelassen fühlen, einmal abgesehen
davon, dass sich die Luft in der Stadt dadurch
nicht verbessert. Dafür ist es aber gelungen, die
Erlöse der Produktgruppe Klimaschutz im Haus-
haltsjahr 2019 durch Fördermittel des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung deutlich zu
erhöhen. Von diesem Geld können möglicherweise
wieder neue Bäume gepflanzt werden. Aber wenn
diese dann den langen heißen Sommer über nicht
gegossen werden, nützt das auch nichts. Mein klei-
nes Bäumchen vorm Fenster wird es vielleicht
überleben, dem Gießplan der BUE hat es dies al-
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lerdings nicht zu verdanken. Im Baumkataster war
der vor drei Jahren gefällte Baum, und da sind wir
wieder am Beginn, übrigens noch fast drei Jahre
zu sehen; er ist erst jetzt kürzlich herausgenom-
men worden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Oelschläger. – Herr Dr. Flocken, ich er-
teile Ihnen das Wort, und zwar für maximal 42 Se-
kunden.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Präsidentin, sehr verehrte Volksvertreter! Die
CDU hat vor ein paar Wochen schon einmal be-
kannt, dass sie Schwierigkeiten mit Naturwissen-
schaft, speziell mit der Biologie, hat. Hier zeigt sich
das jetzt wieder. Ich würde es Ihnen gern ausführ-
lich erklären, aber Sie können es auch irgendwo
nachlesen. Stickstoff und Stickoxide, das ist ein
Unterschied. Stickstoff müssen Sie auf globaler
Ebene betrachten, Stickoxide können Sie inner-
halb eines Mikroklimas betrachten, und Genaueres
über die Stoffwechselwege lesen Sie bitte selbst
nach. – Vielen Dank.

Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Dr. Flocken. – Ich erteile das Wort an
Herrn Senator Kerstan. Ihre Uhr zeigt noch neun
Minuten und 26 Sekunden an.

Senator Jens Kerstan:* Frau Präsidentin, meine
Damen, meine Herren! Ich freue mich, dass die
Bürgerschaft entschieden hat, nach der General-
debatte und Generalaussprache über den Haus-
halt die Haushaltsberatungen mit dem Einzelplan
der Behörde für Umwelt und Energie zu beginnen.
Anscheinend gilt bei Ihnen das Prinzip "Wichtiges
zuerst"; das kann ich nur begrüßen.

(Michael Kruse FDP: Sie wissen, dass die-
ser Punkt der letzte auf unserer heutigen
Tagesordnung ist!)

Denn auch wenn das nicht immer der Fall war, ge-
rade auch nach diesem Sommer zeigt sich doch
immer mehr, dass Umweltgesichtspunkte in unse-
rer Gesellschaft bei Bürgerinnen und Bürgern im-
mer mehr ganz nach oben auf die politische Agen-
da rücken. Das gilt insbesondere für das Thema
Klimaschutz. Es gibt viel Bereitschaft der Men-
schen, sich mit eigenen Beiträgen zu engagieren.
Es gibt aber auch eine hohe Erwartung an die Poli-
tik, diesen Erwartungen auch gerecht zu werden
und das Problem zu lösen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Während wir hier heute über den Haushaltsplan
der Feien und Hansestadt Hamburg debattieren,
wird in Kattowitz auf der COP 24 auf internationa-
ler Ebene von den Staaten darüber beraten, inwie-

weit es gelingt, dass die Verpflichtungen, die die
Staaten 2015 in Paris eingegangen sind, um den
Klimawandel zu begrenzen, tatsächlich auch um-
gesetzt werden. Am Ende wird sich zeigen, ob die
internationale Staatengemeinschaft und auch ein-
zelne Länder bereit sind, ihrer eigenen Verantwor-
tung gerecht zu werden.

Der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg ist
dazu bereit. Wir werden unsere Verantwortung
nicht nur übernehmen, sondern auch durch kon-
kretes umweltpolitisches Handeln dafür sorgen,
dass wir unsere Klimaziele umsetzen. Die wichtigs-
ten Maßnahmen hierzu finden Sie auch in unserem
Haushaltsplan. Das ist eine gute Botschaft für das
Klima und zeigt, dass Hamburg nicht nur voran-
geht, sondern auch ein gutes Beispiel für andere
ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Gerade bei diesen Themen Klimaschutz, Energie-
wende und öffentliche Daseinsvorsorge ist natür-
lich die größte und wichtigste Entscheidung, die wir
in diesem Jahr getroffen haben und die uns auch
in den nächsten Jahren beschäftigen wird, die Re-
kommunalisierung der Fernwärme und der damit
verbundene Ausstieg aus der Kohle in der Fern-
wärme. Ich habe mich einerseits darüber gefreut,
dass die beiden umweltpolitischen Sprecher auf
der rechten Seite des Hauses all diese unsägli-
chen Verunglimpfungen unseres Projektes hier
nicht wiederholt haben, bei Ihren Fraktionsvorsit-
zenden ist es allerdings noch nicht angekommen.
Die haben die Dinge, die wir im Ausschuss wider-
legt haben …

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

– Ja, die sind bei Ihnen anscheinend noch nicht
angekommen, aber – die Hoffnung stirbt zuletzt –
vielleicht lernen auch die Fraktionsvorsitzenden
der CDU und der FDP, was richtiger Klimaschutz
ist und was sie von uns lernen können.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Denn wenn es darum geht, so schnell wie möglich
aus der Kohle auszusteigen, um den Klimawandel
nicht nur auf zwei Grad, sondern nach Möglichkeit
sogar auf 1,5 Grad zu beschränken, dann ist es
sehr eindeutig, dass die Lieblingsidee von CDU
und FDP, wie man das bewerkstelligen kann, näm-
lich ein altes Kohlekraftwerk durch ein neues zu er-
setzen, viel zu kurz springt und man im Grunde ge-
nommen, sage ich mal, die Zukunftsaufgabe, die
vor uns liegt, die großen Anstrengungen noch nicht
einmal im Ansatz erkannt hat. Ich bin froh, dass Ihr
umweltpolitischer Sprecher uns heute diese Mär,
dieses falsche Märchen, erspart hat. Das Gegen-
teil ist richtig: Unser Konzept ist nicht nur bundes-
und europaweit wegweisend und setzt auf erneu-
erbare Energien, auf neue Technologien. Hamburg
unterstreicht seinen Anspruch, nicht nur Wind-
hauptstadt in Deutschland und Europa zu sein,
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sondern auch Energiewende-Hauptstadt und setzt
dabei auf Innovationen, Klimaschutz und vorsor-
gende Klimapolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Zum anderen leisten wir als Umweltbehörde natür-
lich auch einen Beitrag zur Lebensqualität, indem
wir nicht nur das Klima, sondern Umwelt und Natur
und damit natürlich auch die Gesundheit der Men-
schen schützen.

Ich möchte einfach einen Punkt herausgreifen, den
uns zum Glück die umweltpolitischen Sprecher
auch erspart haben, weil die vielen Beratungen,
die wir geführt haben, bei Ihnen zu einem Lernpro-
zess geführt haben, bei den Fraktionsvorsitzenden
anscheinend wieder nicht. Diese beiden von Ihnen
so heiß betrachteten Durchfahrtsbeschränkungen
werden von Ihnen immer gern als ein grünes
Steckenpferd, als Profilierungssucht einer grünen
Umweltbehördenleitung dargestellt. Da frage ich
mich, ob Sie die Debatte in diesem Land eigentlich
zur Kenntnis genommen haben. Es stimmt, wir
sind im Moment die einzige Stadt mit Dieseldurch-
fahrtsbeschränkungen. Im Januar kommen Stutt-
gart und Frankfurt dazu, wo aber die Regierungen
Ihrem Rat gefolgt sind, nämlich einfach gar nichts
zu machen, und nicht wie wir jetzt eine Situation
haben, bei einem Straßenkilometernetz von
8 000 Kilometern in Hamburg auf wenigen hundert
Metern Beschränkungen für Dieselfahrzeuge vor-
nehmen zu müssen, um die Menschen zu schüt-
zen, sondern in Stuttgart und in Frankfurt, nach-
dem die Leute auf Sie gehört haben, wird die kom-
plette Innenstadt für alle Dieselfahrzeuge gesperrt
und werden sämtliche Dieselfahrzeugbesitzer ent-
eignet. Das passiert, wenn man FDP und CDU bei
Luftreinhaltung und Gesundheitsschutz folgt, und
die Leute wären dankbar, wenn sie einen Senat
oder eine Regierung gehabt hätten wie hier in
Hamburg, die verhältnismäßig sowohl Gesund-
heitsschutz abgewogen als auch übermäßige Be-
lastungen des Autoverkehrs vermieden hat.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD –
Daniel Oetzel FDP: In Stuttgart regieren an-
dere!)

Zum anderen hat dieser Haushaltsplan zwei weite-
re wichtige Schwerpunkte. Der eine Bereich ist in
einer wachsenden Stadt, die sich immer mehr ver-
dichtet, der Grünerhalt und eben auch der Arten-
schutz. Heute hat der Senat beschlossen, 23 Pro-
zent der Hamburger Fläche in den Biotop-Verbund
zu überführen, davon 9,4 Prozent Naturschutzge-
biete. Beides sind Spitzenmarken. Im bundeswei-
ten Vergleich sind wir mit 9,4 Prozent Naturschutz-
gebieten ganz weit vorn, und nicht nur 15 Prozent
der Landesfläche im Biotop-Verbund, sondern
23 Prozent mit 4 Prozent Prüfflächen. Das zeigt
eindeutig, dass dieser Senat in der Lage und wil-
lens ist, bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung zu
stellen und gleichzeitig das grüne Netz und die

grüne Infrastruktur unserer Stadt nicht nur zu
schützen, sondern auch weiter auszubauen. Das
ist ein wichtiger Schritt nach vorn.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Dabei legen wir ein Sanierungsprogramm auf,
nicht nur in Grünanlagen, sondern auch für die
Spielplätze, damit die nachwachsende Generation
in unserer Stadt natürlich auch ein angemessenes
Umfeld zur Verfügung bekommt. Und wir investie-
ren und bauen unsere grüne Infrastruktur darüber
hinaus aus. Wir erweitern unseren großen Volks-
park Planten un Blomen um 1,4 Hektar mit einem
Projektvolumen von 13 Millionen Euro, der Park-
friedhof Ohlsdorf wird mit 5 Millionen weiterent-
wickelt und wir bauen eine neue Landschaftsachse
Horner Geest in einem Bereich, wo wir Stadtteile
haben, deren Bewohnerinnen und Bewohner nicht
immer auf der Sonnenseite sind, mit viel Geld, mit
3 Millionen Euro, damit wir dort eben Wohnungs-
bau und Grünerhalt zusammenbringen. Insofern:
Grün und Wohnungsbau gehen miteinander, müs-
sen miteinander gehen für die Lebensqualität in
unserer Stadt.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Und vielleicht auch nur ein herausragendes Pro-
jekt, Denkmalschutz ist in unserer Stadt ja ein
großes Thema: Die Alsterschwimmhalle wird nach
45 Betriebsjahren, obwohl sie baufällig ist, nicht
abgerissen, sondern sie wird saniert; die denkmal-
würdige Dachstruktur wird erhalten.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Was ist mit
den City-Höfen?)

Wir gehen im Moment bei den Planungen von
60 Millionen Euro aus in den Jahren 2019 bis
2023.

Und vielleicht abschließend: Wir haben unsere Be-
hörde auf diese neuen Herausforderungen einge-
stellt, auf den Grünerhalt und ein gutes Flächen-
management, indem wir alle flächenbezogenen
Maßnahmen wie Flächenrecycling, Grün- und auch
Flächenentwicklung in einem Amt zusammenfüh-
ren und ein neues Amt für Klimaschutz und Ener-
gie zusammenführen, um den Schwerpunkten des
Senats gerecht zu werden. Das zeigt, wir arbeiten
nicht nur heute an den Zukunftsszenarien, sondern
stellen uns so auf,

(Daniel Oetzel FDP: Planen Sie nicht zu weit
voraus!)

dass wir auch in Zukunft eine Struktur haben, die
über diese Legislaturperiode hinaus dafür sorgen
wird, dass wir eine lebenswerte, bezahlbare, gute
Umwelt in unserer Stadt, die sozial gerecht ist, zur
Verfügung stellen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)
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Vizepräsidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Senator. – Da mir keine Wortmeldun-
gen mehr vorliegen, schließe ich die Beratung und
komme zu den Abstimmungen des Einzel-
plans 6.2.

Wir kommen zunächst zum Bericht des Haushalts-
ausschusses aus Drucksache 21/15155. Die in der
Drucksache 21/14988 enthaltenen Ergänzungen
des Haushaltsplan-Entwurfs 2019/2020 werden am
Donnerstag im Rahmen der Schlussabstimmungen
Berücksichtigung finden.

Nun zum Haushaltsausschussbericht aus Drucksa-
che 21/15156.

[Bericht des Haushaltsausschusses über die
Drucksache 21/14111:
Achtes Gesetz zur Änderung des Gesetzes
über die Erhebung einer Gebühr für Grundwas-
serentnahmen (Senatsantrag)
– Drs 21/15156 –]

Wer möchte hier der Ausschussempfehlung folgen
und das Achte Gesetz zur Änderung des Grund-
wassergebührengesetzes aus Drucksache
21/14111 beschließen? – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist das Gesetz in erster Le-
sung angenommen.

Es bedarf einer zweiten Lesung. Stimmt der Senat
einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? – Den sehe ich nicht.

Wer will das soeben in erster Lesung beschlosse-
ne Gesetz auch in zweiter Lesung beschließen? –
Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Das Gesetz
ist damit auch in zweiter Lesung und somit endgül-
tig beschlossen.

Wir kommen sodann zu den Fraktionsanträgen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2, Aufgabenbereich 292 Naturschutz, Grün-
planung und Energie, Produktgruppe 292.11
Landschaftsplanung und Stadtgrün
Für ein umweltfreundlicheres Hamburg – Defi-
zit der Grünanlagenunterhaltung nicht anwach-
sen lassen
– Drs 21/15213 –]

Wer dem Antrag der LINKEN aus Drucksache
21/15213 folgen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Enthaltun-

gen? – Damit ist der Antrag der LINKEN abge-
lehnt.

Nun zum Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksa-
che 21/15268.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2 Behörde für Umwelt und Energie, Aufga-
benbereich 292 Naturschutz, Grünplanung und
Bodenschutz, Produktgruppe 292.11 Land-
schaftsplanung und Stadtgrün, Produktgruppe
292.14 Zentrale Programme N
Hamburgs grüne Qualitäten fördern – Straßen-
bäume erhalten und pflegen
– Drs 21/15268 –]

Wer möchte diesen annehmen? – Die Gegenpro-
be? – Enthaltungen? – Damit ist auch dieser An-
trag mit Mehrheit abgelehnt.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2 Behörde für Umwelt und Energie, Aufga-
benbereich 292 Naturschutz, Grünplanung und
Bodenschutz, Produktgruppe 292.09 Boden-
schutz und Altlasten, Produktgruppe 292.14
Zentrale Programme N
Altdeponien in Hamburg sanieren und für die
Stadtentwicklung nutzbar machen
– Drs 21/15269 –]

Wer schließt sich dann dem CDU-Antrag aus
Drucksache 21/15269 an? – Die Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit ist auch dieser Antrag mit
Mehrheit abgelehnt.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2 Behörde für Umwelt und Energie
Reduzierung des Stickstoffgehaltes durch die
Integration von natürlichen Luftfiltern an Ver-
kehrsschwerpunkten
– Drs 21/15270 –]

Wer möchte dem Antrag der CDU-Fraktion aus der
Drucksache 21/15270 zustimmen? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Damit ist der Antrag mit
Mehrheit abgelehnt.

Nun zum Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksa-
che 21/15271.

[Antrag der CDU-Fraktion:
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Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2 Behörde für Umwelt und Energie
Luftreinhaltung in Hamburg umsetzen – Nach-
rüstung städtischer Fahrzeuge mit modernen
SCR-Katalysatoren durchführen
– Drs 21/15271 –]

Wer möchte diesen annehmen? – Die Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag mit
´Mehrheit abgelehnt.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2 Behörde für Umwelt und Energie, Aufga-
benbereich 295 Energie und Klima, Produkt-
gruppe 295.11 Energie und Klima, Produktgrup-
pe 295.12 Zentrale Programme E
Windbranche auch im Hamburger Hafen ansie-
deln – Hamburg zur Windhauptstadt in
Deutschland machen
– Drs 21/15272 –]

Wer schließt sich dann dem CDU-Antrag aus
Drucksache 21/15272 an? – Die Gegenprobe. –
Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag mit Mehr-
heit abgelehnt.

[Antrag der AfD-Fraktion:
Einzelplan 6.2
Koordinierungsstelle Umweltvergehen
– Drs 21/15319 –]

Wer möchte nun dem Antrag der AfD-Fraktion aus
der Drucksache 21/15319 zustimmen? – Die Ge-
genprobe. – Enthaltungen? – Damit ist dieser An-
trag mit großer Mehrheit abgelehnt.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2
Gewässerschutz verstärken
– Drs 21/15352 –]

Wer dann noch dem FDP-Antrag aus Drucksache
21/15352 folgen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Die Gegenprobe. – Enthaltun-
gen? – Dieser Antrag ist mit relativ großer Mehrheit
abgelehnt.

Wir kommen zum FDP-Antrag aus Drucksache
21/15353.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2
Neue richtlinienkonforme Luftgütemessstatio-
nen errichten
– Drs 21/15353 –]

Wer möchte diesem Antrag folgen? – Die Gegen-
probe. – Enthaltungen? – Dieser Antrag ist mit
Mehrheit abgelehnt.

Es geht weiter mit dem Antrag der FDP-Fraktion
aus Drucksache 21/15354.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2
Effizienten Naturschutz verstärken
– Drs 21/15354 –]

Wer möchte sich diesem Antrag anschließen? –
Die Gegenprobe. – Enthaltungen? – Auch dieser
Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen sodann zum FDP-Antrag aus Druck-
sache 21/15355.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2
Pilotprojekt für ein integriertes Niederschlags-/
Abflussmodell eines Einzugsgebietes eines
Hamburger Oberflächengewässers
– Drs 21/15355 –]

Ich bitte um das Handzeichen, wer diesem Antrag
zustimmen möchte. – Die Gegenprobe. – Enthal-
tungen? – Dieser Antrag ist mit Mehrheit abge-
lehnt.

Weiter mit dem Antrag der GRÜNEN und SPD-
Fraktion aus Drucksache 21/15411.

[Antrag der Fraktionen der GRÜNEN und der
SPD:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2
Aus gelungenen Projekten lernen – Umweltbil-
dungsangebote ausweiten
– Drs 21/15411 –]

Wer möchte diesen annehmen? – Die Gegenpro-
be. – Enthaltungen? – Dieser Antrag ist mit großer
Mehrheit angenommen.

Und schließlich zum Antrag der Fraktionen der
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SPD und der GRÜNEN aus Drucksache 21/15413
Neufassung.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRÜ-
NEN:
Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan
6.2
Nach Einrichtung eines Erhaltensmanagement-
systems (EMS) für Spielplätze auch ein EMS für
Grünanlagen aufbauen
– Drs 21/15413 (Neufassung) –]

Wer stimmt diesem zu? – Die Gegenprobe. – Ent-
haltungen? – Damit ist auch dieser Antrag ange-
nommen.

Der erste Sitzungstag ist somit beendet. Ich wün-
sche Ihnen einen schönen Abend.

Ende: 19.08 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeiträge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Hendrikje Blandow-Schlegel, Mareike Engels
und Nebahat Güçlü
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Anlage
Sammelübersicht gemäß § 26 Absatz 5 GO
für die Sitzung der Bürgerschaft am 11. Dezember 2018

A. Kenntnisnahmen

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

15137 Erhöhung des Entgelts nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Hamburgisches Abgeordnetengesetz
(HmbAbgG)

15138 Rechnungslegung der Fraktionen der Hamburgischen Bürgerschaft für das Jahr 2017

15079 Bericht des Ausschusses Öffentliche Unternehmen

B. Einvernehmliches Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP Drs-
Nr.

Gegenstand

14830 Aufarbeitung von Missständen bei der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorfinanzie-
rung
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